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(Beginn um 11.00 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich darf Sie zur 31. Sitzung des Wiener Gemeinderats am heutigen Tag begrüßen. 

Ich darf sie für eröffnet erklären. (Die GRÜNEN zeigen sechs Plakate mit folgenden Aufschriften: „WIEN IST NICHT ANDERS“, „SOZIALABBAU FINDET STADT“, „SPÖ MACHT SOZIALABBAU“.)

Ich darf bekannt geben, dass die Frau amtsf StRin Mag Renate Brauner, der Herr GR Barnet, der Herr GR Mag Ebinger, der Herr GR Hufnagl und der Herr GR Walter Strobl entschuldigt sind.

Bevor wir zur Erledigung unserer Tagesordnung kommen gebe ich bekannt, dass gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung an schriftlichen Anfragen zehnmal Grün und einmal ÖVP eingebracht wurden und diese eingelangt sind.

Von der Frau GRin Susanne Jerusalem wurde eine Anfrage an den Herrn Bürgermeister betreffend „Geplanter Sozialabbau in Wien“ gerichtet. 

Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten und Gemeinderätinnen unterzeichnet. 

Gemäß § 36 Abs 5 der GO wird die Beantwortung der Dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist dies um 16.00 Uhr noch nicht geschehen, wird die Sitzung dafür unterbrochen, um die Dringliche Anfrage zu beantworten.

Gemäß § 21 Abs 4 der Wiener Stadtverfassung wurde auf Verlangen des Grünen Klubs im Rathaus auf Einberufung einer Sitzung des Gemeinderats zum Thema "Drohender Sozialcrash in Wien, Wiener GRÜNE verlangen von SPÖ-Alleinregierung Garantie für Sparstopp im Sozialbereich" eingebracht.

Der Herr Bürgermeister hat entsprechend des § 21 Abs 4 der Wiener Stadtverfassung im Zusammenhalt mit § 8 der Geschäftsordnung des Gemeinderats zu dieser heutigen Sitzung eingeladen.

Die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport hat sich gemäß § 16 der Geschäftsordnung zu einer Mitteilung betreffend „Soziale Situation in Wien“ zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr somit und darf bemerken, dass die Redezeit mit 40 Minuten begrenzt ist. Bitte, Frau Vizebürgemeisterin.

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Bürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren!
Bevor ich mit meiner Mitteilung zur tatsächlichen sozialen Situation in Wien beginne darf ich Sie nochmals darauf aufmerksam machen, dass ich den Klubobleuten der Oppositionsparteien eine Auflistung von einigen Tabellen und Diagrammen übermittelt habe, damit diese, die ich als Hinweis in meinen Ausführungen auch behandeln werde, in bildlicher Form zum Mitschauen vorliegen. (GR Mag Christoph Chorherr: Wo bitte?) Sie bekommen sie schon, Herr Klubobmann, keine Sorge, sie sind unterwegs. Sie haben somit Gelegenheit, das, was ich Ihnen sagen werde, sozusagen auch bildlich vorliegen zu haben.

Sehr geehrte Damen und Herren! Aktive Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik ist die beste Sozialpolitik. Darauf werden wir uns ja wahrscheinlich verständigen können. Diesem Grundsatz widersprechen derzeit alle Zahlen. Das Wirtschaftswachstum Österreichs liegt derzeit unter dem EU-Durchschnitt und das starke Anwachsen von Unternehmensgewinnen zeigt keine positiven Auswirkungen auf Wachstum und Beschäftigung. Sie sehen das an Hand der ersten Tabelle. 

Die öffentlichen Investitionen des Bundes wurden gegenüber 1999 halbiert und der Bundesdienst ist von Personalabbau und Aufnahmesperre betroffen. Auch das zeigt die zweite Tabelle mit aller Deutlichkeit.

Der Bund verabschiedet sich, wie bereits beim Meldewesen, Fundwesen, Passwesen, bei der Schulwegsicherung und anderem bewiesen, zunehmend von seinen Aufgaben und schiebt diese auf Länder und Gemeinden ab, ohne dafür finanziell Vorsorge zu treffen. Heute wird meistens weit mehr Steuerleistung als je zuvor erbracht – auch das ist entlang der Tabelle ersichtlich –, doch diese Steuerbelastungen sind sehr ungleich verteilt. Die Einnahmen aus der Einkommenssteuer, also der Steuer der Selbstständigen, sind zwischen 1989 und 2004 praktisch gleich geblieben. Auch die Einnahmen aus der Körperschaftssteuer, der Steuer der Unternehmen, änderten sich wenig. Dafür aber stiegen die Einnahmen aus der Lohnsteuer, also der Steuer der ArbeitnehmerInnen, kräftig. Weil Einkommen, Pensionen, Investitionen und Sozialleistungen gekürzt und Steuern und Abgaben erhöht werden, wird die Kaufkraft der Bevölkerung geschwächt. Deshalb sind die Konjunkturaussichten weiter trist, am Arbeitsmarkt ist keine Entspannung zu erwarten, die Ausgaben für Arbeitslosigkeit wachsen. 

Die Zahl der aktiv Beschäftigten, also ohne KarenzgeldbezieherInnen und ohne Präsenzdiener, stagniert. Das Beschäftigungswachstum früherer Jahre ist einem Arbeitsplatzrückgang gewichen. 2002 gab es 14 000 Arbeitsplätze weniger als im Jahr zuvor, 2003 wird es 3 000 weniger geben. Die Arbeitslosenzahl ist extrem gestiegen. Rechnet man alle Arbeitslosen zusammen, solche mit und solche ohne Schulungen, so ergibt das neue Arbeitslosenrekorde. Zählt man jene dazu, die sich in Schulungen des Arbeitsmarktservices befanden, gab es im August 2003 in Österreich zusammen fast 240 000 Arbeitslose, um über 8 700 mehr als vor einem Jahr. 80 Prozent von ihnen haben weder eine abgeschlossene Schulbildung, noch einen Pflichtschul- oder Lehrabschluss.

Sieht man sich nun die Maßnahmen im Bildungsbereich an, dann sprechen auch diese Zahlen für sich. Heuer werden erstmalig quer über alle Schultypen Stundenkürzungen vorgenommen. Insgesamt um ein halbes Jahr weniger wird ein Kind, das im September 2003 mit der Volksschule begonnen hat und die Ausbildung nach insgesamt 12 Schuljahren beendet, unterrichtet. Die Reduktion von Lehrerdienstposten und die Einführung von Studiengebühren gehen in dieselbe Richtung. Immer mehr Jugendliche finden in Österreich keinen Einstieg ins Berufsleben.

Nach der OECD-Vergleichsstudie "Bildung auf einen Blick", die nicht nur die offiziellen Arbeitslosenquoten heranzieht, sondern auch jene Personen berücksichtigt, die nicht aktiv einen Job suchen, befanden sich im Jahre 2001 11,3 Prozent der 15- bis 19-jährigen ÖsterreicherInnen, das heißt jeder 9. Jugendliche, weder in Ausbildung noch waren sie Teil der Erwerbsbevölkerung. Das Mittel der OECD liegt bei 8,6 Prozent. Damit belegen wir einen traurigen Spitzenplatz in der OECD und werden nur von der Türkei, Mexiko und der Slowakei und Italien überholt.

Erneut ist in Österreich die Jugendarbeitslosigkeit der 15- bis 25-jährigen stärker gestiegen als die Gesamtarbeitslosigkeit. Die Zahl der arbeitslosen Jugendlichen in und ohne Schulungen war im August 2003 gegenüber dem Vorjahr um fast 5 400 Jugendliche höher. Nur jeder vierte bekam eine Schulung des Arbeitsmarktservices. Auch auf Lehrstellensuche waren 15 Prozent mehr als vor einem Jahr. Insgesamt waren damit im August 2003 österreichweit über 56 000 junge Menschen auf Arbeitssuche, in Wien mehr als 15 000 und davon waren fast 9 000 arbeitslos gemeldet.

Während die Nachfrage der Jugendlichen um einen Ausbildungsplatz steigt, insbesondere bei den jungen Frauen mit einem Plus von 51 Prozent in den letzten beiden Jahren, ist auf Grund der ungünstigen konjunkturellen Entwicklung die Bereitschaft der Betriebe, Lehrlinge auszubilden, rückläufig. 2002 waren nur noch 16 040 Lehrplätze in Wien zu finden. Das ist halb so viel wie 1980.

Auch bei den Frauen ist die Situation nicht wirklich frohlockend. Immer weniger Frauen kehren nach der Karenz ins Berufsleben zurück. Nur rund 50 Prozent von ihnen nehmen am Ende ihrer Elternkarenz wieder eine Beschäftigung auf, so eine bundesweite Studie der Arbeiterkammer. Sowohl der Anteil der Wiedereinsteigerinnen als auch der Anteil der Frauen, die eine voll versicherte Arbeit angenommen haben, ist gesunken. Seit 1997 stieg dafür der Prozentsatz der geringfügig beschäftigten Frauen bei den Wiedereinsteigerinnen von 19,5 auf 21,2 Prozent.

Auch die älteren Menschen sind betroffen. Derzeit leben in Wien mehr als 340 000 über 60-jährige, das sind mehr als 20 Prozent der Gesamtbevölkerung. Es ist dies eine äußerst heterogene Zielgruppe, denn neben der aktiven 55+ Generation sind rund 96 200 zwischen 75 und 85 Jahre und rund 33 300 älter als 85 Jahre. 

Auch in finanzieller Hinsicht ist diese Gruppe heterogen und immer mehr Seniorinnen und Senioren spüren die Auswirkungen der Politik des Bundes. Bereits zum vierten Mal hintereinander wurden die Pensionen unter der Inflationsrate angepasst. Änderungen bei der vorzeitigen Alterspension wegen geminderter Erwerbsfähigkeit und beim Pensionsantrittsalter verunsicherten ebenso wie die extremen Kürzungen bei Witwen- und Invaliditätspensionen. Dazu kommen die Belastungen älterer Menschen durch höhere Gesundheitskosten. So wurden die für viele ältere Menschen, für Menschen mit Behinderungen wichtigen Unfallrenten durch eine Besteuerung um bis zu ein Drittel gekürzt. Das bedeutet fehlende 145 Millionen EUR für die Betroffenen. 

Eine besondere Aufmerksamkeit gilt auch der Situation der Flüchtlinge in Österreich. Im Oktober 2002 hat der Bund eine Liste von sicheren Drittstaaten veröffentlicht und vor dem Winter rund 1 000 Asylanten aus der Betreuung entlassen und aus dem Flüchtlingsheim Traiskirchen entfernt. Ein OGH-Urteil vom September 2003, wonach diese Praxis dem Gleichbehandlungsgrundsatz im Bundesbetreuungsgesetz widerspricht, hat Asylanten nun das Recht auf Betreuung durch den Bund zugesprochen. Eine offizielle Einigung betreffend die Grundversorgung aller AsylwerberInnen in Österreich gibt es allerdings noch nicht. 

Nach einem Beschluss der Landeshauptleutekonferenz von Mitte Oktober 2002 war eine Bund-Länder-Regelung vereinbart und vorgesehen. In Wien werden 20 Prozent aller zu betreuenden Personen versorgt und mit der derzeitigen Wiener Versorgungsquote im Bereich der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge, bei deren Betreuung zwischen 2001 und 2002 eine Steigerungsrate von 30 Prozent zu verzeichnen war, ist das Soll längst übererfüllt. Konkrete, von den Ländern eingeforderte Maßnahmen wie die Beschleunigung der Asylverfahren, ein Datenverbund der Krankenversicherung und Schülerfreifahrt wurden seitens des Bundes bislang nicht gesetzt und auch die laufenden Verhandlungen - gerade heute findet eine Sitzung in dieser Frage statt - lassen nicht darauf schließen, dass sich der Bund endlich seiner Verantwortung in diesem Bereich bewusst wird. 

Was sind nun die Folgen? Die Länder und Gemeinden sehen sich mit steigender Arbeitslosigkeit und mit einer Zunahme von leistungsberechtigten Sozialleistungen konfrontiert, denn wenn den Menschen alle sozialen Netze entzogen werden, landen sie im tertiären Auffangnetz der Länder und Gemeinden. 

Den stärksten Anstieg der Arbeitslosigkeit unter den Bundesländern gab es in Vorarlberg. In Salzburg ist die Arbeitslosigkeit gegenüber dem Vorjahr um 15 Prozent angestiegen. Überproportional sind dort Langzeitarbeitslose, Jugendliche und ältere Arbeitslose betroffen. In Wien gab es im August 2003 mehr als 88 000 arbeitslos Gemeldete sowie arbeitslose Menschen, die sich in Schulungen des Arbeitsmarktservices befanden. Gegenüber dem Vorjahr war das eine Zunahme um 9 Prozent. Rund 60 Prozent der Arbeitssuchenden in Wien sind entweder älter als 50 Jahre, Menschen mit Behinderungen oder AusländerInnen und damit wie in Salzburg voraussichtlich längere Zeit auf die tertiären Sozialnetze angewiesen. 

Die Arbeitslosigkeit steigt auch im Bereich der öffentlichen Verwaltung des Bundes. Da sich rund ein Drittel aller Arbeitsplätze der Bundesverwaltung in Wien befinden, schlägt sich der Stellenabbau hier besonders nieder. 2002 gab es in diesem Bereich um mehr als 6 000 Beschäftigte weniger als noch im Jahr zuvor und im August 2003 erhöhten die arbeitslosen Personen der Bundesverwaltung die Arbeitslosenquote in Wien um 0,3 Prozent. Die Ausgaben Wiens für Sozialpolitik, also von der Sozial- über die Behindertenhilfe, Pflegesicherung, Pensionistenwohnhäuser, Soziale Dienste, Flüchtlings- und Obdachlosenhilfe sowie die Familienförderung, sind in den letzten 10 Jahren um rund 50 Prozent gestiegen. Besonders große Posten entstehen durch die Behindertenhilfe und den Anstieg der SozialhilfeempfängerInnen. Auch die anderen Bundesländer sind davon betroffen. Salzburg zum Beispiel meldete schon im Vorjahr in einzelnen Bezirken eine Zunahme um bis zu 20 Prozent. 

Wien hat die Behindertenhilfe in den letzten 10 Jahren nahezu verdoppelt und gibt heuer mit 120 Millionen EUR um 50 Millionen jährlich mehr aus als noch vor 10 Jahren. Auch in anderen Bundesländern ist die Zahl derer, die auf Grund des Behindertengesetzes eine Pflichtleistung erhalten, angestiegen, in Salzburg etwa von 2000 bis 2002 um mehr als 22 Prozent. Die Ausgaben des Landes Salzburg haben sich sogar innerhalb von 6 Jahren mehr als verdoppelt. 

Auch in anderen Bundesländern ist die Zahl derer, die auf Grund des Behindertengesetzes eine Pflichtleistung erhalten, angestiegen. In Salzburg um 22 Prozent, die Verdoppelung habe ich schon angesprochen. In Tirol leben nach Angaben der Landesregierung bereits 21 Prozent der ArbeitnehmerInnen und 40 Prozent der PensionistInnen unter der Armutsgrenze. Auch in Wien ist die Zahl der SozialhilfebezieherInnen seit dem Antritt der Bundesregierung, dieser Bundesregierung, um etwa 70 Prozent gestiegen. Die jährlichen Ausgaben Wiens für die Sozialhilfe sind um rund 20 bis 30 Millionen EUR höher als 1999. Hauptursachen sind die hohe Arbeitslosigkeit, Einkommensverluste und Arbeitsverhältnisse mit geringem Einkommen. Betroffen sind immer mehr Frauen, Kinder und Pensionistinnen. 

Salzburg, Oberösterreich und Wien sind die einzigen Bundesländer, die keine Regressansprüche für Sozialleistungen an Familienangehörige stellen. Das ist eine Tatsache, die immer wieder untergeht und wo man nicht berücksichtigt, wie unterschiedlich auch die sozialen Systeme in den einzelnen Bundesländern sind und Vergleiche dann natürlich dementsprechend hinken. Sie haben auch hier eine Tabelle über den Anstieg der Bereiche, die ich gerade anspreche. 

Besonders auffallend ist, dass die Zahl der NotstandshilfebezieherInnen in Österreich im Vorjahr auf 82 850 angestiegen ist. Der Kostenaufwand dafür betrug fast 786 Millionen EUR. In Wien beträgt die Steigerung der NotstandshilfebezieherInnen von 2001 auf 2002 zirka 19 Prozent. Die Absicht der Bundesregierung, die Notstandshilfe in die Sozialhilfe der Länder einzugliedern, ist eine gefährliche Drohung. Wir wehren uns dagegen und sagen ein „Nein“ zu diesem Vorhaben, ein ganz entschiedenes „Nein“! (Beifall bei der SPÖ.)

Alleine in Wien wären davon zirka 40 000 Menschen betroffen, für die auch der zwischen Notstandshilfe und Sozialhilfe unterschiedliche Versicherungsschutz eine Verschlechterung darstellen würde. 

Aufgabenverschiebungen und Auslagerungen des Bundes sind immer mit zu geringen Dotierungen verbunden. Gerade wer die heutigen Zeitungen aufmerksam verfolgt hat, sieht die Auswirkungen im Bereich der Universitäten. Im heurigen Sommer konnten wir sehen, was es bedeutet, wenn Einrichtungen des Bundes privatisiert werden. Die Auswirkungen, wie sie Schönbrunn im heurigen Sommer gezeigt hat, sprechen eine deutliche Sprache. 

Zusätzlich ist auch die Zahl jener, die über ein Arbeitseinkommen verfügen, das nicht zum Leben ausreicht, gestiegen. Bei rund 200 000 Menschen in Österreich reicht das Erwerbseinkommen nicht mehr zum Leben, weil sie atypisch beschäftigt sind. Sie leben unter der Armutsgrenze. Die Schulden der privaten Haushalte explodieren. Die Zahl der Menschen, die zur Schuldnerberatung kommen, steigt spürbar, am meisten in Niederösterreich und in der Steiermark. Die Zahl der Forderungsexekutionen steigt ebenfalls dramatisch und liegt heuer um 50 000 höher als noch im Jahr 2000. Im Vorjahr mussten in Österreich fast 9 000 Zwangsverstei-gerungen vorgenommen werden, die meisten davon in Niederösterreich. 

Während die Anzahl der VollsozialhilfebezieherInnen, das sind BezieherInnen, die keinerlei Anspruch auf ein anderes Einkommen haben, nur geringfügig gestiegen ist, kann bei den RichtsatzergänzungsbezieherInnen ein massiver Anstieg ausgemacht werden. Gegenüber dem Jahr 2000 gibt es um 67 Prozent mehr Richtsatzergänzungsfälle als im Jahr 2002. Auch hier haben Sie eine Tabelle, die das veranschaulicht. 

Besonders ist auch die Situation bei Familien mit Kindern und Jugendlichen, und damit auch die Betroffenheit von Kindern und Jugendlichen. Sie haben hier auch eine Tabelle, die genau nach Altersgruppen differenziert und damit die Auswirkungen besonders auf Familien mit Kindern verdeutlicht. Das schlägt sich auch in einer dramatisch gestiegenen Anzahl von WohnbeihilfebezieherInnen nieder. Haben in Wien im Jahr 1999 19 000 MieterInnen Wohnbeihilfe bezogen, so ist deren Anzahl bis Dezember 2003 auf 39 500 gestiegen, also über 100 Prozent höher. 

Die Auswirkungen zeigen sich erstmals in allen Bereichen sozial gestaffelter Systeme. Diese Situation hat es noch nie gegeben. Das heißt, es zeigt sich die Auswirkung auch dort, wo Wien gestaffelte Beitragssysteme hat, wie etwa bei den Kinderbetreuungseinrichtungen. Wir erleben ein Durchschlagen in alle Bereiche und wir erleben damit die Auswirkung dessen, was wir mit dem Aufeinanderprallen von zwei grundverschiedenen Ausrichtungen politischer Art zu identifizieren haben. 

Wir haben auf Bundesebene eine Politik, die von Neoliberalismus und Privatisierung bestimmt ist. Die soziale Versorgung, aber auch andere Bereiche der Daseinsvorsorge wie der öffentliche Verkehr, die Müllabfuhr, die Sicherheit und andere Infrastruktureinrichtungen sowie Investitionen in Bildung, Forschung, Kultur, sind von freiwilligen Leistungen abhängig oder sollen nach Absicht des Bundes privatisiert werden. Der Bund wälzt Aufgaben auf die Länder ab ohne auch in finanzieller Hinsicht Vorsorge zu treffen und durch eine Arbeitsmarktpolitik zu Lasten der Frauen werden vor allem sie in geringfügige Beschäftigungsverhältnisse oder ganz aus der Arbeitswelt gedrängt. Das Frauenbild entspricht eher dem, was mit den Werten von Kindererziehung und Pflegeleistungen identifiziert wird, ein Frauenbild, mit dem wir uns absolut nicht identifizieren können. (Beifall bei der SPÖ.)  

Das andere politische System, unser politisches System und unsere Überzeugung, beruht auf einer sozial gerechten und von aktiver Wirtschaftspolitik getragenen Politik. Denn nur eine Wirtschaftspolitik, die investiert und Investitionen fördert, kann Arbeitsplätze schaffen und damit Arbeitslosigkeit bekämpfen. Eine aktive Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik ist daher die erfolgreichste Sozialpolitik. Eine darauf abgestimmte Beschäftigungspolitik und entsprechend begleitende Maßnahmen erleichtern Frauen die Vereinbarkeit von Beruf und Familie und unterstützen Eltern und hier vor allem auch AlleinerzieherInnen. 

Bildung und Forschung dürfen nicht kaputt gespart, sondern müssen langfristig gesichert werden. Unsere Grundsätze als Bildungshauptstadt Österreich sind 

1. möglichst jedem, unabhängig vom Einkommen, eine gute und umfassende Aus- und Weiterbildung zu ermöglichen und 

2. den Grundsatz vom lebenslangen Lernen umzusetzen, denn an der Bildung sparen heißt, nicht an die Zukunft zu denken. Schlussendlich nützt die gute Ausbildung des Einzelnen uns allen, sei es nicht uneigennützig uns als KonsumentInnen oder dem Wirtschaftsstandort Wien an sich. 

Für eine Gesundheits- und Sozialpolitik ohne Zweiklassengesellschaft wurde in Wien eine Reform in Angriff genommen, die eine optimale Versorgung der Wienerinnen und Wiener auch in Zukunft gewährleisten wird. 

Unsere Investitionen betreffen all diese Bereiche. Konkret haben wir im Rahmen der Wiener Bildungsoffensive mehr als eine Milliarde Euro investiert: In den Schulneubau und das Schulsanierungsprogramm, in das Wiener Bildungsnetz, das alle Wiener Kinder und Jugendliche in Pflichtschulen an das Internet anbindet und in das System des Warenkorbs, das jeder öffentlichen Pflichtschule einen der Schulart und der SchülerInnenzahl entsprechenden Geldbetrag für den Ankauf von Schulmaterialien zur Verfügung stellt und damit Eltern entlastet. Übrigens eine Maßnahme, die es nur in Wien gibt. (Beifall bei der SPÖ.)  

Wir setzen Maßnahmen, um Frauen den Wiedereinstig in das Berufsleben zu erleichtern, nicht zuletzt durch die Vollversorgung mit Kinderbetreuungsplätzen vom Kleinkind bis zur Volksschule. Das Teilzeitmodell, das heuer neu begonnen hat, der Ausbau von Betriebskindergärten und Pilotkindergärten mit veränderten Öffnungszeiten, hat Wien von allen Bundesländern die höchste Frauenbeschäftigungsquote beschert. 72 Pro-zent der Frauen sind unselbstständig oder geringfügig beschäftigt. Im österreichischen Durchschnitt sind es 55 Prozent. 

Im Bereich der Flüchtlingshilfe haben wir zusätzlich zu den Quotenplätzen, die in Wien übererfüllt werden, 600 Menschen, die voriges Jahr nach der Aktion des Herrn Innenministers aus der Bundesbetreuung entlassen wurden, in Notquartiere aufgenommen und für die Bewältigung dieser humanitären Krisensituation rund 800 000 EUR aufgewendet. Geld, das jetzt nach der Entscheidung der Gerichte klarerweise dem Bund zuzuschreiben ist und wo die Antwort des Innenministeriums eine klare ist, nämlich zu sagen: Na die Menschen sind ja schon versorgt, um die brauchen wir uns nicht zu kümmern. Das sind humanitäre Ansichten, wie wir sie in Wien sicherlich nicht brauchen! (Beifall bei der SPÖ)  

Was nun den von den GRÜNEN herbeigeredeten Sozialcrash in Wien betrifft, so ist die Antwort der Wiener Politik eine ganz klare: Für 2003 wurden in Wien durch den Einsatz von Mitteln, die ursprünglich als Reserve für neue Projekte beziehungsweise durch Mehreinnahmen hereingebracht wurden sowie durch eine Nachdotierung aus dem Zentralbudget, 63 Millionen EUR zusätzlich für Sozialagenden aufgebracht. Mit diesem Budget ist Wien in der Lage, die sozialen Standards auf Basis der gesetzlichen Regelungen und der vertraglichen Vereinbarungen sicherzustellen und massive Auswirkungen auf sozial gestaffelte Systeme wie die Kinderbetreuung hintan zu halten. 

Dass es im heurigen Sozialbudget Unterschiede zwischen Budgetvoranschlag und Budgetvollzug gibt, ist weder ungewöhnlich noch Wien spezifisch, denn der Bedarf im Sozialbereich hängt stark von der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung ab. So gab es naturgemäß immer wieder Unterschiede zwischen Voranschlag und Rechnungsabschluss. 1995 etwa gab es im Sozialbereich Minderausgaben gegenüber dem Voranschlag von 12 Millionen EUR, im Jahr 2000 dagegen Mehrausgaben.

Zum Zeitpunkt der Budgeterstellung im Herbst 2002 für das heurige Jahr gingen die Wirtschaftsforscher noch von einem Wirtschaftswachstum von 2,5 Prozent für heuer aus. Tatsächlich wird es weniger als 1 Prozent sein. Mehrausgaben im heurigen Jahr für Sozialhilfe in Wien sind daher nichts Ungewöhnliches, gerade angesichts der fortgesetzten Sozialabbaupolitik der Bundesregierung unter anhaltend schlechter Wirtschaftslage und auch des fehlenden Gegensteuerns auf Bundesebene. 

Für 2004 gibt sich Wien nicht mehr der Hoffnung hin, dass es ein Umdenken auf Bundesebene geben wird und dass man hier andere Maßnahmen ergreift, die eine aktive Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik nach sich ziehen. Das wird auch in der Budgetierung und mit dem Budgetvoranschlag für 2004 zum Ausdruck kommen.

Gleichzeitig haben wir in Wien eine Strukturreform im gesamten Sozial- und Gesundheitsbereich, beginnend mit dem 1.1.2004, eingeleitet. Durch die Neustrukturierung, die einen effizienten Einsatz von Mittel im Sinne der Betroffenen ermöglicht, stellen wir die Weichen für die nächsten Jahre. Dass solche Reformen gelingen, zeigt das eben erfolgreich abgeschlossene Beispiel der „Heimreform 2000“. Hier wurde durch organisatorische Veränderungen ein inhaltlich pädagogisch zukunftsorientiertes Modell entwickelt. 

Gleichzeitig ist auch der erwartete finanzielle Effekt eingetroffen und das bei höchster Zufriedenheit der MitarbeiterInnen – wie eine interne Befragung gezeigt hat – und mit besten Auswirkungen auf die betroffenen Kinder und Jugendlichen. Es gibt in Wien keine Großheime mehr, dafür gibt es 10 Krisenzentren und 53 Wohnge-meinschaften. Es ist dies der Beweis dafür, dass man mit solchen Reformen und mit der Mithilfe der MitarbeiterInnen in diesem Bereich für die Kinder einen unendlichen Fortschritt erreichen kann und die Effizienz des Mitteleinsatzes als Grundlage befolgen kann. (Beifall bei der SPÖ.)
Durchforsten von Bestehendem und Reformbereitschaft auf Grundlage eines sozial gerechten, wirtschaftlich innovativen und arbeitsmarktpolitisch aktiven Systems wird Wiens Zukunft sichern. 

Ich bedanke mich vor allem bei allen MitarbeiterInnen des Hauses, die in intensiver Arbeit und mit großem Engagement gerade in diesen nicht so leichten Arbeitsgebieten mithelfen, diese Ziele nicht nur in der Vergangenheit sichergestellt zu haben, sondern auch für die Zukunft zu garantieren. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke der Frau VBgmin Grete Laska für den Bericht.

In der Präsidialkonferenz wurde vereinbart, dass das vom Grünen Klub im Rathaus gestellte Verlangen und die Besprechung der Mitteilung in einem abgeführt wird.

Im Sinne dessen kommen wir jetzt zur Besprechung. 

Die Besprechung wird von der Frau GRin Jerusalem eingeleitet. Ich darf bemerken, dass Ihre Redezeit 40 Minuten ist. Das gilt auch für die Frau GRin Korosec, für den Herrn GR Römer und für die GRin Wehsely. Alle übrigen haben 20 Minuten. – Bitte schön.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Diese Rede war der Frau Stadträtin würdig. Sie hat einmal mehr die gesamte Schuld an allem an den Bund verwiesen und sich in der Rolle gefallen, ausschließlich über den Bund zu reden.

Wir aber sind heute hier, um über den von der Sozialstadträtin oder sagen wir lieber Sozialabbau-Stadträtin Laska geplanten Sozialcrash in Wien zu sprechen. 

Wir wollen über die Kommunalpolitik sprechen und wir wollen über den Sozialabbau in Wien sprechen und zwar mit Ihnen (Aufregung bei der SPÖ.), auch wenn es Sie aufregt. Auch wenn es Sie aufregt, wollen wir heute über genau das reden.

Um einmal mit einer Mär aufzuhören: Die GRÜNEN haben nie behauptet, dass der Bund eine gute Politik macht, ja ganz im Gegenteil. Wir sind in dem Punkt eindeutig einer Meinung: Der Bund macht eine Verelendungspolitik, der Bund betreibt Sozialabbau und der Bund trifft damit die Einkommensschwächsten in Wien.

Das ist nicht der Vorwurf an Sie. Der Vorwurf an Sie lautet: Und Sie machen jetzt in Wien genau dasselbe! Anstatt Schwarz-blau etwas entgegen zu setzen, einen Gegenentwurf zu liefern, machen Sie dann, wenn es eng wird und wenn Sie einen Sparzwang wahrnehmen, genau dasselbe wie der Bund: Sparen im Sozialbereich, Sozialabbau in Wien, Sozialcrash in Wien. Und die Sozialstadträtin stellt sich hin und entwirft diese Pläne auch noch. Darüber wollen wir heute mit Ihnen reden. 

Wir wollen darüber reden, dass die SPÖ in Wien als alleinregierende Partei auch noch auf das Gaspedal gestiegen ist, als es um den Verelendungsprozess gegangen ist. Sie haben ihn nicht eingeleitet, aber Sie setzen ihn fort und Sie geben Gas anstatt auszubremsen. 

Die Stadträtin hat über die Verantwortung des Bundes lang und breit und oft geredet. Wir haben es nun schon gehört. (VBgmin Grete Laska: Aber nicht verstanden!)

Aber Frau Stadträtin, es wäre Ihre Aufgabe und Ihre politische Verantwortung, hier im Gemeinderat auch über den Sozialcrash in Wien zu reden. Und das wollen wir jetzt tun.

Sie haben den Auftrag für den Sozialcrash in Wien gegeben! Reden Sie sich bitte nicht wieder darauf aus, dass irgendwelche Beamte möglicherweise, weil ihnen fad ist oder weil sie sagen, sie müssen das tun, diesen Plan vorgelegt haben. Dieser Plan ist in Ihrem Auftrag vorgelegt und erarbeitet worden und sollte 87 Milli-onen EUR einsparen!

Ich möchte gerne – damit das auch diskutiert werden kann und damit es auch protokolliert werden kann – hier verlesen und vortragen, was alles eingespart werden sollte und wie der Wiener Sozialabbau aussehen hätte sollen. Wir können dann noch darüber reden, warum es nicht so weit gekommen ist und darüber reden, wie es weitergehen soll.

Ich zitiere jetzt aus dem Katalog der Grausamkeiten und die zuständigen Beamten haben Ihnen gesagt, dass die vorgeschlagenen Maßnahmen sozialpolitisch nicht sinnvoll und nicht zweckmäßig sind und nicht sein sollten. Sie waren diejenige, die den Auftrag erteilt hat und die gemeint hat, man könnte in Wien derart sparen.

Katalog der Grausamkeiten: 

Kürzung des Sozialhilferichtsatzes um 20 Prozent. Die Sozialhilferichtsätze sind in Wien jetzt schon zu niedrig. Der letzte, der Ihnen das in meiner Anwesenheit und in der Anwesenheit des gesamten Sozialausschusses gesagt hat, war der Volksanwalt Kostelka, der Ihnen ebenfalls gesagt hat, dass das zu niedrig ist, weil es nicht existenzsichernd ist. Sie wollten diese Richtsätze noch einmal um 20 Prozent kürzen!

Damit man sich auch vorstellen kann, was das tatsächlich heißt, möchte ich es auch in Zahlen gießen und zwar werde ich Schilling verwenden, weil damit doch noch mehr Vorstellung verbunden wird: 

Ein Sozialhilfeempfänger, eine Sozialhilfeempfängerin in Wien sollte nach Vorschlag der SPÖ in Hinkunft monatlich - und zwar bereits inklusive des Mietzinsbeitrags - 6 934 ATS bekommen. Ich hätte gerne, dass eine nächste Rednerin der SPÖ uns erklärt, wie man in Wien mit 6 934 ATS im Monat überleben kann! Wie soll denn das funktionieren?

Eine Alleinerzieherin – eine von der SPÖ vielfach strapazierte Gruppe von Menschen - hätte mit einem Kind 10 365 ATS gehabt. Gekoppelt hätten Sie das Ganze in Ihrem Katalog der Grausamkeiten auch noch mit anderen Maßnahmen, nämlich wenn jemand mit dem Geld nicht auskommt, dann sollte die MA 12 Mietzinsrückstände auch nicht mehr übernehmen! Auch das wäre eine Sparmaßnahme gewesen, die Sie angedacht hätten. Gekoppelt an die Tatsache, dass die Stadt Wien seit der Ausgliederung zunehmend delogiert, hätte das Armut, Armut, Armut bedeutet.

Katalog der Grausamkeiten, ich setze fort: 

Es sollte die Delogierungsprävention eingestellt werden. Ja Herr GR Schuster, Sie verziehen entsetzt das Gesicht, aber das sind ja Ihre Vorschläge! Also das sind die Vorschlä...(GR Godwin Schuster: Nein!) Ja Ihre vielleicht nicht, aber die Vorschläge der Sozialstadträtin, die meint, so könnte in Wien gespart werden. 

Ich setze fort: Keine Übernahme von Mietzinsrückständen, Einstellung der Leistungen der MA 12 an nicht gleichgestellte Fremde, Kündigung des Vertrags mit dem WAFF - also auch Rückschritte bei der Arbeitsintegration -, Kündigung des Vertrags mit der Volkshilfe und Kündigung des Vertrags mit dem Aidshilfehaus.

Nun kommen wir zu einem ganzen Paket von Maßnahmen, das sich gegen behinderte Menschen in Wien richtet, offenbar der Beitrag der SPÖ zum „Jahr der Behinderten“.

Ich führe an: Einstellung des Freizeitfahrtendienstes, Einstellung der Fahrtbegünstigungen für Gehörlose und für Sehbehinderte, minus zehn Prozent bei den Pauschalen im Bereich Eingliederungshilfe für Behinderte, minus zehn Prozent bei den Pauschalen im Bereich Hilfe zur geschützten Arbeit für Behinderte, minus zehn Prozent bei den Pauschalen im Bereich Beschäftigungstherapie für Behinderte. Fein, dass Sie kurz aufschauen von Ihrer Zeitung und sich auch für die geplanten Sozialabbaumaßnahmen in der Stadt Wien interessieren. (GRin Susanne Jerusalem spricht GR Heinz Vettermann an. - GRin Mag Sonja Wehsely: Das ist ja unfassbar!) Minus zehn Prozent...(GRin Mag Sonja Wehsely: Das ist ja unfassbar!) Minus... Ja, es ist ja unfassbar. Ich gebe Ihnen ganz Recht, es ist unfassbar. Ich habe ja zuerst geglaubt, das ist alles nicht wahr! Ich habe gesagt, es kann ja nicht sein, dass Wien derartige Maßnahmen plant! Es ist unfassbar und ich bin froh, wenn ich sehe, dass die SPÖ-Gemeinderätinnen und -Gemeinderäte aufwachen und sagen, dass das unfassbar ist. Dann sind wir in einem Punkt schon wieder einmal einer Meinung. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Minus zehn Prozent bei den Pauschalen im Bereich Hilfe zur Unterbringung für Behinderte. Es geht so weiter mit den Behinderten. Das muss eine Gruppe von Menschen sein, die Sie ganz speziell aufs Korn genommen haben - die Einkommensschwachen und die Behinderten. Minus zehn Prozent bei den Pauschalen im Bereich Betreutes Wohnen für Behinderte. Umstellung auf Objektförderung und Pauschalzahlungen an das Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser – da wird der Herr GR Wagner an dieser Stelle besonders strahlen, nehme ich an. Kürzung im Bereich der Mittel für den Klubbetrieb. Kündigung des Vertrags mit der Caritas bezüglich Ausländerbetreuung - jetzt kommt wieder eine Gruppe von Menschen, die sich speziell im Visier der SPÖ-Wien befindet, nämlich offensichtlich die Ausländer. Caritas: Ausländerbetreuung gestrichen, Diakonie: Ausländerbetreuung gestrichen. Einstellung der Muttertagsaktion. Keine Beteiligung der MA 12 am Projekt Wohndrehscheibe. (GR Godwin Schuster: Sie haben keinen Beleg dafür, dass das ein SPÖ-Papier ist!)

Gut Herr Schuster (GR Godwin Schuster: Sie wissen das ganz genau!), Herr GR Schuster, Entschuldigung, Herr GR Schuster. (GR Godwin Schuster: Sie wissen das!) Da haben wir diskutiert und ich könnte mir vorstellen, dass auch Sie es gerne lesen möchten und sehen möchten, was da drinnen steht. Das wäre ja vielleicht ganz interessant und angebracht. Ich lasse es nachher gerne auf Kosten des grünen Klubs für alle SPÖ-Gemeinderätinnen und -Gemeinderäte kopieren und ich möchte Ihnen... (GR Godwin Schuster: Sie haben so viel Geld ausgegeben, um das an die Journalisten weiterzugeben!) Ja das bekommen alle, das können alle haben, das ist ja kein Geheimpapier mehr. (GR Godwin Schuster: Sie haben es ja weitergegeben!) Das ist ja kein Geheimpapier mehr!
Ich meine, ich weiß schon, Sie wären ja froh gewesen, wenn sich die GRÜNEN hingestellt hätten und all das behauptet hätten und dann hätte der Bürgermeister sagen können: Alles Schwachsinn, Unsinnigkeit der GRÜNEN, stand ja nie zur Debatte. Nur diesmal haben Sie großes Pech gehabt, denn dieses Papier ist ja nicht nur bei den GRÜNEN gelandet, sondern dieses Papier ist ja auch in den Redaktionen gelandet und das trägt Unterschriften und das Papier hat eine Auftraggeberin, die ganz, ganz klar genannt ist und das ist die Sozialstadträtin oder sagen wir besser Sozialabbaustadträtin Grete Laska! 

Und ich lese Ihnen den Beginn gerne einmal vor. Hier steht:

„Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Nachstehend übersende ich auftragsgemäß“ - auftragsgemäß unterstrichen, gut merken! – „ausgearbeitete Vorschläge für Maßnahmen zur Budgetkonsolidierung und ersuche um Weisung bezüglich der weiteren Vorgangsweise.“ (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Ist eine Weisung erfolgt?) Was? (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Ist eine Weisung erfolgt? – VBgm Dr Sepp Rieder: Und ist eine Weisung erfolgt?) Bitte? (VBgm Dr Sepp Rieder: Ist eine Weisung erfolgt?)

Es gab einmal den Auftrag. Wieso die Weisung dann nicht kam, darüber werden wir gleich reden. Was dann ein am falschen Fuß erwischter Bürgermeister in der Situation, als er erwischt wurde, nämlich getan hat, dazu kommen wir gleich, aber lassen Sie mich zunächst einmal zu Ende zitieren. (VBgm Dr Sepp Rieder: Wo steht denn drinnen, dass es gerade diese Maßnahmen sind, zu denen der Auftrag ergangen wäre? - VBgmin Grete Laska: Wo steht das denn drinnen?)
Das, was da drinnen steht... Das, was da drinnen steht, ist nämlich das Einzige, wo man ohne Gesetze zu verletzen überhaupt noch kürzen kann! Was anderes geht ja schon gar nicht mehr, weil es Verträge gibt, weil es Gesetze gibt, an die Sie sich zu halten haben. Sollte mir die Zeit dazu bleiben, werde ich Ihnen nachweisen, dass Sie mittlerweile auch Gesetze nicht mehr einhalten und dass es in Wien bereits so weit ist, dass das Sozialhilfegesetz nicht zur Gänze vollzogen wird und dass auch das Jugendwohlfahrtsgesetz in Wien längst nicht mehr vollzogen wird! 

Ich möchte Ihnen dann aber schon noch sagen, was die Abteilung weiter sagt: „Es wird darauf hingewiesen, dass aus sachlicher und sozialpolitischer Sicht der überwiegende Teil dieser Maßnahmen nicht zweckmäßig erscheint und nur zur Erfüllung unumgänglicher Budgetvorhaben dient.“ 

Das heißt, die zuständigen Beamten haben gewusst, das ist maximaler sozialpolitischer Unsinn, der hier passiert und sie haben das im Auftrag der Stadt Wien gemacht. Das ist mit den Unterschriften vom Abteilungsleiter und anderen Spitzenbeamten dieses Hauses gezeichnet. (VBgmin Grete Laska: Da soll ich jetzt zusammenzucken?)

Nein, Frau Stadträtin, also dass Sie nicht zusammenzucken, das war mir schon klar. (VBgmin Grete Laska: Das ist doch wohl logisch!) Die Rede war Ihrer tatsächlich so was von würdig (VBgmin Grete Laska: Ihre auch! Ihre auch!), so was von absolut würdig. Sie haben sich tapfer verteidigt, aber als Unschuld vom Land sind Sie eine absolute Fehlbesetzung! (VBgmin Grete Laska: Das Kompliment kann ich zurückgeben!) So brauchen Sie sich nicht hier vorzustellen! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Reden wir darüber weiter, was dann mit dem Papier passiert ist. Sie haben nämlich... Sie haben nämlich entweder... (VBgmin Grete Laska: Im parteiinternen Ranking haben Sie leider verloren!) Sie haben dann den Bürgermeister nämlich entweder von der ganzen Geschichte nicht informiert und er wusste tatsächlich nichts - ganz schlimm für einen Bürgermeister - oder aber Sie haben den Bürgermeister von den geplanten Sozialabbaumaßnahmen sehr wohl informiert und der Bürgermeister hat geschwiegen! Auch ganz schlecht für einen Bürgermeister, ganz schlecht! Sie haben es mit Ihren Sozialabbaumaßnahmen, Ihren Planungen zum Sozialcrash geschafft, nicht nur sich politisch absolut fertig zu machen, sondern mit einem Schlag auch noch den Bürgermeister anzupatzen. Er wird sich dann in der Dringlichen Anfrage der GRÜNEN für genau das auch verantworten müssen und darauf antworten. (VBgmin Grete Laska: Sie müssen schon sehr vorsichtig sein, wer einem zur Seite steht!)

Sehr vorsichtig. Wir werden das sehr vorsichtig machen, sehr vorsichtig und sehr elegant. Aber wir können gleich jetzt darüber sprechen, was dann mit dem Papier passiert ist, Herr Bürgermeister - wie Sie offensichtlich erstmals oder doch nicht, Sie werden uns darüber aufklären, das würden die GRÜNEN gerne wissen -, was Sie getan haben, als dann dieses Papier bei Ihnen gelandet ist. Ich war nicht dabei, aber ich habe es in der Zeitung gelesen. Sie haben dann gesagt, dieses Papier... (Bgm Dr Michael Häupl: Sie lesen Zeitung!) Na vielleicht war es ganz anders. Sie haben gesagt, das liegt nicht einmal auf Ihrem Schreibtisch, dieses Papier, quasi pfui gack und weg damit, es kommt in den Papierkorb. Vielleicht hat man es dann wieder herausgeholt? Man weiß es ja nicht so genau. 

Sie haben sich jedenfalls in der Öffentlichkeit als einer, der nichts von den Planungen für den Sozialabbau in Wien gewusst hat, dargestellt. Das war der Eindruck, den Sie vermittelt haben. Das ist ein sehr schlechter Eindruck, wenn ein Wiener Bürgermeister darüber nicht Bescheid weiß! Immerhin...(Bgm Dr Michael Häupl: Das überlasse ich aber den Wählern!) 

Immerhin haben Sie am 1. Mai unter dem Motto „Wien anders besser“ Kritik an der Bundesregierung und deren Sozialabbau geübt. (Bgm Dr Michael Häupl: Ja! Ja, was Sie schon nicht getan haben!) Vielleicht haben Sie zu diesem Zeitpunkt... (Bgm Dr Michael Häupl: Schon lange nicht mehr getan haben!) Vielleicht haben Sie zu diesem Zeitpunkt schon gewusst, dass Wien – also Sie selbst – ebenfalls Sozialabbau plant? (VBgmin Grete Laska: Haben Sie das auch in der Zeitung gelesen?)

Frau Stadträtin, in diesen Zeiten liest man viel in der Zeitung (VBgmin Grete Laska: Das ist richtig!) und man erfährt auch von Ihnen viel, wenn Sie hier stehen und eine Rede halten, dieselbe, die Sie schon im Ausschuss (VBgmin Grete Laska: Da sollten Sie gut zuhören, ja!) gehalten haben. 

Aber unsere Aufgabe als Wiener Grüne ist es, Sozialabbau zu verhindern. Deswegen haben wir diesen Sondergemeinderat einberufen und deswegen machen wir auch die Dringliche an den Herrn Bürgermeister, denn - und nun kommen wir zu einer ganz wesentlichen Frage: Ist das Papier im Papierkorb und weg und kann Entwarnung gegeben werden? Ich denke „Nein“ und ich möchte dieses „Nein“ auch begründen. (GRin Mag Sonja Wehsely: Was nicht sein kann und nicht sein darf! – GRin Josefa Tomsik: Vor allem was die GRÜNEN nicht wollen! – VBgmin Grete Laska: Einmal im Leben Zuwendung!) 

Fein, jetzt haben wir wieder muntere SPÖ-Abgeordnete. Das freut mich. Das freut mich tatsächlich. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Einmal im Jahr muss man schon aufwachen im Gemeinderat, einmal im Leben muss man denken, ja, meine Damen und Herren! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Meine Damen und Herren von der SPÖ, zurück zum Ernst der Lage. Der Herr Bürgermeister hat bereits in den vergangenen zwei Jahren zu dem bereits erfolgten Sozialabbau nichts gesagt. Einfach deswegen nichts gesagt, weil dieser Sozialabbau salamitaktikartig so schleichend und leise über die Bühne gegangen ist, dass das mediale Echo einfach ein geringes war. Es haben zwar immer wieder Journalisten das eine oder andere geschrieben, aber es war kein Aufruhr. Der Crash ist erst mit diesem Papier gekommen und da haben Sie das Papier wie einen heißen Erdäpfel fallen lassen und in den Papierkorb geschmissen. Aber was ist mit dem, was schon erfolgt ist? Vielleicht können Sie uns heute dann in der Dringlichen auch sagen, wie Sie zu den bereits erfolgten Sparmaßnahmen und Sozialabbau stehen! Was ist mit dem eklatanten Personalmangel bei der MA 12, sodass das Gesetz nicht mehr vollzogen werden kann? Was ist mit den monatelangen Wartezeiten bis ein Mensch, der Sozialhilfe dringend braucht, überhaupt zum Sozialamt vordringt, das eigentlich rechtzeitig, ja sogar präventiv agieren müsste, würde es das Gesetz vollziehen? Was ist mit den unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen, die, obwohl es das Jugendwohlfahrtsgesetz ganz klar vorschreibt was da zu tun ist, keine Unterkünfte in den Wohngemeinschaften der MA 11 finden und teilweise irgendwo auf der Straße herumkugeln? Was ist mit diesen Sparmaßnahmen? Werden Sie die jetzt auch vom Tisch fegen? Kommen die auch in den Papierkorb oder bleiben sie auf dem Tisch der Frau Sozialstadträtin oder werden Sie als politisch Verantwortlicher in dieser Stadt die Frau Stadträtin overrulen und selbst Weisung geben, dass der Sozialabbau nicht stattzufinden hat?

Es wurde der Bahnhofssozialdienst geschlossen, das Tageszentrum für Obdachlose. Sie gehen mit Riesenplakaten in Sachen Lehrlinge auf die Straße und schließen aber auf der anderen Seite die Lehrlingsbüchereien! Eine rein organisatorische Maßnahme, hat es dann geheißen. Das sind die Einschnitte, die schon in der Vergangenheit passiert sind und wo wir Sie auffordern, sie zurück zu nehmen! 

Möglicherweise, Herr Bürgermeister, haben Sie gesehen, dass auf der Galerie heute doch sehr viele Menschen anwesend sind, die sich für das, was die Sozialstadträtin sagt, interessieren und vor allem auch für das, was Sie als einer, der jetzt Weisung geben könnte, am Nachmittag zu sagen haben werden. Denn wir wollen mit Ihnen nicht nur über den Sozialcrash reden, wir wollen nicht nur darüber reden, was Sie wann gewusst und gemacht oder nicht gemacht haben, wir wollen auch darüber reden, wie die Zukunft ausschaut. 

Und die nächsten Sozialabbaupläne liegen ja längst am Tisch! Diese Menschen, die hier gekommen sind, sind aus ganz bestimmten Gründen gekommen, weil nämlich bei den Projekten massive Einschnitte geplant sind. 

Herr Bürgermeister! Sie haben einen Brief des Vereins Balance erhalten, der auf dem Gebiet der Arbeit zugunsten von Menschen mit Behinderungen tätig ist. Der Verein weist Sie darauf hin, dass drei Trägereinrichtungen in Wien - LOK, Rainman und Lebenshilfe Wien - bereits zugesicherte Kontingentplätze, also bereits zugesichertes Geld, Finanzierungshilfen für Beschäftigungstherapieeinrichtungen, zwar zugesagt wurden, das heißt die MA 12 hat zugesagt, dass die Vereine das Geld bekommen und jetzt haben diese Vereine den Brief, die Benachrichtigung erhalten, dass sie das Geld doch nicht bekommen. 

Das heißt, es wird auch um die Zukunft gehen. Es wird darum gehen, ob Sie Versprechen halten oder ob Sie Versprechen brechen und ob Sie Zusagen, bereits gegebene Zusagen, wieder zurücknehmen. 

Es kam ein Brief von „Integration Österreich“, der ebenfalls auf die prekäre Situation vieler Vereine hingewiesen hat. Ich weiß nicht, ob Ihnen der Verein LOK ein Begriff ist. Man kennt auch nicht alle Vereine, das ist jetzt kein Vorwurf an Sie. Aber der Verein LOK hat für ein Café, in dem behinderte und psychisch kranke Menschen gebrauchte CD´s und Bücher verkaufen sollten, bereits ein Lokal gemietet gehabt und Mitarbeiter gehabt und es wurde von Seiten der MA 12 bereits Geld ausgegeben und jetzt ist alles wieder vom Tisch und der Verein soll nicht arbeiten können. 

Wir haben heute unter unseren Gästen auf der Galerie auch Eltern von behinderten jungen Menschen, die ihre Schulzeit in der Karl-Schubert-Schule verbracht haben und die nunmehr in die Dorfgemeinschaft Breitenfurt aufgenommen hätten werden sollen. Versprochen waren für diese Form der Beschäftigung, die eine ganz spezielle Form ist, sechs Kontingentplätze, weil der Zugang ein anthroposophischer ist und ein ganz besonderer ist. Auch da gab es bereits an sechs Menschen die Zusage, dass es diese Plätze geben wird. Jetzt ist diese Zusage in einem Brief der MA 12 wieder zurückgenommen worden. Diese Menschen sind heute hier und wüssten gerne von Ihnen, Herr Bürgermeister, wie es weitergeht. Findet dieser Sozialabbau, weil er öffentlich nicht so gecrasht hat, nun statt? Wird es diesen Sozialabbau geben oder werden Sie als Bürgermeister dafür gerade stehen und werden Sie als Bürgermeister die Stadträtin overrulen und Weisung geben, dass die Versprechen eingehalten werden? 

Da gibt es viele Hoffnungen von Seiten dieser Eltern. Da gibt es viele Hoffnungen von Seiten dieser Initiativen und Vereine. Es steht in Ihrer Macht. Sie können das sowohl als politisch Verantwortlicher als auch als Chef des Magistrats machen. 

Meine Damen und Herren, wir haben noch einen langen Tag vor uns und wir erwarten uns viel von diesem Sondergemeinderat. Die GRÜNEN treten an, um Sozialabbau in Wien zu verhindern und jetzt hoffe ich auf eine gelungene Debatte, und dass wir dann unter dem Strich festhalten können, dass wir auch etwas erreicht haben und dass der Sozialabbau in Wien zurückgenommen wird. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Korosec. Bitte schön.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeister! Herrn Bürgermeister sehe ich nicht mehr. Meine sehr geehrten Damen und Herren!
Frau Vizebürgermeister, Ihre Mitteilung und der Inhalt Ihrer Mitteilung hat mich überhaupt nicht überrascht. Sie haben, wie immer, 25 Minuten über die Bundesregierung geschimpft und 5 Minuten, (VBgmin Grete Laska: Das stimmt überhaupt nicht!) ich habe geschaut, (VBgmin Grete Laska: Sie haben mir nicht zugehört!) wir können dann das überprüfen, und Sie haben fünf Minuten verwendet, ja fünf Minuten war Ihnen Wien Wert, darüber zu reden, wie Sie Ihr Ressort in Wien führen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und natürlich sagen Sie, die Bundesregierung ist Schuld - ist ja sehr einfach -, um vom eigenen Versagen abzulenken. Aber erstens glaubt es Ihnen niemand mehr und zweitens reicht es auch auf Dauer nicht aus, die richtige Politik der Bundesregierung, die 30 Jahre falscher sozialistischer Politik reparieren muss, schlecht zu machen. (Beifall bei der ÖVP. - GRin Helga Klier: Ihr ward ja auch dabei!) 

Meine Damen und Herren, das trübt nur den Blick auf die Nöte der Bürger - das sieht man ja - und vor allem auch den Blick auf die Notwendigkeiten in Wien.

Und Frau Kollegin Jerusalem hat ja sehr eindrucksvoll die Grausamkeiten, (VBgmin Grete Laska: Oho, eine neue Gesellschaft!) die Grausamkeiten in der Sozialpolitik aufgezählt. Mich wundert, (VBgmin Grete Laska: Schwarz-Grün wäre interessant!) wissen Sie, Frau Vizebürgermeister, mich wundert, dass Sie dazu lachen können, wenn Sie den Ärmsten der Armen in Wien noch etwas wegnehmen wollen.    (Beifall bei der ÖVP. – GR Christian Oxonitsch: Wer war es, der den Ärmsten alles wegnimmt! ) 

Und, meine Damen und Herren, wenn Sie so viel über die Bundesregierung zu kritisieren haben, dann frage ich Sie einmal: Sagen Sie mir ein Land, wo Familien drei Jahre Karenzurlaubsgeld bekommen, Kinderbetreuungsgeld von 436 EUR monatlich. Das ist Österreich, das ist die Regierung Schüssel. (Beifall bei der ÖVP. – VBgmin Grete Laska: Geh, bitte!)
Auf der anderen Seite gibt es in Wien die teuersten Kinderbetreuungsplätze, das ist Regierung Häupl. (Beifall bei der ÖVP.) Sagen Sie mir bitte, sagen Sie mir bitte, hören Sie mir zu, bitte. (VBgmin Grete Laska: Da kann man nicht zuhören!) Sagen Sie mir ein Land, (VBgmin Grete Laska: Was ist mit Vorarlberg, was ist mit Tirol!) sagen Sie mir ein Land ... (VBgmin Grete Laska: Da stellen Sie sich her und reden von Kinderbetreuung!) Nun, über Kinderbetreuung haben wir schon viel gesprochen, Sie sind uneinsichtig (GR Christian Oxonitsch: Das gibt es ja überhaupt nicht!), weil für Sie sind Leute mit 30 000 S Familieneinkommen ja reiche Leute und die kann man ja dem entsprechend belasten. (VBgmin Grete Laska: Was schlagen Sie mir vor, soll ich schließen?) 

Meine Damen und Herren, sagen Sie mir ein Land, wo es Familienhospiz-Karenz gibt! Die Regierung Schüssel ermöglicht dies seit 1. Juli 2002. Wien hat ein Jahr lang gebraucht, um nachzuziehen, das ist Regierung Häupl. (Beifall bei der ÖVP.) 

Behindertenmilliarde: Selbstverständlich hat die Bundesregierung die Behindertenmilliarde verlängert, und das wirkt sich bereits positiv am ersten Arbeitsmarkt aus, das ist Regierung Schüssel. Wien ist säumig, Wien zahlt lieber Ausgleichstaxe, und zwar 22 Millionen S oder 1,6 Millionen EUR anstatt Behinderte zu beschäftigen, das ist Regierung Häupl. (Beifall bei der ÖVP.) 

Pensionsbegründende Kindererziehungszeiten: In 30 Jahren sozialistischer Frauenpolitik war das nicht möglich , 3 Jahre Regierung Schüssel, und wir haben es. (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf von GR Johann Driemer.) 

Und Herr Kollege Driemer, weil Sie so hereinreden, (GR Johann Driemer: Ja, bitte!) ich nehme an, auch Sie müssen ja sehr positiv überrascht sein, dass die Angleichung Arbeiter und Angestellte erfolgt ist, dass die Arbeiter um 123 Millionen EUR Krankengeld erhalten. Das ist Regierung Schüssel. (Beifall bei der ÖVP. – GR Christian Oxonitsch: Wer hat das finanzieren dürfen, die Arbeiter selber!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, auf die Gebührenlawine in Wien will ich aber gar nicht eingehen, weil das würde meinen Zeitrahmen sprengen. (GR Christian Oxonitsch: Da steigen sie aber schlecht aus, das wissen Sie!) Ich sage Ihnen nur ein Zitat, Herr Kollege Oxonitsch, (GR Christian Oxonitsch: Ganz genau!) ich sage Ihnen ein Zitat (GR Christian Oxonitsch: Das will ich hören!) von Bruno Kreisky. Er hat gemeint: "Es widerspricht sozialdemokratischen Grundsätzen, Güter des täglichen Gebrauchs zu verteuern." - Das hat Bruno Kreisky am 1.1.1976 gesagt. 

Die Gebührenlawine in Wien unter Bgm Häupl (GR Christian Oxonitsch: 44 Anhebungen unter Ihrer Regierung!) schaut ganz anders aus. (GR Christian Oxonitsch: 44 Gebührenerhöhungen, was fällt Ihnen dazu ein?) Bitte, wir reden von Wien, Herr Kollege Oxonitsch. (GR Kurt Wagner: Es ist egal, dass die Tabaksteuer erhöht worden ist, und vieles andere auch! – GR Christian Oxonitsch: Und so weiter, sehr richtig!) 

Und Frau Vizebürgermeister, nachdem Sie von keinem Budgetloch sprechen, Frau Vizebürgermeister, (Zahlreiche Zwischenrufe aus der SPÖ-Fraktion.) mein Gott, mein Gott! Frau Vizebürgermeister, Sie haben ja heute, und auch der Herr Bürgermeister hat ja heute noch Gelegenheit so Vieles zu erklären und all die Missverständnisse, und das was wir missverstehen wollen oder tatsächlich missverstehen, aufzuklären. Aber sagen Sie mir schon, Frau Vizebürgermeister, wenn ich mir den Rechnungsabschluss 1998 anschaue, 1998 da war ja nicht die blau/schwarze Regierung, da hat in Wien die Sozialhilfe 155 Millionen EUR ausgemacht. Im Voranschlag 2003 budgetieren Sie 141 Millionen EUR. Das heißt, um 9 Prozent weniger als fünf Jahre vorher. Können Sie mir das erklären?

Und erklären Sie uns auch, wieso Wien österreichweit das Schlusslicht in der Sozialhilfe ist. 390 EUR für Alleinerziehende in Wien. Zum Beispiel zahlt Oberösterreich 496 EUR monatlich, das heißt, um 30 Prozent mehr. Ist das das soziale Wien, das Sie immer so rühmen?

Und wir bringen daher einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, nämlich mein Kollege Dr Aichinger, Dr Andreas Salcher und ich, wo wir die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport auffordern, die Sozialrichtsätze im kommenden Jahr um 20 Prozent anzuheben. (Beifall bei der ÖVP.) Das heißt, um 20 Prozent anzuheben und nicht, wie Sie in dem Papier der Grauslichkeiten vorgeschlagen haben, um 20 Prozent zu kürzen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und auch mit dem, was Sie zur Arbeitsmarktlage in Wien gesagt haben, kann ich wirklich nicht einverstanden sein. Es gibt in Österreich 3 275 000 unselbstständig Beschäftigte. Das ist ein historischer Höchstwert, Gott sei Dank. Dass wir Arbeitslose haben ist bekannt, und jeder Arbeitslose ist um einer zu viel, aber schauen wir uns Wien an. 

Ich habe mir die Zahlen von 1965 bis zum Jahre 2003 angeschaut. 1965 gab es in Wien 760 000 unselbständig Beschäftigte. Österreichweit gab es 2 280 000 Beschäftigte. Das heißt, fast um eine Million weniger als heute. Nun ja, da nimmt man an, in Wien müssten ja im Jahre 2003 so in etwa eine Million Menschen arbeiten. Aber mitnichten, Wien dümpelt genauso herum wie 1965 bitte, mit 760 000 Beschäftigten. 

Also, da muss ich sagen, da sind Sie, während der Bund 30 Prozent gesteigert hat, gleich geblieben. Wenn Sie das noch belustigt, Frau Vizebürgermeister, dann muss ich Ihnen sagen, das ist ein Armutszeugnis und zeugt von Ihrer sozialen Kompetenz. (Beifall bei der ÖVP. – VBgmin Grete Laska: Wissen Sie was, rechnen Sie von 1965 an, wer da noch dabei war und schauen Sie sich die Namen an, wer da in der Regierung war!) 

Während es in Wien 9,4 Prozent Arbeitslose gibt, hat der Bund 6 Prozent und es gibt Länder, auch wieder Oberösterreich, wo es zum Beispiel nur 3 Prozent gibt. Das heißt, das ist hausgemacht. Dafür ist die Wiener Stadtregierung verantwortlich. (Beifall bei der ÖVP.)

Und wenn Kollegin Jerusalem heute den WAFF erwähnt hat: Der WAFF hat sich als untaugliches Mittel erwiesen. (GR Godwin Schuster: Sie kennen ihn ja garnicht!) Natürlich kenne ich ihn. Bitte, Sie werden mir sagen, was ich kenne und was ich nicht kenne. Also, ich muss schon sagen, Sie nehmen sich was heraus. Ich habe den WAFF vielleicht schon gekannt und Sie noch nicht. (Heiterkeit bei der SPÖ. – Beifall bei der ÖVP.) Also auf alle Fälle, der WAFF hat sich als untaugliches Mittel, (anhaltende Heiterkeit bei der SPÖ.)  hat sich als untaugliches Mittel der Arbeitsmarktpolitik herausgestellt. (GR Kurt Wagner: Wieso sitzen dann Ihre Vertreter drinnen!)  Und Reformschritte, (GR Wagner: Sicher sind dort auch Ihre Leute!) und Reformschritte beim AMS, bitte kommen wir zum AMS, (VBgmin Grete Laska: Eine schöne Einrichtung!) auch Reformschritte beim AMS sind dringend notwendig. In allen Qualitätskriterien österreichweit ist das AMS Wien an letzter Stelle. (VBgmin Grete Laska: 150 Leute sind doch zu wenig!) 
Hier wird nicht, hier wird nicht vermittelt, sondern hier wird verwaltet und es wird schlecht verwaltet.(Beifall bei der ÖVP.  – VBgmin Grete Laska: Das ist eine typische Einrichtung der Stadt Wien, gell?) Schauen Sie, Frau Vizebürgermeister, ich sage Ihnen ein Beispiel: Eine Akademikerin kommt zum AMS (VBgmin Grete Laska: Nun, sagen Sie etwas dazu!) Nun, lassen Sie mich das Beispiel sagen. Ich bin am Rednerpult, Sie werden mir nicht vorschreiben, was ich hier zu sagen habe. (VBgmin Grete Laska: Das würde ich nie tun!) Also ich hoffe, dass wir uns da einig sind. (Beifall bei der ÖVP.)

Eine Akademikerin beim AMS sucht eine Anstellung. (VBgmin Grete Laska: Ja, viele!)  Sie macht einen Kurs, der vier oder fünf Wochen dauert und zwar “Wie bewerbe ich mich richtig“. Gut, Akademikerin, gut, aber soll so sein. Der Kurs ist aus, Posten ist keiner da, sie wird wieder aufgefordert, ja, wieder aufgefordert, einen Kurs zu machen, auch wieder vier bis fünf Wochen “Wie bewerbe ich mich richtig“. Der einzige Unterschied, der einzige Unterschied liegt darin, der eine Kurs ist beim BFI und der andere Kurs beim WIFI. Ich glaube, Kommentar dazu ist überflüssig. (GRin Mag Sonja Wehsely: Wer ist verantwortlich dafür!) Ja, aber da können Sie doch ... (GR Godwin Schuster: Vielleicht auch wieder die Gemeinde Wien!)  Ich nehme an, der Herr Bürgermeister hat hier Möglichkeiten einzugreifen, (GRin Mag Sonja Wehsely: Beim Bartenstein!) ja, ja.

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, bleiben wir bei der Sozialhilfe. (VBgmin Grete Laska: Nun, bleiben Sie doch beim AMS!) 
Frau Vizebürgermeister für eine Sozialhilfe sind ja doch Sie zuständig, da sind wir uns einig. Hier haben Sie eine äußerst lasche Handhabung. Bei der Sozialhilfe - Frau Kollegin Jerusalem hat es gesagt - geht es um Menschen, die Hilfe brauchen und diese Hilfe sollte rasch sein, unbürokratisch, bedarfsgerecht und bürgernah, und auch da versagen Sie. 

Vier bis sechs Wochen Wartefrist für die erste Anlaufstelle, bei der Schuldnerberatung dauert es Monate. Also, das sind Sachen, hier brauchen die Menschen Soforthilfe. Ich habe das schon einmal gesagt, wer rasch hilft, hilft doppelt, aber Sie tun es nicht. (Beifall bei der ÖVP.)

Behindertenpolitik: Der Katalog der Grausamkeiten ist aufgezählt worden. Die Bundesregierung sagt, das Jahr der Behinderten ist uns wichtig. Es muss auch allen wichtig sein, und daher die Weiterführung der Behindertenmilliarde. 

In Wien gibt es eine Behindertenkommission, die sehr konstruktiv arbeitet. Da werden Vorschläge ausgearbeitet, nur die SPÖ Alleinregierung und Sie, Frau Vizebürgermeister, verschlafen dann die notwendigen und durchaus gut vorbereiteten Vorschläge. Ich denke an die Novellierung der Bauordnung zugunsten Behinderter, ich denke an das Garagengesetz, ich denke an ein Wiener Behindertengesetz und ich denke an die persönliche Assistenz. 

Und da habe ich auch wieder ein Beispiel: Ein junger Mann kommt im Dezember 2002 zu Ihnen oder zur MA 12 ​ wegen persönlicher Assistenz, die er selbst bezahlt, und zwar über die Wiener Assistenzgenossenschaft, und natürlich helfen auch die Eltern mit. Im April wurde dann einmal ein telefonischer Kontakt hergestellt, dann war wieder Schweigen. Dann habe ich einen Brief erhalten, habe umgehend an die Frau Präsidentin Stubenvoll als Vorsitzende der Behindertenkommission geschrieben und habe auch gleich die Antwort erhalten, der Brief sei an Ihr Büro, an Sie weitergeleitet worden. Der Rest ist Schweigen. Wir haben jetzt Ende September, der junge Mann wartet noch immer auf eine Erledigung und gerade bei der Behindertenpolitik ist es so wichtig, dass der selbständige Mensch in den Mittelpunkt gestellt wird. Sie zahlen zwar für Heime beträchtliche Beträge, aber für persönliche Assistenz, die uns so viel wichtiger ist, zahlen Sie nicht.(Beifall bei der ÖVP. – GRin Mag Sonja Wehsely: Wo ist ein Heim?)

Und auch aus diesem Grund bringen meine Kollegin Lakatha und ich hier einen Antrag betreffend persönliche Assistenz ein: 

“Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport wird aufgefordert, im Sozialbudget für das Jahr 2004 für die Unterstützung der persönlichen Assistenz im oben genannten Sinne entsprechende Vorsorge im Budget zu treffen.“ (Beifall bei der ÖVP.)

Aber, Frau Vizebürgermeister, Sie haben ja auch noch andere Bereiche. Denken wir an die Bildungspolitik. Bei der Wiener Bildungspolitik fehlt konzeptives, langfristiges Planen. Wo ist Ihr Schulentwicklungsplan? (VBgmin Grete Laska: Die Kulturrede kommt heute von Ihnen?)  Nein, nein, absolut nicht. Sie sind dafür verantwortlich. Und nachdem Sie in Ihrer Rede von den wenigen Sätzen, die Sie über Wien gesagt haben, den Wiener Warenkorb angeschnitten haben, muss ich schon sagen, Frau Vizebürgermeister, dass ein Brief von Ihnen an die Privatschulen gegangen ist, wonach für die Kinder in den Privatschulen der Warenkorb nicht gilt. Also, ich möchte Sie schon aufmerksam machen, Frau Vizebürgermeister, (VBgmin Grete Laska: Würden Sie diesen Brief vorlesen?)  ich möchte Sie schon aufmerksam machen, dass auch die Kinder in den Privatschulen Wiener Kinder sind. (Beifall bei der ÖVP.)

Schulbau, Generalsanierung, also ich möchte auf die einzelnen Punkte gar nicht eingehen, denn Sie kennen ja das alles. Es gibt kein Bäderkonzept, es gibt kein Musikschulkonzept, kein Sportkonzept, kein Sportstättenkonzept, et cetera, et cetera. 

Das heißt, Kennzeichen Ihres Ressorts ist Konzeptlosigkeit. Und diese Konzeptlosigkeit geht zu Lasten der Armen in Wien, der Schüler und deren Eltern in Wien, der Behinderten in Wien ganz besonders, und auch der Sportler in Wien.

Und den Bürgermeister - man sieht es ja auch, dass es ihn nicht interessiert, er ist ja auch nicht da -, den Bürgermeister geht das offensichtlich alles nichts an. Es interessiert ihn nicht, weil im Voranschlag 2003 ist ja das alles breit diskutiert worden. 

Und was Sie auch noch erwähnt haben, Frau Vizebürgermeister, das Strukturkonzept: Also, meine Kollegin Rothauer wird dann näher darauf eingehen, aber eines ist schon interessant und zeigt wieder Konzeptlosigkeit: Am 28. März haben Sie das angekündigt, heute haben wir den 23. September. Wir haben bisher keine Antworten auf unsere Fragen erhalten. 

Also, ich möchte mir dieses Konzept ansehen, das so ausgereift sein soll und wo Sie doch annehmen müssten, dass wir auch Interesse haben, wie dieses Konzept ausschaut, welche Kontrollmöglichkeiten es gibt, und so weiter. Da ist jetzt mehr als ein halbes Jahr vergangen. Wir haben nachgefragt, wir haben ein paar schnoddrige Antworten bekommen, der Rest ist Schweigen. (VBgmin Grete Laska: Bitte, wer gibt schnoddrige Antworten!) Sie zum Beispiel, Frau Vizebürgermeister. (VBgmin Grete Laska: Das ist eine Bemerkung, der ich mich nicht anschließen kann. Ich würde von Ihnen nie sagen, dass Sie schnoddrige Antworten geben!)  Nun ja, das mag sein, das ist die selektive Wahrnehmung, nicht wahr? 

Aber kommen wir zum nächsten Bereich, zu den Subventionen. Subventionen, die die sozialistische Mehrheit gewähren will, kommen in den Ausschuss. Wir erfahren nicht, also alle Oppositionsparteien erfahren nicht, welche anderen Projekte eingereicht werden. Wir erfahren nicht, welche Vereine genauso Unterstützung bräuchten, wir erfahren nicht, aus welchen Gründen abgelehnt wird, oder aus welchen Gründen überhaupt keine Subvention gegeben wird. Es gibt auch keine Evaluierung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, (GR Godwin Schuster: Aus welchen Gründen eine Subvention nicht gegeben wird!) darf ich reden, wir bekommen das überhaupt nicht vorgelegt, was wir wollen, wir bekommen ja auch alles andere überhaupt nicht. (GR Godwin Schuster: Bei Subventionen, die nicht gegeben werden!) Schauen Sie, das ist Ihr Verständnis von Demokratie, Herr Kollege. (Beifall bei der ÖVP.)  
Meine Damen und Herren, das ist sozialdemokratische Machtpolitik vom Feinsten. (GR Godwin Schuster: Aber bitte!) Das Steuergeld der Wienerinnen und Wiener wird willkürlich vergeben und den Bürgermeister Häupl geht das offensichtlich nichts an, er kümmert sich nicht, dass klare Richtlinien, die überschaubar, überprüfbar sind, festgelegt werden. 

Und da muss ich schon sagen, Herr Bürgermeister, worauf warten Sie! Warten Sie wieder auf einen Skandal, damit Sie empört und überrascht sein können über dieses Sittenbild, und wo das alles nicht so sein kann, wo es mangelnde Kontrolle gibt? Vielleicht bekommen wir heute Antwort vom Herrn Bürgermeister.

Meine Damen und Herren, gerade das Ressort, das Frau Vizebürgermeister Laska leitet, ist eines, wo Sozialpolitik einen ganz wichtigen Stellenwert hat. Sozialpolitik muss das Herzstück und das Herzensanliegen jeder Regierung sein, und Ihr Herzensanliegen, Frau Vizebürgermeister, ist es offensichtlich nicht, und daher stehen Sie auch am Prüfstand. (Beifall bei der ÖVP.)  

Aber genau so ist der Herr Bürgermeister zu bewerten, der ja in dieser Stadt die Gesamtverantwortung trägt. Und ein Zitat aus dem 17. Jahrhundert von Molière möchte ich Ihnen auch noch sagen. “Wir sind nicht nur für das verantwortlich, was wir tun, sondern wir sind auch für das verantwortlich, was wir nicht tun.“ Und, Herr Bürgermeister, handeln Sie im Interesse der Wienerinnen und Wiener. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Römer. Auch seine Redezeit ist maximal 40 Minuten. 

GR Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Gerüchte gab es schon längere Zeit, aber aktuell ist dieses Thema erst geworden durch eine Indiskretion, oder können wir ruhig sagen, durch eine absichtliche Weitergabe von Unterlagen an verschiedene Zeitungen und hier war ja der Artikel im “Profil“ der erste, der darauf hingewiesen hat, dass im Sozialbudget offensichtlich ein größeres Loch klafft. Die Oppositionsparteien haben daraufhin eine Sondersitzung des Gemeinderatsausschusses begehrt, und es zeigt, wie die Frau Vizebürgermeister mit der Opposition diskutieren will. Man soll ja nicht vergessen, sie hat die Sitzung für Freitag 17 Uhr einberufen. 

Es ist uns jeder Termin recht, warum nicht, aber ich glaube, wenn ich in einem Gremium diskutieren will, dann ist es nicht üblich, dass ich die Sitzungen am Freitag um 17 Uhr mache, sondern um größeren Freiraum zu haben, größere Gestaltungsmöglichkeit zu  haben, wäre sicher auch ein Sitzungsbeginn zu einem anderen Zeitpunkt, oder zumindest früher möglich gewesen. Ich glaube, dass es Absicht ist und es hat ja auch gezeigt, dass bis zu diesem Termin nichts von der Frau Vizebürgermeister gekommen ist, als am selben Tag dann die APA-Meldung erschien, dass die kolportierten 100 Millionen nicht fehlen, sondern es da Umschichtungen gäbe, und es fehlen nur an die 30 Millionen. Wir sind dann ... (VBgmin Grete Laska: Stimmt ja gar nicht, das ist eine falsche APA-Meldung!) Bitte, ja ich habe da nur die APA-Mitteilung, die ich gelesen habe, und sie wird von Ihnen sein. Nein? (VBgmin Grete Laska: Lesen Sie sie vor!) Dann werden wir weiter darüber reden. 

Aber ich komme zu der Sitzung, und da hätte ich erwartet, dass die Frau Vizebürgermeister uns informiert, uns vielleicht Unterlagen gibt, und sagt, so schaut das aus, aus diesen und diesen Gründen gibt es das und das. Nein, wir durften Fragen stellen und dann ist das gekommen, was wir von der Frau Vizebürgermeister schon kennen, und was sie auch heute gemacht hat: Sie hat einmal als Erstes die Bundespolitik für alles verantwortlich gemacht, was in Wien passiert. Das macht sie immer, das wissen wir. Aber ich glaube, sie vergisst dabei immer auch, die Stellung Wiens in dieser Sache klarzustellen, (GR Franz Ekkamp: Das tun Sie ja auch schon!) das muss schon bewusst sein. 

Und da sind wir auch schon einer Meinung, eine gute Wirtschaftspolitik, eine gute Arbeitsmarktpolitik ist notwendig, damit die Menschen Beschäftigung haben, damit die Familien das Auslangen finden können, und färbt natürlich, wenn es nicht so ist, auch auf die subsidiäre Sozialhilfe ab. Das ist das Allgemeinwissen, das wissen wir. 

Aber ich kann nicht alles auf den Bund schieben, und überhaupt dann kann ich es nicht auf den Bund schieben, wenn es leider Gottes so ist, dass unserer Meinung nach gerade die Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik in Wien schlechter ist als in anderen Bundesländern, denn warum haben wir denn seit langer Zeit immer den größten Prozentsatz an Arbeitslosen, das muss ja einen Grund haben. Und jetzt gebe ich schon zu, dass man nicht hergehen und sagen kann, die Landesregierung kann Arbeitsplätze schaffen, das wissen wir schon. Aber natürlich, wenn die Investitionen auch in Wien so zurückgehen, dann hat das natürlich auch Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt. Natürlich ist auch die Gemeinde Wien verantwortlich für Rahmenbedingungen, die Firmen animieren sich hier anzusiedeln, die Firmen animieren hier Menschen zu beschäftigen und nicht, dass im Gegenteil Firmen animiert werden von Wien fortzuziehen und sich im Umfeld Wiens anzusiedeln. 

Also, man sollte hier schon auch vor der eigenen Tür kehren und hier die Verantwortung der Stadt Wien genauso beachten und hier vielleicht dementsprechend reagieren. 

Also, wir haben da keine Unterlagen bekommen und die Aussage der Frau Vizebürgermeister in der Sitzung auf die dezidierte Anfrage von Kollegin Jerusalem war, es gebe keine Kürzungen im Sozialbereich. Daher war das etwas beruhigend im ersten Moment, aber wie wir ja festgestellt haben, so beruhigend kann es ja nicht sein. Es ist auch durchgesickert, dass es hier ein Papier gibt, und es wurde auch von der Kollegin Jerusalem hier breit darüber berichtet, dass hinter verschlossenen Türen umfassende Kürzungen vorbereitet werden könnten. Und es ist ja schon so, dass wir heute wissen, dass Vereine schlechter subventioniert werden und mit der Existenz kämpfen - und das ist ja nicht nur ein Verein, das sind ja mehrere Vereine - und dies auch deshalb, weil zugesagte Unterstützungen nicht ausgezahlt werden. 

Und ich habe da hier den internen Brief von Rainman´s home und ich erlaube mir, hier den 1. Absatz vorzulesen, weil er vielleicht zeigt, worum es in Wirklichkeit geht. 

“Seit Wochen bemühen wir uns, die zuständigen Stellen der Gemeinde Wien zur Rücknahme der Kontingentkürzungen zu bewegen. Einzig Dr Podkowicz, zuständiger Bereichsdirektor für die Finanzen für Jugend, Schule, Bildung und Sport führte in dieser Zeit ein persönliches Gespräch mit uns. Er war durchaus verständnisvoll und deutete die offensichtlich dramatischen Probleme der Gemeinde Wien bei der Erstellung des Budgets für 2004 an. Er verstand auch unsere Sorgen und unsere Bestürzung und meinte eher beschwichtigend, wir sollten den Brief, in dem die Kontingentkürzung ausgesprochen wird, vor allem als Warnsignal sehen. Auf dem sozialen Sektor sei in der Vergangenheit ein Wildwuchs entstanden und es sei nun dringend notwendig, hier zu neuen Strukturen zu finden und Einsparungsmöglichkeiten zu suchen.“

Das ist nur der erste Absatz, es geht diese interne Mitteilung weiter und er zeigt, dass in Wirklichkeit bereits hier Einsparungen vorgenommen werden, dass hier bereits Geldmittel - auch zugesagte Geldmittel - nicht ausgeschüttet werden. Und ich komme jetzt noch einmal zurück auf die Mitteilung der Frau Vizebürgermeisterin, wo sie, wie gesagt,  nur die Bundesregierung verantwortlich gemacht hat. Nur, jetzt sind mir zwei Dinge aufgefallen. Es gab so viel an Daten, dass man nicht gleich alles mitdenken kann, aber zwei Dinge sind mir aufgefallen: Sie hat davon gesprochen, dass die Besteuerung der Unfallrenten bei 30 Prozent Kürzung, wie sie es ausgedrückt hat, dem Finanzminister 145 Millionen gebracht hat. 

Das kann nicht ganz richtig sein, denn erstens einmal wissen wir, dass es hier die Aktion gegeben hat, dass jene mit geringerem  Einkommen Refundierungsmöglich-keiten erfahren haben und auf der anderen Seite, wenn man das nämlich durchrechnet - wir haben zehntausend Unfallrentenbezieher -, dann wäre das ungefähr eine Kürzung von eintausend EUR im Monat, das heißt, die müssten 3 000 EUR im Monat haben, und wir wissen aber, dass die Unfallrenten im Monat, weil sie ja doch zum Glück immer kleinere Beschädigungen sind, so zwischen 2 000 und 5 000 S im Monat betragen, und wir wissen aber auch gleichzeitig, dass die hohen Vollrenten ja auch erhöht wurden, um diese Besteuerung wieder aufzufangen. Also, das sollte man, weil Sie auch darauf Wert legen, dass alles korrekt ist, auch sagen. 

Und das Thema mit der Notstandshilfe ist ja auch ein interessantes Thema. Es wird immer wieder gesagt, und daher sollte man auch immer wieder dementsprechend darauf reagieren. Natürlich steht im Koalitionsabkommen, es soll überprüft werden, ob die Notstandshilfe in eine Sozialhilfe neu übergeführt werden soll.

Das ist weder etwas Unanständiges noch etwas Bösartiges, sondern das ist einmal eine Feststellung, so wie auch in der letzten Periode. Ich denke nur zurück, in  der letzten Regierungsperiode war genauso drinnen, man soll überprüfen, ob Versicherungspflicht vielleicht besser ist als Pflichtversicherung und man ist dann nach intensiver Überprüfung zu der Überzeugung gekommen, dass es in den jetzigen Zeiten nicht so ist. 

Also, auch die Überführung der Notstandshilfe in die Sozialhilfe neu ist noch nicht gelaufen, sondern da wird einmal geredet werden müssen, denn da gibt es  einmal eine Grundvoraussetzung, die vorher geschaffen werden muss, und das ist eine Sozialhilfe neu. Und diese Sozialhilfe neu ist ein Anliegen des Bundes und von allen Bundesländern und gerade die Frau Vizebürgermeisterin legt ja in diesem Zusammenhang immer Wert darauf, dass es auf das Wiener Niveau abgestellt werden muss. Und daher können wir einmal davon ausgehen, solange es die Sozialhilfe neu nicht gibt, wird es auch die Notstandshilfe-Überführung nicht geben und daher, Frau Vizebürgermeister, glaube ich, gehen Sie genauso wie ich davon aus, dass dies ohne 15a-Vereinbarung nicht laufen kann. (VBgmin Grete Laska: Sind Sie da sicher?) Nun ja, das schaue ich mir an, ob ich ein Abschieben der Notstandshilfebezieher in die Sozialhilfe neu so machen kann. 

Bei den Flüchtlingen kann ich immer noch, obwohl ich da nicht der große Fachmann bin, immer noch davon ausgehen, dass die Länder hier immer schon mitgearbeitet haben. Also, das ist sicherlich jetzt nicht so hundertprozentig zu vergleichen. Also gut, ich gehe jetzt davon aus, dass viele oder mehrere Vereine jetzt schon schlechter subventioniert werden und es ist nur ein Beispiel, dass hier schon etwas passiert ist, das wir zur Kenntnis nehmen müssen. 

Und da kommt am letzten Sonntag sogar noch der letzte Artikel vor dieser Woche, wo steht, es gibt sogar hausgemachte Budgetlöcher im Bereich der MA 12 und hier möchte ich ein Beispiel bringen, wie es nicht laufen soll. Wir wissen, wir haben die Pensionistenklubs, die sicherlich den positiven Aspekt haben, dass Menschen, denen es sonst nicht möglich wäre soziale Kontakte wahrzunehmen, im Freundes- und Bekanntenkreis plaudern, sitzen, Karten spielen können, das ist das eine. Auf der anderen Seite wissen wir aber auch, dass mit der Veränderung der Gesellschaft das vielleicht nicht mehr für alle das ist, was sie wollen und wir wissen aber auch - und ich sage das als Nicht-Sozialdemokrat - dass sie natürlich mit ganz wenigen Ausnahmen in den SPÖ-Lokalen untergebracht sind, was natürlich aus mehreren Gründen für mich einen Beigeschmack hat. Gut, dann wurde das Ganze umstrukturiert und man hat die Pensionistenklubs dem Kuratorium der Pensionistenwohnhäuser übergeben, ich glaube mit dem Ziel - ich habe damals nicht zugestimmt, aber das Ziel war -, das Ganze zu reformieren vielleicht den geänderten Bedürfnissen der mittleren, sage ich jetzt einmal, vom Alter her mittleren Bevölkerung, anzupassen und hier neue Wege zu gehen und sich auch zu öffnen und vielleicht neue Schichten anzusprechen. Und dann gibt es auf einmal eine Meldung der MA 12. Man ist davon ausgegangen - und das ist auch vollkommen logisch - dass das natürlich nicht nur eine Qualitätsverbesserung sein wird, sondern natürlich auch eine Ersparnis mit sich bringen wird, oder zumindest nicht teurer werden darf, weil wir wissen alle miteinander, dass wir derzeit, sagen wir so, das Geld nicht so zur Verfügung haben, wie wir es ausgeben könnten. 

Und da meldet die MA 12, und ich lese das jetzt vor, “Auf Grund der Erfahrungswerte im Jahre 2001 benötigt das Kuratorium mehr Personal für Klubaufgaben sowohl in Klubs als auch in der Zentrale für Oberhead-Arbeiten“, ich kann sogar die Nummer davon sagen. Und das Resümee  der ganzen Geschichte ist natürlich, dafür hätte es dieser Reform nicht bedurft und ich möchte in diesem Zusammenhang nur vermerken, bezahlen müssen das alles natürlich die Bezirke.

Also, man sieht, weil die Frau Vizebürgermeisterin so stolz auf die Heimreform verwiesen hat - seien wir froh, wenn eine Reform zu einem guten Ende kommt und wenn eine Reform etwas Positives bringt -, dass wir nicht davon ausgehen können, dass jede Reform gut ist und ich komme darauf noch zurück.

Die Frau Vizebürgermeisterin hat natürlich auch davon gesprochen, dass der Bund, und das ist auch etwas, was Wien natürlich beeinflusst, und das ist auch richtig, weniger Personal beschäftigt, aber ich glaube, man sollte das nicht nur als Beamter, sondern schon auch als Bürger sehen, der sagt, auf Grund der Änderungen in der Gesellschaft, auf Grund der technischen Fortschritte kann ich nicht um jeden Preis die Verwaltung so lassen wie sie ist, sondern ich muss auch nachdenken, muss evaluieren, wo ich einsparen kann und das wird sicherlich auch die Gemeinde Wien machen. 

Und ich glaube, das kann ich in der Verwaltung machen - aber weil Sie so mehr oder weniger gesagt haben, die Arbeitslosen schieben wir jetzt alle dem Bund zu - das kann ich aber sicherlich nicht bei Dienstleistungen machen. Und ich verweise nur zum Beispiel auf die Wiener Stadtwerke und auf die Straßenbahn als Beispiel, wo sehr viele angestellt werden müssen, damit der Betrieb so aufrecht erhalten werden kann wie er sollte, ohne dass die Leute Überstunden in, ich würde fast sagen, in unerträglichem Ausmaß machen müssen, aber es könnte vielleicht sein, dass man wartet bis die Tochtergesellschaft gegründet ist und dann hier die Leute anstellt, um sie billiger zu bekommen als die jetzigen Beamten. (VBgmin Grete Laska: Aber bei der Polizei sind wir uns schon einig, dass Wien an der falschen Stelle gestanden ist!) Ich habe doch Ihre Zeitungen alle mit, ich weiß doch, was Sie geschrieben haben die letzten zwei Wochen. (VBgmin Grete Laska: Aber bei der Polizei!) Ja, natürlich, aber ich mache Sie ja nicht für alles verantwortlich, ich bin auch einer, der sagt, Polizei muss genug da sein. Das ist vollkommen klar, weil das Sicherheitsgefühl gerade in Wien, auch wenn Viele immer wieder behaupten, es ist so toll, doch nicht so toll ist. Wenn ich nur denke, in meinem Haus ist vor drei Wochen eingebrochen worden, dieses Wochenende hat man in der Weintraubengasse in der Nacht die Autos aufgeschlagen, also es ist nicht so, und das ist nur in meinem Grätzel was ich weiß, und bei meinem Wirten haben sie am Sonntag in der Nacht das Wirtshaus ausgeräumt. Also, nur so in hundert Metern Umkreis, nur damit man weiß, was in Wirklichkeit los ist.

Also, ich komme zurück auf das, dass die Frau Vizebürgermeisterin – denn um sie geht es ja heute – immer wieder die Bundespolitik für alles verantwortlich macht und möchte hier zwei Feststellungen treffen. Die erste ist eine kleine Wiederholung: Ich kann die Bundespolitik nicht für alles verantwortlich machen, sondern auch die Gemeinde Wien hat ihre Politik darauf auszurichten, dass der Arbeitsmarkt in Ordnung ist.

Zu den Inserierungen über die Jobs: Sie haben in Ihrer Zeitung geschrieben, 2690 suchen eine Lehrstelle. Ja, das ist viel zu viel, das war der Stand in August, ich hoffe, dass das inzwischen schon weniger ist. Aber es ist auch die Frage, was die Gemeinde Wien gemacht hat und hier wurde mir auch jetzt bewusst, als ich die Jahresbücher wieder durchgelesen habe, dass es auch bei den Wiener Stadtwerken nicht so ist, dass hier mehr angestellt wurde, sondern dass das Gegenteil der Fall ist. 

Und Sie sagen seit Jahren, dass die Bundespolitik dazu führt, dass wir im Sozialbereich mehr Ausgaben haben und jetzt stelle ich die Gegenfrage, nachdem Sie es ja wissen, weil  wir ja bereits in den vergangenen Jahren eine Steigerung der Sozialausgaben gehabt haben: Wieso haben Sie nicht auch im Budget Vorsorge getroffen? 

Das ist eine Frage, die sicherlich interessant ist, weil es Ihnen ja bewusst sein musste, dass Sie auch - nachdem ja nach Ihren Aussagen die Bundespolitik da Auswirkungen hat - heuer mehr Geld brauchen werden, und wieso wurde hier nicht Vorsorge getroffen. 

Ich meine, wir wissen ja, dass es überall momentan eng ist. Wir wissen, wie am Sonntag in Bayern die Wahl ausgegangen ist, mit ähnlichen Problemen sagen wir in Österreich, hat dort die Regierungspartei verloren, weil sie Einschränkungen machen musste. Ich denke nur, dass am Sonntag in Holland eine Demonstration gegen Änderungen im Krankenversicherungswesen stattgefunden haben. Also, ich kann nur sagen, wenn wir dieses Krankenversicherungswesen einführen wollten, was die schon haben, ja, was die schon haben, nun, dann würden wir alle auf die Strasse gehen. Nur, dass Ihnen bewusst ist, wir haben ohnedies noch Vieles erhalten was möglich ist und das soll auch unser Ziel sein.

Frau Vizebürgermeisterin wiegelt ab und sagt, wir haben alles im Griff, nichts fehlt und dann gibt’s auf der anderen Seite Meldungen, es fehlen in Wirklichkeit bis zu 200 Millionen. Ich würde, bitte schön, wissen wollen, was wirklich los ist. Dann gibt es eine Meldung, dass der Sozialbereich dem KAV über 90 Millionen schuldig ist. 

Auch interessant, ist es jetzt nur eine Umbuchung oder ist es wirklich so, es ist aber auf jeden Fall eine aufklärungsbedürftige Angelegenheit und ich nehme an, wir werden es dann im Juni beim Rechnungsabschluss genau sehen, was es ist. Ja, es ist aber trotzdem richtig, dass heute hier darüber diskutiert wird. Wie gesagt, im Ausschuss waren wir außerhalb der Öffentlichkeit und da war ja nicht so viel, es ist nicht so viel gesagt worden, aber vielleicht kann man sich dann hier heute auf Grund aller Wortmeldungen zusammen ein Bild machen. 

Und wenn immer gesagt wird, Wien ist ja anders als der Bund, “Wien ist anders“, kann ich sagen, Wien ist natürlich ganz anders als der Bund. Der Bund hat seine Aufgabe wahrgenommen und am 1. Jänner die Sozialrichtsätze angepasst, hat sie wie jedes Jahr erhöht - und das ist auch richtig so - und Wien hat das bis heute nicht durchgeführt. Also Wien ist doch anders und das soll man schon einmal sagen, wenn man immer nur darauf verweist, Wien ist die soziale Stadt und diese Härte und der kalte Wind komme von ganz wo anders her. 

Frau Vizebürgermeisterin, Sozialpolitik ist ja nichts Sozialistisches, das wissen wir, Sozialpolitik ist dafür da, Ausgleich zu schaffen und dafür sind Sie als Sozialstadträtin verantwortlich. Und wenn ich mir jetzt noch einmal vor Augen führe, welche Pläne es da irgendwo gegeben hat, dann bin ich natürlich schon auch etwas nervös, weil ich kann ja nicht hergehen und so tun als wäre das nix, so nach der Devise hat da vielleicht ein Beamter eine Fleißaufgabe gemacht, oder die noch lustigere Erklärung wäre ja die, nein das haben wir gemacht, damit wir vor Augen führen können, was passiert, wenn Andere in dieser Stadt regierten. 

In Wirklichkeit hat man sich Gedanken gemacht - und davon gehe ich aus - wie kann ich hier Einsparungen vornehmen und zum Teil haben wir ja schon gesehen, wie es geht.

Frau Vizebürgermeisterin, Sie haben ein großes Ressort, und in diesem Ressort gibt es Vieles, was man bemängeln muss, das ist ja vollkommen logisch und es wäre abnormal, wenn ich es nicht machte. Ich verweise nur darauf, dass die Schulen trotz der Sondermittel, die vor Jahren gewährt worden sind, noch immer nicht alle auf dem aktuellen Stand sind und ich verweise darauf, weil mich Ihre Argumentation wirklich, wie soll man sagen, bestürzt hat, als wir in der letzten Sitzung den Antrag über die Musikschulen besprochen haben, wo hier Wissenschaftler österreichweit Erhebungen getroffen und darauf hingewiesen haben, dass in den großen Bundesländern zwischen 30 000 und 50 000 Kinder Musikunterricht bekommen, es in Wien 4 000 seien und Sie der Meinung sind, es wäre kein Bedarf gegeben. 

Und ich kann Ihnen, nur zum Beispiel, etwas aus der Leopoldstadt erzählen. Ein Nachbar von mir hat sein Kind, das in die Volksschule geht, angemeldet, es soll Klavier lernen. Und natürlich könnte man jetzt ruhig sagen - und darum glaube ich, dass es auch Sozialpolitik ist - wenn er reich genug ist, könnte er vielleicht zum Hochschulprofessor gehen, aber das ist er nicht, er will die städtischen Einrichtungen benutzen und sein Kind dort hingeben. 60 Kinder haben sich angemeldet und 4 werden sie nehmen. Dies nur, damit wir wissen, dass auch hier ein Bedarf gegeben ist, den man nicht abstreiten kann. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das ist eine Schande für Wien!) 

Das andere Thema natürlich, (VBgmin Grete Laska: Sie kann ja ein anderes Instrument lernen, zum Beispiel Gitarre!) nun ja bitte, vielleicht kann sie das schon (GRin Polkorab: Klavierunterricht gibt es in der Volkshochschule auch!) Ja ja okay, und da schicke ich jetzt alle 56 die nicht genommen werden, sofort in diese Gruppe. Also das ist kein Argument bitte, es ist einfach ein Bedarf vorhanden, der nicht gedeckt ist (GRin Rosemarie Polkorab: Sie haben keine Ahnung!) und das geht sicherlich nicht von heute auf morgen, aber wir sollten uns alle so viel wie möglich bemühen, dass wir unseren Kinder die Möglichkeit geben, auch musizieren zu können. 

Bei der Jugend, das wissen wir ganz genau, was da vor sich geht. Hier gibt es ja das große politische Spielfeld der Vereine, die ja alle in einer guten sozialdemokratischen Verwaltung sind. Also, da haben die anderen nichts mitzureden, denn das haben Sie ja auch in Ihrer Hand, das wissen wir, und es dürfte da ein Chaos eingetreten sein. 

Es ist ja immerhin interessant, dass die MA 12 die einzige Abteilung ist, von der man jetzt wirklich permanent Mitteilungen von Mitarbeitern bekommt. Irgendeiner Magistratsabteilung passiert einmal irgend etwas, dann kommt einmal was, das ist nach 3 bis 4 Monaten wieder vorbei, aber bei der Magistratsabteilung 12 kann ich davon ausgehen, dass hier die letzten Jahre permanent Mitteilungen gekommen sind. 

Es wird immer mit der Umstrukturierung argumentiert, wo man nicht weiß, ob das wirklich so toll war, auch das Horrorszenario der Kürzungen ist durchgesickert, und man kann nicht abwiegen, was ist da wirklich los, aber es lässt natürlich, wenn man in die Zukunft schaut, allerhand befürchten. 

Information gehört auch hinein, ist vollkommen klar. Hier haben wir ja in den letzte Jahren die Hunderte Millionen Schilling gehabt für die Eigenpropaganda, die man besser in das Sozialbudget gegeben hätte. Beim Sport wissen wir auch, was in Wirklichkeit los ist, Wien ist ja fast in keiner Sportart mehr Bundesspitze, die zwei großen Fußballvereine haben sich die Fußballspieler gekauft, weil das Geld da war, aber bei allen anderen Sportarten sehen wir ja leider Gottes, dass uns die Bundesländer überholen, wenn ich nur denke, Radenthein, Wels, Oberwarth, und so weiter und so fort.

Aber das hängt sicherlich auch damit zusammen, dass wir hier mit den Vereinen und Verbänden um kleine Beträge streiten müssen - und ich habe es heute schon gesagt, aber ich wiederhole es nochmal – und wir natürlich gar nicht wissen, welche Vereine unbedingt Geld brauchen, weil wir die Ablehnungen noch nicht sehen, denn Ablehnungen werden ja nicht vom Gemeinderat gemacht, sondern das wird vom Magistrat in Eigenregie durchgeführt. 

Also, beim Sport erscheint es mir ja viel wichtiger, wenn ich hergehe und sage ich mache Events, weil da kann ich Pokale verteilen da bin ich im Fernsehen, das ist viel wichtiger, als dem Breitensport endlich diesen Stellenwert zu geben, den er unbedingt braucht. 

Und ein wichtiges Thema, sind natürlich auch die Bäder. Das Bäderkonzept würde natürlich Geld kosten, das ist vollkommen klar, weil das würde verschiedene Investitionen mit sich bringen und daher gehe ich davon aus, dass dieses Bäderkonzept so spät wie möglich hergezeigt wird, damit man auch das aufschieben kann. 

So, und jetzt stehen wir vor dem Jahreswechsel zu 2004 und da heißt es ja, das ganze Soziale soll dem Fonds Soziales Wien eingegliedert werden. Wir wissen zwar noch nicht ganz genau wozu, wir wissen nicht genau was, wann, welche Vorteile, welche Ziele es hat. Wir wissen nicht genau, wie es mit der Kontrolle sein wird, wir wissen nicht genau, wie es mit der Mitsprache der politischen Gremien sein wird, und das Ganze wissen wir schon allein deshalb nicht, weil - obwohl wir drei Oppositionsparteien einen Antrag zu diesem Thema gestellt haben - wir eine Antwort bekommen haben, die das alles nicht ausgesagt hat.

Also, auch da ist Vorsicht geboten und ich bin schon neugierig - obwohl das jetzt schon so lange im Gespräch ist -, wann Sie bereit sind, uns hier definitiv etwas Konkretes vorzulegen. Aber auf der anderen Seite muss man auch sehen, dass hier weite Bereiche, die bis jetzt die Frau Vizebürgermeisterin Laska betreut, in die Geschäftsgruppe der Frau Stadträtin Pittermann kommen sollen.

Zur Frau Stadträtin Pittermann, von der man jetzt ohne weiters feststellen kann, dass sie auch mit diesem großen Ressort, dass sie jetzt schon hat, etwas überfordert ist! Sie hätte ja sonst damals nicht ihren persönlichen Brief an Herrn Stadtrat Vizebürgermeister Rieder geschrieben, dass sie das ganze Amt nicht übernommen hätte, wenn sie gewusst hätte, was da auf sie zukommt. Und auch die jetzt aufgezeigten Missstände, die ja sogar zu einem Untersuchungsausschuss führen sollen, der die restliche Aufklärung bringt, spricht ja nicht gerade dafür, derzeit eine Änderung durchzuführen. 

Wie jetzt herauskommt - die Kontrolle ist ja eingestellt worden - hat es viel zu wenig Kontrollen gegeben. Das Aufzeigen von Missständen, wie man das immer jetzt sehen will, wird ignoriert, statt dass die Alarmglocken läuten. 

Und wo soll das alles hinführen. Hat die Stadtregierung das Budget, hat die Stadtregierung die Verwaltung, hat die Stadtregierung in Wirklichkeit das Regieren noch im Griff, und daher auch alle mit dem heutigen Thema Befassten? Unsere Frau Vizebürgermeisterin hat ein Budget erstellen lassen, das offensichtlich - obwohl sie es ja hätte wissen müssen - zu niedrig war. Herr Vizebürgermeister Rieder, der das auch wissen hätte müssen, lässt zu, dass ein falsches Budget von Frau Vizebürgermeister Laska vorgelegt wird. Frau Stadträtin Pittermann soll den Sozialbereich dazu bekommen und hat im eigenen Ressort - sagen wir es vorsichtig - größte Schwierigkeiten. Und letztverantwortlich ist der Herr Bürgermeister, der ja für die ganze Stadtregierung die Verantwortung trägt. 

Und welche Konsequenzen werden diese Vier aus dieser jetzigen Situation ziehen? Sie sagen, Wien ist anders, Wien ist eine soziale Stadt. Die Theorie muss nicht immer mit der Praxis übereinstimmen. Frau Vizebürgermeisterin, vergessen Sie nicht Ihre Pläne. Jetzt heißt es, alle Anstrengungen dafür einzusetzen, dass Wien wirklich eine soziale Stadt wird. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Wehsely. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sonja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Ich muss sagen, ich halte es wirklich für unfassbar, wie diese Diskussion heute hier von der Opposition geführt wird. Und zwar einerseits bei den beiden größeren Oppositionsparteien, weil die ja mit deren Verteilung auf Bundesebene dafür verantwortlich sind, dass wir hier in Wien die Probleme haben, die wir haben und auf die ich auch noch zu sprechen kommen werde. Allen voran ist hier der Parteivorsitzende der Wiener ÖVP, Herr Dr Finz, zu nennen, der ja bekanntlich Staatssekretär für den Finanzbereich ist und für das Budget, und damit für die Ausgaben des Bundes ganz massiv verantwortlich ist, gleich nach dem Herrn Finanzminister Grasser, der ja bis vor einiger Zeit noch der FPÖ angehört hat. Und auf der anderen Seite muss ich schon sagen, dass ich auch entsetzt bin - die Taferln sind jetzt schon weg - über das Schauspiel oder den Theaterdonner, den die GRÜNEN heute hier aufführen. 

Ich weiß nicht, ob das jetzt der nächste Schritt ist - nachdem Frau Dr Glawischnik mit dem großen Kreuz zu den Verhandlungen mit Herrn Dr Khol erschienen ist - zu einer Vorleistung für eine schwarz-grüne Regierung, und ob der Herr Klubobmann Chorherr die Wiener Fraktion davon überzeugt hat, weil anders kann ich mir das, was hier stattfindet, nicht erklären. (Beifall bei der SPÖ.) 

Denn, liebe Kolleginnen und Kollegen, Tatsache ist, dass man eine Debatte immer nur im Ganzen führen kann, wenn man sie sinnvoll führen will. Denn sonst ist es ungefähr so, wie wenn ich bei minus 5 Grad im Ruderleiberl auf die Straße gehe drei Tage lang, dann erkältet bin und dann eigentlich nur darüber rede, dass ich jetzt Schnupfen habe, aber mich nicht damit beschäftige, warum ich Schnupfen habe. Und das ist das, was die GRÜNEN heute und hier machen und da bin ich wirklich ausgesprochen enttäuscht darüber. (Beifall bei der SPÖ.) 

Denn hier über die Situation und über das Sozialbudget und über die soziale Situation in dieser Stadt zu reden, ohne darüber zu sprechen, was die politischen Rahmenbedingungen dieser Republik seit dem Jahr 2000 sind, ist wirklich kühn, ist wirklich unpolitisch und ist wirklich auch absolut unhistorisch und ich nehme es zur Kenntnis, aber ich nehme es traurig zur Kenntnis. 

Tatsache ist, dass es seit Mitte 2000 einen massiven Einbruch in das Wirtschaftswachstum in dieser Republik gibt, dass alle Experten vom WIFO, vom IHS, und was es sonst noch in dieser Republik an Wirtschaftsexperten und Expertinnen gibt, gesagt haben, man muss hier gegensteuern, man muss hier gegensteuern mit Maßnahmen des Bundes. 

Und was ist passiert? Es gab bekanntlich den Fetisch des Nulldefizits. Das war das, was diese Regierung gemacht hat und damit hat der Anfang vom Ende hier auch begonnen. Dass der Wirtschaftsstandort Wien hier ganz besonders betroffen ist, ist auch klar, wenn man Realitäten zur Kenntnis nehmen will. 

Denn Tatsache ist, dass ein Drittel der Arbeitsplätze der öffentlichen Verwaltung in Wien sind. Und es ist auch klar, dass der Stellenabbau, den mein Kollege Römer vorher gerade als sinnvoll und notwendig anerkannt hat, daher besonders stark Wien trifft, und zwar mit 6000 Arbeitsplätzen, die es im Jahr 2002 hier im öffentlichen Bereich des Bundes weniger gibt als im Jahr 2001. 

Tatsache ist auch, dass wir sehr viele Unternehmenszentralen in der Bundeshauptstadt haben, weil wir ja grundsätzlich - und das ist sozusagen die Politik, die wir in Wien hier auch machen - sehr viele Maßnahmen setzen, um Wien als einen attraktiven Wirtschaftsstandort zu haben und wir ja auch sehr viele Jahre eine steigende Zahl an Betriebsansiedlungen hatten. Tatsache ist, dass es in Zeiten wo das alles von der Wirtschaftspolitik der Bundesregierung die absolut verfehlt ist, konterkariert wird, uns natürlich besonders auf den Kopf fällt. 

Tatsache ist auch, was heute überhaupt noch nicht gesagt worden ist, dass ein Drittel der Arbeitsplätze die Wien hat und zur Verfügung stellt, Arbeitsplätze für Menschen sind, die nicht in Wien wohnen, was gut und was richtig ist, aber das muss man doch bitte auch sagen, dass ein Drittel der Arbeitsplätze in Wien von Nichtwienerinnen und -wienern besetzt sind und dass wir im Jahr 2003 rund 150 000 mehr Personen haben werden, die nach Wien hineinpendeln, als Wienerinnen und Wiener, die aus Wien herauspendeln und außerhalb Wiens arbeiten. 

Das sind Tatsachen, die als Grundlage dafür dienen müssen, um über die Situation wirklich sprechen zu können. Und die Politik dieser Bundesregierung - ob Sie das jetzt hören wollen oder nicht, oder negieren wollen oder nicht - kostet viel Geld, und das verursacht insbesondere den Ländern und Gemeinden hohe Kosten. Tatsache ist, dass die Realeinkommen, und Sie  werden es alle persönlich merken - und es werden ja hoffentlich auch alle mit den Menschen in dieser Stadt sprechen und daher genau diese Rückmeldung auch erhalten - dass die Realeinkommen der unselbständig Erwerbstätigen seit dem Jahr 2000 zurückgehen. Nicht nur nicht steigen, sondern zurückgehen. 

Tatsache ist auch, dass die Pensionsanpassungen seit dem Jahr 2000 unter der Inflationsrate liegen und das heißt, dass die Pensionen ja auch seit mehreren Jahren ständig an Wert verlieren. Das heißt, nicht nur nicht mehr werden, sondern weniger werden. Das ist die Situation, die wir hier vorfinden. Und das muss ich zur Kenntnis nehmen und darüber muss man auch reden, wenn man über die Situation in Wien sprechen möchte. Tatsache ist, dass es in den letzten zwei Jahren um 15 000 Arbeitslose mehr in Wien gibt. Und das ist genau die Zeit, seit diese schwarz-blaue Bundesregierung auch regiert. 

Und ich möchte daher jetzt hier an dieser Stelle zwei Anträge einbringen, wo ich sehr hoffe, dass auch die beiden Parteien die im Bund die Regierung stellen, hier mitstimmen werden, weil es hier ganz konkret darum geht, die Situation in unserer Stadt für die Menschen zu verbessern. Der eine Antrag lautet:

“Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung auf, rasch ein wirksames Programm zur Schaffung von Arbeitsplätzen sowie zur Verringerung der Arbeitslosigkeit in Wien zu erarbeiten. Schwerpunkte dieses Programms müssen sein die deutliche Erhöhung öffentlicher Investitionen, die gezielte Förderung beschäftigungsschaffender privater Investitionen durch hohe Investitionsfreibeträge anstelle gießkannenartiger Lohn- und Nebenkostensenkung, die steuerliche Entlastung kleiner bis mittlerer Einkommen, die besondere Förderung von Klein- und Jungunternehmen, die Abschaffung vieler Zugangsbeschränkungen zu den sogenannten Freien Berufen und die Schaffung von Lehrlingsstiftungen, an denen sich der Bund, die Länder und die Wirtschaft beteiligen sollen.“ 

Diesen Antrag möchte ich gerne einbringen. (Zur Vorsitzenden gerichtet.) Ich bringe ihn dann nachher hinauf. 

Und hier wird sich dann bei der Abstimmung zeigen, wie ernst Sie es wirklich meinen. 

Da gehe ich eigentlich mit Sicherheit davon aus, dass die Freiheitliche Partei mitstimmen wird.

Der zweite Antrag lautet: 

"Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung auf, sehr rasch ein Paket von Maßnahmen zu beschließen, durch das insbesondere die Bezieherinnen und Bezieher kleiner Einkommen deutlich entlastet werden. Insbesondere erwartet sich der Wiener Gemeinderat eine rasche und spürbare steuerliche Entlastung kleinerer Einkommen, keine weiteren Verschlechterungen der Leistungen der Sozialversicherung, die Wiedereinführung der kostenfreien Mitversicherung naher einkommensloser Angehöriger, die Rücknahme der Verschlechterungen im Bereich der Arbeitslosenversicherung, einen Inflationsausgleich für die Pensionen für das laufende Jahr sowie eine Pensionsanpassung für 2004 zumindest in Höhe der Inflationsrate, die Abschaffung der Besteuerung von Unfallrenten generell und die Rücknahme der so genannten Pensionssicherungsreform."

Ich gehe nach dem, was Sie hier gesagt haben und sonst immer sagen, davon aus, dass wir diesen Antrag gemeinsam beschließen werden.

Tatsache ist, dass die Bundesregierung gegen all die Dinge, die ich vorhin aufgezählt habe, nichts tut. Und sie tut nicht nur nichts, sondern es gibt darüber hinaus in vielen wesentlichen Bereichen, die im weitesten Sinn natürlich auch zur Sozialpolitik gehören, massive Kürzungen.

Der Bildungsbereich ist heute nicht unser zentrales Thema, aber da ist einfach anzusprechen, dass die Stundenkürzungen massive Einschnitte bedeuten: für die Kinder, für die Lehrerinnen und Lehrer, und natürlich auch für die Eltern, die dann die Nachhilfestunden, die auf Grund von weniger Lehrstunden anfallen, bezahlen müssen.

Die Universitäten - und Menschen, die Zeitung lesen, werden es in den letzten Tagen verfolgt haben - suchen jetzt bereits Sponsoren, um Firmen beschäftigen zu können, die die Institute putzen, weil offenbar nicht einmal dafür mehr genug Geld vorhanden ist. 

Es gibt weiterhin kein Geld für Kinderbetreuung. Frau Kollegin Korosec, weil Sie heute hier wieder gefragt haben, in welchem Land es drei Jahre Karenzgeld oder Ähnliches gibt, sage ich: Ich kenne kein anderes Land, und das ist gut so! (GRin Ingrid Korosec: ... beibehalten!) Denn unsere Aufgabe ist es, die Möglichkeit zu schaffen, dass Beruf und Familie vereinbar sind, und zwar sowohl für Männer - für die ist es sowieso immer vereinbar, da ist das nie ein Thema - als auch für Frauen. Die Voraussetzung dafür sind ausreichende Kinderbetreuungseinrichtungen, und die gibt es in unserer Republik nur in Wien! (Beifall bei der SPÖ.) 

Tatsache ist auch, dass diese Bundesregierung die Lehrlingsstiftungen abgeschafft hat. Es wissen alle, die sich damit beschäftigt haben, dass Lehrlingsstiftungen eine ganz wichtige Einrichtung sind für die Jugendlichen, die am Arbeitsmarkt keine Lehrstelle finden. Der große Vorteil gegenüber Lehrgängen - das erkläre ich jetzt für diejenigen, die sich vielleicht noch nicht so viel damit beschäftigt haben - besteht darin, dass in den Lehrlingsstiftungen die Jugendlichen die Berufsausbildung fertig machen können, wenn sie den Übertritt in den ersten Arbeitsmarkt nicht schaffen. Diese Bundesregierung hat die Möglichkeit, Lehrlingsstiftungen einzurichten, abgeschafft. Da geht es nicht um die Frage der Finanzierung, da geht es einfach darum, dass wir in Wien keine Lehrlingsstiftungen machen können, weil im Jugendausbildungs-Sicherungsgesetz nicht mehr vorgesehen ist, dass es diese gibt. 

Ich könnte jetzt noch viele Maßnahmen nennen, die von der Bundesregierung getroffen wurden und Wien besonders hart treffen, aber eben - und das möchte ich hier nur kurz erwähnen - nicht nur Wien treffen. Es ist heute schon gesagt worden, dass in Tirol nach einer Studie, die die Landesregierung in Auftrag gegeben hat, 21 Prozent der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen unter der Armutsgrenze leben, und 40 Prozent der Pensionisten. Das kommt auch nicht von ungefähr, sondern das sind ebenfalls Maßnahmen, die sich aufgrund verfehlter Politik des Bundes ergeben. Und dass in Salzburg in vielen Bezirken die Sozialhilfe im letzten Jahr bereits um 20 Prozent gestiegen ist, würde ich auch sagen, ist nicht die Verantwortung und die Schuld Salzburgs, sondern die Schuld der Bundesregierung, die hier verfehlte Politik macht.

Was bedeutet das aber jetzt konkret für Wien? Für Wien bedeutet das konkret - und wir haben das hier auch schon diskutiert, nicht erst heute - einen dramatischen Anstieg von Sozialhilfebeziehern. Hiezu vielleicht nur zwei Zahlen: Im Jahr 1999 hatten wir knapp über 44 000 Sozialhilfebezieher, im Jahr 2003 werden wir an der 80 000er-Grenze schrammen, und besonders davon betroffen sind Frauen, Kinder und Pensionisten. Von ihnen wiederum ganz besonders betroffen sind jene Personen - da ist die Steigerung extrem hoch -, die an sich Notstandshilfe beziehen, deren Notstandshilfe aber so gering ist, dass sie nicht existenzsichernd ist und diese Menschen darüber hinaus noch Sozialhilfe beziehen.

Besonders dramatisch finde ich hier - das ist heute kurz angesprochen worden, und ich möchte es hier noch einmal erwähnen, weil ich es für eine ganz besonders schlimme Entwicklung halte - den Anstieg bei den Kindern und Jugendlichen, die Sozialhilfe beziehen. Wir hatten bei den Kindern, die Sozialhilfe beziehen, vom Jahr 2000 bis zum Jahr 2002 einen Anstieg um 81 Prozent; waren es im Jahr 2000 rund 8 400 Kinder, so sind es im Jahr 2002 bereits über 15 000 Kinder gewesen, die Sozialhilfe bezogen haben. Bei den Jugendlichen kam es zu einem Anstieg um 109 Prozent, von rund 1 200 auf 2 500.

Meine Damen und Herren - sehr viele sind nicht da - von der FPÖ und von der ÖVP! Da muss man sich wirklich überlegen, was das für eine Gesellschaft bedeutet, wenn immer mehr Kinder und Jugendliche und alleinerziehende Frauen auf die Sozialhilfe angewiesen sind, weil sie aus dem Arbeitsmarkt verdrängt werden und keine Möglichkeit haben, ihr Erwerbseinkommen durch Arbeit zu erarbeiten. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wenn du nicht reich bist, hast du überhaupt nichts mehr!) Was bedeutet das für die Kinder, die viel von dem, was andere Kinder haben, einfach nicht haben können? Was bedeutet das für Kinder, deren Eltern aus dem Arbeitsprozess gedrängt werden?

Die nächste Maßnahme - und Kollege Römer hat gesagt, das wird ja alles nicht so kommen, weil man darüber wird reden müssen wird, über eine Artikel-15a-Vereinbarung, und man sich nicht schon im Voraus fürchten soll -, die nächste Maßnahmen, die angedacht ist und die nicht nur angedacht ist, sondern die im Regierungsprogramm steht, ist die Umwandlung der Notstandshilfe, die eine Versicherungsleistung ist, in die Sozialhilfe der Länder. (GRin Ingrid Korosec: Sozialhilfe neu! Neu!) Wir haben das hier auch schon diskutiert. Sie können hier zwar weiterhin sagen, man weiß nicht, ob das kommen wird. (GR Franz Ekkamp: Regierungsprogramm!) Tatsache ist, wenn Sie die Interviews des Herrn Bartenstein verfolgen, spricht er in mindestens jedem zweiten Interview davon, wie wichtig diese - unter Anführungszeichen, sage ich, er sagt es nicht unter Anführungszeichen - "Reformmaßnahme" ist.

Ich möchte hier noch einmal betonen, was das bedeutet: Das bedeutet jetzt schon, dass die Notstandshilfe oft nicht existenzsichernd ist. Das wissen wir - ich habe es vorhin erwähnt - aufgrund des hohen Anstiegs der Personen, die zur Notstandshilfe zusätzlich Sozialhilfe bekommen.

Aber zusätzlich wissen wir, dass die Sozialhilfe keine Versicherungsleistung ist. Das heißt, es gibt hier keine Ersatzzeiten für die Pension, es gibt keine Leistungen des Arbeitsmarkservice. Wien ist das einzige Bundesland, das mit Jobchance und in Kooperation mit dem ArbeitnehmerInnenförderungsfonds - den es ja auch nirgends anders außer in Wien gibt - versucht, ein gewisses Segment wieder in den Arbeitsmarkt einzugliedern. Sonst gibt es hier keine Arbeitsmarktleistungen und keine Vermittlung.

Außerdem gibt es in sechs von neun Bundesländern einen Regress. Wenn man sich jetzt auch fragt, wieso in Wien die Sozialhilfe so hoch ist, kann man sagen, dass in Niederösterreich die Zahl der Sozialhilfebezieher auch deshalb nicht so hoch ist, weil die Sozialhilfe dort nur als Darlehen vergeben wird, aber nicht als eine Leistung, auf die ich einen Rechtsanspruch habe, wenn es mir schlecht geht. Das ist der wesentliche Unterschied, den man hier auch ansprechen muss! (Beifall bei der SPÖ.) 

Herr Kollege Römer! Da Sie so lapidar davon sprechen, das wird schon nicht kommen, oder wir werden uns das alles noch anschauen - wir sprechen hier von der Existenzsicherung von 40 000 Wienerinnen und Wienern und deren Familien! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Freilich wird es kommen!) Es handelt sich hier also nicht um ein Nischenthema, sondern es handelt sich um rund 100 000 Menschen, die in Wien von dieser Frage betroffen sind. Da Sie aber ja auch der Meinung sind, dass das in dieser Form, wie es jetzt andiskutiert worden ist, nicht kommen kann, gehe ich auch hier davon aus, dass Sie einem Antrag zustimmen, den ich jetzt hier einbringen werde und der nochmals Folgendes vorsieht. 

Der Antrag lautet:

"Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung eindringlich auf, die Notstandshilfe in der derzeitigen Finanzierung aus der Arbeitslosenversicherung beizubehalten und armutsvermeidend auszubauen."

Ich nehme an, dass wir diesen Antrag hier einstimmig werden beschließen können. (Ruf bei der FPÖ: Da werdet ihr euch täuschen!)
Zusätzlich muss man auf einen Punkt eingehen, der meiner Meinung nach heute noch ein bisschen zu wenig beleuchtet worden ist, und zwar darauf, dass wir es neben den ständig steigenden Ausgaben, die daraus resultieren, dass auf Bundesebene verfehlte Maßnahmen beziehungsweise keine Maßnahmen gesetzt werden, ja auch immer mit sinkenden Einnahmen zu tun haben, und zwar in zwei Bereichen. Einerseits ist es so, dass die Einnahmen der Länder und Gemeinden seit 2000 ständig sinken. Alle Steuererhöhungen, die im Bund durchgeführt worden sind, merken zwar die Menschen im Brieftascherl, merken aber wir als Länder und Gemeinden nicht, weil dies alles Steuern sind, die der Bund nicht zu teilen hat. Die kommen nur dem Bund zugute. - Das ist die eine Seite.

Die zweite Seite der sinkenden Einnahmen - das ist heute schon erwähnt worden - ist die Tatsache, dass die finanziell schlechte Lage der Menschen überall durchschlägt. Egal, ob das die Frage der Kindertagesheime betrifft - Frau Kollegin Korosec, da Sie heute wieder davon gesprochen haben, dass diese zu teuer sind, weise ich Sie darauf hin, dass alle Menschen, die unter 1 000 EUR an Haushaltseinkommen haben, einen Gratis-Kindergartenplatz in Wien haben und dass wir über viele, viele Jahre eine stetige Entwicklung hatten, nämlich: ein Drittel der Kindergartenplätze wurde gratis zur Verfügung gestellt, weil die Eltern zu wenig Einkommen hatten, ein Drittel war im Bereich der sozialen Staffelung, und ein drittes Drittel hat den so genannten Vollbeitrag gezahlt, wobei wir alle hier wissen, dass dieser Vollbeitrag die Kosten natürlich nicht deckt, sondern dass hiermit auch eine Objektförderung verbunden ist. Tatsache ist, dass das Drittel, das gratis in den Kindergarten geht, kein Drittel mehr ist, sondern dass dieses Drittel exorbitant steigt und in Richtung 40 Prozent geht, und zwar nicht deshalb, weil sich die MA 11A das nicht anschaut und sich nicht beschäftigt damit, sondern weil die Menschen in diesem Land ärmer werden aufgrund der Politik dieser Bundesregierung. (Beifall bei der SPÖ.)

Dieser Einnahmenrückgang betrifft natürlich alle Bereiche, in denen es soziale Staffelungen gibt. Ob das die Senioren sind, ob das die Nachmittagsbetreuung ist - überall dort, wo es soziale Staffelungen gibt, gibt es weniger Einnahmen, weil die Menschen weniger Geld zur Verfügung haben. Das ist die Realität, und das muss man zur Kenntnis nehmen.

Jetzt kommen wir zu der wichtigen Frage: "Was tut Wien in dieser Situation?" Diese Frage ist relativ leicht und emotionslos zu beantworten: Die Stadt Wien stellt der MA 12 mehr Personal zur Verfügung, weil eben hier der Arbeitsanfall ein größerer ist und weil die Zahl der Sozialhilfeempfänger eine viel größere ist. Wien hält sein hohes soziales Niveau, springt für das Bundesversagen ein und finanziert diese sozialen Notwendigkeiten.

Ich kann hier, weil das mehrmals angesprochen worden ist, auch sagen, dass aufgrund dieser Lösung, die hier herbeigeführt worden ist, sowohl der Verein LOK als auch Rainman's Home als auch die Lebenshilfe die Situation vorfinden wird, die ursprünglich zugesagt worden ist, das ist überhaupt keine Frage. Es wird die Sozialhilfe, die Behindertenhilfe, den Gratis-Kindergartenplatz für Personen, die weniger als 1 000 EUR an Einkommen haben, und die sozialen Staffelungen in allen Bereichen selbstverständlich weiterhin so geben. In Wien gibt es keinen Sozialcrash und keinen Sozialabbau!

Eines muss ich ebenfalls sagen. Ich gestehe jetzt ganz ehrlich, ich stopfe keine Socken, aber ich weiß, meine Mama hat das noch gemacht, und meine Oma sowieso. Daher weiß ich, dass das an sich so vor sich geht: Da gibt es ein Loch im Socken, dann stopft man dieses Loch, und wenn dieses Loch gestopft ist, dann sagt man: ich habe jetzt kein Loch mehr. Denn ein gestopftes Loch ist kein Loch! Das ist quasi eine philosophische Frage: Wenn es ein Loch gibt und das Loch gestopft wird, ist es dann noch ein Loch oder nicht? Ich denke, es ist keine besondere kognitive Anstrengung, zu sagen, dass ein gestopftes Loch kein Loch ist.

Frau Jerusalem, daher sind Ihre Ausführungen hier, sagen wir, interessant anzuhören, haben nichts Neues gebracht, sind jedoch vollkommen fehl am Platz, weil spätestens seit der Sitzung des Gemeinderatsausschusses am 12. September und auch schon seit der vorangegangenen Aussendung von Frau VBgmin Laska klar ist, dass es zusätzlich die notwendigen 63 Millionen EUR geben wird! Damit gibt es hier in Wien keinen Sozialcrash und gibt es in Wien kein Sozialloch, sondern hat es in Wien eine steigende Anzahl an Notwendigkeiten im Sozialbereich gegeben, und Wien hat dieses Problem gelöst. (Beifall bei der SPÖ.)

Tatsache ist, dass die notwendigen Mittel aufgebracht wurden - Sie wissen das, weil Sie dabei waren, als die Frau Vizebürgermeisterin diese Auskunft im Ausschuss gegeben hat -, sowohl aus den Zentralmitteln als auch aus Mitteln der Geschäftsgruppe. Ich füge hinzu, diese Diskussion zeigt mir, dass es offensichtlich wichtig ist, aufzuzeigen, wohin die Politik dieser Bundesregierung führt. Denn hätten wir den Budgetansatz in dem Bereich so hoch gewählt, wie wir ihn jetzt haben, weil wir ihn brauchen, hätte wahrscheinlich kein Mensch darüber diskutiert, in welchem Ausmaß der Stadt Wien hier zusätzliche Verantwortung aufgebürdet wird für Dinge, die sie überhaupt nicht beeinflussen kann. Die Debatte haben wir jetzt, und ich hoffe, dass nun alle verstanden haben, dass die Stadt Wien hier die Zeche zahlt für etwas, was sie nie bestellt hat, und für etwas, worauf sie überhaupt keinen Einfluss nehmen kann.

Ich bin auch sehr froh, Frau Jerusalem, dass Sie heute hier aus einem Papier, das mir persönlich nicht bekannt ist, zitiert haben. Ich denke, es ist wichtig, dazu zwei Dinge zu sagen. Das eine ist: Wissen Sie, ich bin hier als Kommunalpolitikerin zuständig dafür, dass die Dinge, die hier - und ich fühle mich da natürlich sozusagen der Sozialdemokratie verpflichtet - die Sozialdemokratie in dieser Stadt umsetzen will und wofür die Sozialdemokratie in dieser Stadt steht, auch passieren. Wäre ich gerne Abteilungsleiterin geworden - und das kann ich vielleicht auch Frau Kollegin Korosec mitgeben, die gerne wissen möchte, was alles für Anträge hier eingehen -, dann würde ich mich persönlich beim Magistrat bewerben und würde mich bemühen, dass ich Abteilungsleiterin werde. Ich sage Ihnen ehrlich, ich möchte das nicht sein, sondern ich möchte gerne schauen, dass hier die politischen Entscheidungen getroffen werden, die meiner Ansicht nach richtig sind.

Die politische Entscheidung, die einzig richtige politische Entscheidung in dieser Situation, in der wir auf Bundesebene einen massiven Sozialabbau haben, in der wir sehen, dass die Politik dieser Bundesregierung Menschen an den Rand drängt wie noch nie zuvor, und in der wir eine Bundesregierung haben, die gegen die Arbeitslosigkeit nichts tut, außer so zu tun, als hätte sie damit nichts zu tun, gibt es nur eine politische Lösung, und diese politische Lösung ist es, die Notwendigkeiten, die bestehen zu finanzieren. Genau das tun wir hier in Wien, und das ist gut und richtig so! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl Ing Margulies. Ich mache darauf aufmerksam, dass ab nun die Redezeit nur 20 Minuten beträgt.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

"Schuld ist die Bundesregierung!" (GRin Sonja Kato: Ja!) "Und wer in Wien" ... (Demonstrativer Beifall bei der SPÖ.) "Und wer in Wien Majestätsbeleidigung übt und Häupl kritisiert, steckt mit der Bundesregierung unter einer Decke!" - Eine dümmere und dreistere Reaktion von Ihrer Seite, wenn man gleichzeitig Sozialabbau in massivem Ausmaß betreibt ...

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Herr Kollege Margulies, ich würde ...

GR Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): ... ist unglaublich und eigentlich der Sozialdemokratie nicht würdig!

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Herr Kollege Margulies!

GR Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): Frau Vorsitzende, unterbrechen Sie mich bitte nicht. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Na freilich! (Heiterkeit.) Wenn Sie noch einmal "dümmere" sagen oder hier sonst irgendwelche Vormerkungen machen, werde ich Sie unterbrechen. - Danke. (GR Kurth-Bodo Blind: Und der Bürgermeister darf "Schwachsinn" sagen?)

Herr Kollege Margulies, Sie haben weiter das Wort.

GR Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Sie wissen genau, es ist ein Werturteil, wenn ich sage: Es ist eine dumme und dreiste Argumentation, insbesondere mir zu unterstellen, ich wäre für Schwarz-Grün! Ich weiß, was die Bundesregierung in den letzten drei Jahren an den Menschen verbrochen hat, und ich weiß auch, was die Bundesregierung, als die Sozialdemokratie noch dabei war, gegenüber den Menschen an Sozialabbau geleistet hat. (GR Franz Ekkamp: Und der Herr Chorherr?)
Aber jetzt reden wir über Wien, und wir reden darüber, wie Häupl, Rieder und Laska die besten Erfüllungsgehilfen von Grasser sind! Wir reden darüber, dass Wien, obwohl wir es Ihnen vor einem Jahr gesagt haben, obwohl wir es Ihnen vor zwei Jahren gesagt haben, 339 Millionen EUR Budgetüberschuss hat, 324 Milli-onen EUR Budgetüberschuss plant, 5 Milliarden ATS, und gleichzeitig geht die Weisung hinaus - und ich bin froh, dass sie im Papierkorb gelandet ist, Frau StRin Laska! -, es geht die Weisung hinaus, dass fürs Budget 2004 auf Basis des Budgetvoranschlages 2003 zu budgetieren ist. Sie wissen schon heute, dass im Rahmen der MA 12 58 Millionen EUR fehlen, und genau deshalb wurde ein Belastungskonzept in der Größenordnung von 87 Millionen EUR erstellt. Das wussten Sie als Sozialstadträtin, und das ist verantwortungslos!

Frau Wehsely stellt sich heraus und beklagt zu Recht das Schicksal derjenigen, die von den Maßnahmen der Bundesregierung betroffen sind. Ich glaube, sie hat gesagt, 40 000 Familien oder 100 000 Betroffene werden von der Bundesregierung belastet. Und Sie sagen, im Sozialbereich müssen 87 Millionen EUR eingespart werden - bevor der Bürgermeister das Papier kübelt. Bei wem hätten Sie es denn gespart? Bei den Reichen, bei den Vermögenden? Oder bei den SozialhilfebezieherInnen? Bei den Behindertenvereinen? Sicher nicht bei den Menschen, die es sich leisten können, sondern bei den 40 000 Familien, bei den 100 000 Menschen, die betroffen sind! (GRin Mag Sonja Wehsely: Wo findet das statt?) Entschuldigung, wenn es ... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Reden Sie über ...! Sagen Sie nicht "hätte"!) 

Es gibt bis jetzt von Ihnen nur Absichtserklärungen, mehr gibt es nicht. Es wurde keine Nachdotation in irgendeinem Ausschuss beschlossen, es wurde keine Nachdotation im Finanzausschuss oder im Gemeinderat beschlossen. Sie wissen das, wir wissen das! Sie reden davon, dass im Rahmen Ihres Ressorts 29 Milli-onen EUR, wenn ich Sie richtig verstanden habe, irgendwo zusammengespart wurden; Sie sagen nicht einmal, wo. Die 1,4 Millionen EUR bei den Bädern sind ein Netsch, die Gänsbachergasse und die Meldemannstraße sind noch nicht verkauft. Da muss man sich prinzipiell fragen, ob dies dem Sozialbudget zugerechnet werden sollte oder ob das nicht ins Budget der Stadt Wien gehört.

Nur dass Sie mich nicht falsch verstehen: Uns geht es nicht darum, dass man einspart. Uns geht es darum, dass man sich endlich von diesem innerösterreichischen Stabilitätspakt, dem drei Parteien in diesem Lande huldigen - die Sozialdemokratie, die ÖVP und die Freiheitlichen -, löst, so wie es - ungewollt, sage ich dazu - der Bund ja schon längst getan hat. Dann muss man nämlich nicht Belastungspakete in Auftrag geben, weil dann die budgetären Notwendigkeiten, für die in Wien sehr wohl Vorsorge zu treffen wäre, tatsächlich zu bedecken sind. 

Wenn es so ist, dann kommen Sie doch bitte heraus und sagen Sie: Die Weisung innerhalb der MA 11, dass nächstes Jahr 10 Millionen EUR einzusparen sind, gibt es überhaupt nicht. Dann kommen Sie heraus und nennen Sie jetzt die Zahlen, mit denen die MA 12 rechnen kann, die unterschiedlichsten Magistratsabteilungen, die mit Sozialagenden, Bildungsagenden und Gesundheitsagenden, die möglicherweise zum Teil auch in Ihr Ressort fallen, betraut werden. Nennen Sie diese, dann können wir überprüfen, ob Sie wirklich bereit sind, einen sozialen Notstand in Wien abzuwenden, ob Sie wirklich bereit sind, die ärmsten Menschen in dieser Stadt zu unterstützen, so wie wir es immer eingefordert haben.

Wo ich Ihnen durchaus Recht gebe: Sie tragen nicht die Alleinverantwortung an den Rahmenbedingungen, schuld ist die Bundesregierung. Aber wenn ich als Erfüllungsgehilfe von Grasser alles noch verschärfte, darf ich mich nicht wundern, wenn letztendlich wir, wenn wir in Wien darüber diskutieren, Sie als Regierungspartei dafür verantwortlich machen. Da können Sie sich beim besten Willen nicht herumdrücken.

So unverantwortlich für die Entwicklung der letzten zehn Jahre zeichnet ja auch die Sozialdemokratie nicht. Wie gesagt, die Belastungspakete sind keine Erfindung von Blau-Schwarz, und auch die im neoliberalen Mainstream, insbesondere der letzten zehn Jahre durchgeführten Ausgliederungen, Auslagerungen, Privatisierungen auf Bundes- und Landesebene sind nicht etwas, wofür Sie nicht verantwortlich sind. Davor können Sie sich nicht drücken. Sie sitzen nur seit drei Jahren nicht mehr in der Bundesregierung, davor waren Sie, glaube ich, zwei Jahrzehnte kontinuierlich drinnen. (GR Dr Matthias Tschirf: Drei Jahrzehnte!) 

Drei Jahrzehnte sogar, ja, Herr Tschirf - aber bei Ihnen hat man sowieso das Gefühl, Sie sitzen nie in einer Regierung. Sie sind auch als ÖVP 17 Jahre kontinuierlich in einer Regierung gesessen und maßgeblich für den Sozialabbau verantwortlich! Wenn Sie sich immer abputzen, ist das etwas, was mir gänzlich unverständlich ist. Denn Ihr Schüssel sitzt, glaube ich, seit ewigen Zeiten in dieser Regierung drin, und jetzt ist er als Bundeskanzler einer der Härtesten, wenn es darum geht, den Ärmsten der Armen ein Geld wegzunehmen. Ein bisschen genieren könnten Sie sich als ÖVP daher schon!

Jetzt komme ich auf Ihren Anfang zurück - den habe ich ja mit einem gewissen Amüsement verfolgt -, die Sozialhilferichtsätze um 20 Prozent anzuheben. Wir unterstützen das. Aber haben Sie durchgerechnet, was das kostet? Das heißt, Sie werden auch unserem Antrag zustimmen, dass der Stabilitätspakt letztendlich für Wien in der Budgetierung keine Rolle spielen soll. (GR Dr Matthias Tschirf: Wäre vernünftig budgetiert worden, wäre so viel Geld da!)
Herr Tschirf, eine Steigerung des Sozialhilferichtsatzes um 20 Prozent bewirkt nicht 20 Prozent an Mehrausgaben, sondern bewirkt Mehrausgaben in der Größenordnung von ungefähr 70 Millionen EUR oder 1 Milliarde ATS. Herr Tschirf, wir sind dabei, aber eines muss uns genauso wie der Bundesregierung einmal klar werden: Es geht nicht an, dass man Steuern und Angaben insbesondere der Menschen, die tatsächlich ein Vermögen haben und Reichtümer angehäuft haben, permanent senkt und gleichzeitig predigt, man soll Sozialleistungen aufrechterhalten, Gesundheit aufrechterhalten, Pensionen sichern et cetera. Wenn man nicht bereit ist - überhaupt in Zeiten, in denen wir leider alles andere als eine hervorragende Wirtschaftslage haben -, tatsächlich diejenigen Menschen, die es sich leisten können, auch zu belasten, sondern wenn man so wie Ihre Fraktion immer davon redet, den Grenzsteuersatz sogar auf 40 Prozent zu senken, die Steuer- und Abgabenquote auf 40 Prozent zu senken, wird das nicht gehen. Das sagt Ihnen jeder, der sich wirtschaftspolitisch ein bisschen auskennt: Das wird nicht gehen! (GR Dr Matthias Tschirf: Ist eine Frage der Steuerreform!) Wer ein Sozial- und Gesundheitssystem, ein Pensionssystem, ein menschliches System aufrechterhalten will, braucht die Steuern und Abgaben dazu, um dieses auch zu finanzieren. 

Was Sie auf Bundesebene machen wollen, ist die Zertrümmerung des Sozialstaates - dann stellen Sie sich in Wien her und sagen: 20 Prozent mehr Sozialhilfe! Gut, ist in Ordnung, aber sorgen Sie umgekehrt dafür, dass letztendlich ... (GR Dr Matthias Tschirf: Aber im Vergleich mit anderen Bundesländern! Schauen Sie sich an, wie es in Oberösterreich ist!) Wir sind für die Erhöhung der Sozialhilferichtsätze, aber Sie müssen sich der Konsequenzen bewusst sein! Kommen Sie heraus, sagen Sie es! Wir sagen ganz banal, wir brauchen diesen innerösterreichischen Stabilitätspakt nicht, wir wollen lieber, dass das Sozialwesen finanziert wird, wir wollen, dass das Gesundheitswesen finanziert wird, wir wollen, dass das Pflegewesen finanziert wird. Das sagen wir! Wir sagen, wir brauchen den Stabilitätspakt nicht. Sie sagen, alles muss restriktiv bleiben; und das ist Augenauswischerei, das ist so wie Ihre Politik auf Bundesebene.

Aber zurück zur Sozialdemokratie in Wien, weil wir schließlich in Wien sind. - Wir waren vorhin bei den Problemen, die es in den unterschiedlichen Bereichen gibt. Da möchte ich auf einen Punkt zurückkommen, den ich sehr bedauerlich finde. Wenn Sie, anstatt die Weisung zu erteilen, auf dem Vorjahresbudget zu budgetieren, offen gesagt hätten, es geht sich aufgrund der Verhältnisse, wie sie die Bundesregierung maßgeblich mitschafft, einfach nicht aus: es geht sich nicht aus in der MA 11, es fehlen 2 Millionen; es geht sich nicht aus bei der Kinderbetreuung, es fehlen 8 Millionen; es geht sich nicht aus bei Wien Sozial, fehlen 58 Millionen; es geht sich nicht aus bei den PflichtschullehrerInnen, es fehlen 30 Millionen EUR. (VBgmin Grete Laska: Das ist ein Irrtum!) Gesamt. (VBgmin Grete Laska: Der Bund ist es uns schuldig! Sie sollen nicht Irrtümer, die die ÖVP verbreitet, eins zu eins übernehmen! Nicht alles stimmt, was ...!) 

Dann beginnen wir einmal damit: Ich kann mich erinnern, Herr StR Rieder hat mich in der letzten Rechnungsabschlussdebatte belehrt, was man im Sinne der Kameralistik verbuchen soll oder nicht verbuchen soll. Ich merke jetzt, Sie sind der Meinung, Forderungen an den Bund, von denen der Bund sagt, sie bestehen eigentlich zu Unrecht, sind jedenfalls zu verbuchen, und man darf nicht sagen, dass es Schulden sind. (VBgmin Grete Laska: Nein, nein! Da haben Sie nicht gut aufgepasst!) Forderungen des Krankenanstaltenverbundes an die MA 12 sind keinesfalls zu verbuchen, obwohl sie aufgrund bestehender Übereinkommen tatsächlich existieren! (VBgmin Grete Laska: Da haben Sie nicht gut aufgepasst, was Ihnen Herr StR Rieder erklärt hat!)
Sehr geehrte Frau Stadträtin! Jetzt kommen wir zum nächsten Punkt. Ich kann mich erinnern: Er hat souffliert, das heißt, es kreißt eine Maus, und dann wurde irgendetwas erfunden. Sie haben den Rechnungsabschluss falsch bestätigt - ist in Ordnung, das ist Ihr Vorrecht, Sie haben die absolute Mehrheit! Wir haben damals geredet über die Schulden des KAV, die Forderungen des KAV an die MA 12. Aber auf die Absurdität bin ich eigentlich erst später draufgekommen; das war überhaupt das Abstruseste, was im Budget drinsteht. Es wurde erklärt, man muss sie nicht verbuchen, es ist im Sinne der Kameralistik nicht notwendig. Aber die Hälfte der Schulden wurde - bin ich dann draufgekommen - tatsächlich zur Gebühr gestellt, es ist nur nicht ausgezahlt worden, und darüber wird noch immer gestritten. Nur die andere Hälfte wurde weder zur Gebühr gestellt noch ausgezahlt! Jetzt wurde von vornherein für 2003 keine Vereinbarung mit dem KAV getroffen, wie denn letztendlich die 45 Millionen EUR, die sich der KAV erwartet, seitens der Stadt Wien abgedeckt werden. 

Jetzt könnte ich sagen, letztendlich ist es mir fast egal, ob die Stadt Wien ihren Gebarungsabgang aufteilt in 140 Millionen StRin Laska und 60 Millionen KAV, oder ob man sagt, dass beide 100 Millionen Abgang haben. Das ist für die Stadt Wien letztendlich Wurscht. Aber beim KAV ist eines klar: Wenn der KAV - das ist ein Rest für morgen - noch zwei Jahre weitermacht mit 100 Milli-onen EUR Gebarungsabgang, dann hat er kein Geld und auch keine Rücklagen mehr. Das muss uns allen bewusst sein!

Ich war vorhin bei den Ausgliederungen; dies vielleicht jetzt zum Schluss, bevor ich noch zwei Anträge einbringe. - Sie haben ganz bewusst die Heimreform 2000 erwähnt; die MA-12-Reform haben Sie verschwiegen. Es gab eine sündteure Reform innerhalb der MA 12, wobei versucht wurde - und ich habe das begrüßt -, so zu reformieren, dass Menschen, die Sozialhilfe beantragen, tatsächlich auch als Menschen behandelt werden: dass sich die Wartezeiten verkürzen, dass man gemeinsam arbeitet. Diese Reform ist noch nicht einmal abgeschlossen, und schon sind Sie der Meinung, dass man die nächste Reform drübersetzen muss, eine Reform der Ausgliederung von sehr vielen Bereichen, die jetzt in Ihrem Geschäftsbereich angesiedelt sind, die in der MA 47 angesiedelt sind und in der jetzigen Situation in Wirklichkeit einen einzigen Zweck erfüllen sollen: Belastungsmaßnahmen auf Kosten der Ärmsten so intransparent wie möglich vonstatten gehen zu lassen. Sonst spricht doch absolut nichts dafür, mitten in einer Reform - Sie wissen, dass noch nicht alle Sozialzentren umgebaut sind - sofort die nächste Reform zu beginnen, obwohl Sie wissen, dass die Beschäftigten eigentlich gegen die Ausgliederung sind. (VBgmin Grete Laska: Das eine hat aber mit dem anderen nichts zu tun!) 

Das hat alles nichts miteinander zu tun? Das ist ja faszinierend! (VBgmin Grete Laska: Weil der Sozialhilfevollzug - wenn Sie der Mitteilung im Frühjahr zugehört haben - im hoheitlichen Bereich verbleibt!) Der Sozialhilfevollzug verbleibt, ja - und die restlichen Bereiche? (VBgmin Grete Laska: Wohin wird der ausgegliedert?) Und die restlichen Bereiche? (VBgmin Grete Laska: Sie haben von Sozialhilfe geredet ...!) Nein, ich habe von der Flüchtlingshilfe geredet, ich habe von der Obdachlosenbetreuung geredet, ich habe von der Behindertenhilfe geredet; in Wirklichkeit auch nach wie vor die Überlegungen im Bereich der Pflegeheime. Ich habe von allem Möglichen geredet, ich habe extra nicht vom Sozialhilfevollzug ... (VBgmin Grete Laska: Jetzt haben Sie von Sozialhilfe geredet!) Holen Sie sich das Protokoll und hören Sie zu! Hören Sie einfach zu, und versuchen Sie nicht, irgendwie ... (VBgmin Grete Laska: Ich höre Ihnen mit Spannung zu! Trotzdem wird erlaubt sein, Sie darauf hinzuweisen, dass Sie in diesem Bereich ...!) Ich weiß, dass der operative Sozialhilfevollzug theoretisch im Bereich der MA 12 bleiben sollte, und zwar genau so lange, wie es die MA 12 noch gibt. (VBgmin Grete Laska: Das stimmt ja überhaupt nicht!) Es könnte durchaus sein, dass die MA 12 in die MA 15 eingegliedert wird. (VBgmin Grete Laska: Auch dann bleibt es dort!) Dann haben wir erstmals im Sozialen Wien nicht einmal mehr ein Sozialressort, auch kein Sozialamt, sondern dann wird die Sozialhilfe beim Gesundheitsamt ausgezahlt. Bravo - das ist Ihre Politik, die Sie sich vorstellen! (VBgmin Grete Laska: Sie sollten sich von Begrifflichkeiten verabschieden! Alles, was jetzt MA 15 ist, ist auch nachher die auszahlende Abteilung!) 

Frau Stadträtin Laska! Ich sage Ihnen das gerne (VBgmin Grete Laska: Ich sage es Ihnen auch nur, dass kein Irrtum besteht!): Wenn man sich bei Ihnen von Begrifflichkeiten verabschiedet und nicht darauf besteht, dass man die Sozialhilfe dort bekommt, wo auch "Sozialamt" steht, dann muss man angesichts Ihrer Weisungen befürchten, dass es bald überhaupt keine Sozialhilfe mehr gibt. Das ist das Bedauerliche! Daher ist es manchmal auch sinnvoll, um Begrifflichkeiten zu kämpfen. (Beifall bei den GRÜNEN. - VBgmin Grete Laska: Ja, auch über Begrifflichkeiten von Weisungen!)
Ich komme jetzt langsam zum Schluss. Wir werden mittels eines Antrags jetzt schon die Probe aufs Exempel zu machen. Spätestens beim Budgetvoranschlag für 2004 werden wir dann tatsächlich sehen, wie ernst Bgm Häupl, auch Sie und StR Rieder die Budgeterstellung nehmen. Jedenfalls bringen wir den Antrag ein:

"Bei der Erstellung des Budgetvoranschlages für 2004 ist im Bereich der Magistratsabteilungen 11, 11A, 12, 13, 44, 51 und 56 aufgrund von Notwendigkeiten und ohne Leistungskürzungen unter Außerachtlassung der Restriktionen des innerösterreichischen Stabilitätspaktes zu budgetieren. Ich ersuche um Zustimmung."

Den Antrag bringe ich nachher nach hinten.

Da die Redezeit zu Ende geht, bringe ich noch schnell eine zweiten Antrag ein, der sich mit den zuvor geplanten Ausgliederungen beschäftigt. Denn neben den zuvor besprochenen und auch von Ihnen geplanten Einsparungen, die dieser Fonds bringen soll, geht es selbstverständlich auch darum, dass es gerade jetzt absurd wäre, die MA 47 - diejenige Magistratsabteilung, die maßgeblich für die Aufdeckung der Pflegeskandale mit verantwortlich war - aufzulösen und in den Fonds Soziales Wien einzugliedern. Auch das ist absurd und wirkt wie eine Strafmaßnahme.

Ich bringe daher den Antrag ein, "die geplante Ausgliederung breiter Teile der MA 12 und der MA 47 in den Fonds Soziales Wien sofort zu stoppen".

Ich hoffe nachdrücklich, dass der Versuch, den wir gestartet haben, Wien vor einem von StRin Laska verursachten Sozialcrash zu beschützen, nachhaltig Erfolg hat. Denn nur dann, wenn jetzt wirklich die notwendigen finanziellen Mittel bereitgestellt werden, hat dieser Sondergemeinderat tatsächlichen einen Sinn gehabt. Ich wünsche mir das, und ich erwarte mir das von allen Fraktionen, denen es wichtig ist, sich nicht nur ein soziales Mäntelchen umzuhängen, sondern dieses soziale Gewissen auch nach außen zu dokumentieren. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau StRin Dipl Ing Dr Rothauer. Ich erteile es ihr.

StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister - da ich mich mehrfach auch an Sie wenden werde, weil das doch heute im Mittelpunkt unserer Debatte steht, erstens einmal Ihr Verhalten, Ihre Versäumnisse und auch Ihre Reaktionen darauf!

Ich muss schon sagen, Ihre bisherigen Presseerklärungen, die etwas informativer waren als Ihre persönlichen Angaben im Gemeinderatsausschuss, und auch Ihre Mitteilung heute hat zwar zur Beschönigung einiges beigetragen, hat aber in keiner Weise das finanzielle Desaster erklärt und aufgeklärt. Es hat auch in keiner Weise den Skandal, der dahinter steckt, erhellt. (Beifall bei der ÖVP.)
Es war schon davon die Rede, dass ausgerechnet im Sozialen Wien das passieren kann, was da passiert ist und an die Öffentlichkeit gelangt ist, und dass die einzige Rechtfertigung ... (VBgmin Grete Laska: Was ist passiert? - GRin Mag Sonja Wehsely: Was ist passiert?) Sie sind in Ihrer Mitteilung darauf überhaupt nicht eingegangen. (VBgmin Grete Laska: Weil nichts passiert ist!) Ich werde Ihnen noch sagen, was finanziell passiert ist. (VBgmin Grete Laska: Was ist passiert?) Wie Sie gedenken, es zu reparieren, sind Sie uns schuldig geblieben, das ist in Ihrer Mitteilung in keiner Weise vorgekommen. (Beifall bei der ÖVP. - VBgmin Grete Laska: Dann haben Sie mir nicht zugehört!)
Gut, ich gehe gleich auf die Mitteilung ein, auch wenn es eine Wiederholung ist, weil Redner und Rednerinnen vor mir es schon gesagt haben. Ich meine, Ihre Mitteilung, Frau Vizebürgermeister, war eine einzige Zumutung. Das war eine Zumutung (VBgmin Grete Laska: Wollen wir hier nicht über Zumutung reden, wenn einer spricht!), weil Sie sich - bis auf die letzten 6 Minuten, als Sie ein wenig auf Ihre Vorhaben eingegangen sind - ausschließlich mit der Bundespolitik beschäftigt haben! (VBgmin Grete Laska: Nein, ich habe mich mit einer Analyse der Gesamtsituation beschäftigt!)
Ja, aber nicht Ihrer Situation, sondern der Bundessituation, und Sie sind darauf nicht eingegangen (VBgmin Grete Laska: Ja, was wir besser machen!), was Sie besser machen. Sie haben die Wirtschafts- und die Arbeitsmarktpolitik des Bundes kritisiert und haben uns nichts darüber gesagt, was die Wiener Stadtregierung oder Sie persönlich in Ihrem Ressort Besseres dazu beitragen (VBgmin Grete Laska: Ich bin nicht die Bundesregierung!), sondern Sie haben einfach versucht, von der Verantwortung etwas abzuschieben, und haben in keiner Weise preisgegeben, wie Sie es vielleicht sogar besser machen würden. Denn besser gemacht haben Sie es ja nicht, zumindest sehe ich das nicht. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich gehe jetzt auf Ihre Öffentlichkeitsarbeit ein. Ich wiederhole es noch einmal, ich finde es an sich eine starke Zumutung, dass man aus den Zeitungen erfahren muss, wie dieses so genannte Budgetloch, wie groß es auch immer sein mag, gestopft werden könnte, würde oder wird. Im Ausschuss ist das nicht hinreichend erklärt worden. (GR Mag Thomas Reindl: Dann wären Sie in den Ausschuss gekommen! Dort ist es erklärt worden! Hätten Sie aufgepasst! - GR Dipl Ing Martin Margulies: Sei nicht so überheblich!)
Ich gehe einmal auf Ihr Interview in der "Presse" am Montag ein. Da haben Sie ja in der Ihnen eigenen Diktion einiges gesagt, was sehr aufschlussreich ist. Sie haben hier einmal zugeben, dass Sie aufgrund der Entwicklung Ende 2002 nachdotieren mussten, Sie haben aber ... (VBgmin Grete Laska: Was heißt "zugegeben"? Das haben Sie im Rechnungsabschluss ja gesehen!) Ja, Sie sind aber die Antwort schuldig geblieben, warum Sie darauf im Budget 2003 nicht reagiert haben. Stattdessen haben Sie im Budget 2003 zumindest für die Sozialhilfe noch einmal weniger veranschlagt, als Sie hätten veranschlagen müssen aufgrund der Ihnen schon bekannten Entwicklung im Jahr 2002. 

Sie haben weiters natürlich die Sozialpolitik und die Wirtschaftspolitik des Bundes kritisiert; das haben Sie ja heute noch ausführlicher getan. Dann hat Sie der Journalist Folgendes gefragt: "Wieso hat man sich auf die Bundesregierung verlassen, wenn Wien ständig erklärt, dass der Bund eine schlechte Wirtschaftpolitik macht? Wien hätte vorbereitet sein müssen." Sie sagen darauf: "Optimismus ist eine der Grundlagen." - Ich sage Ihnen, Professionalismus wäre besser gewesen! (Beifall bei der ÖVP. - VBgmin Grete Laska: Das heißt, Sie wussten und Sie wissen, dass der Bund nicht gegensteuern wird! Sie sind ein Teil dieser Politik!) 
Sie haben weiterhin auf eine Frage des Journalisten, "die Opposition spricht von einem Fehlbetrag von bis zu 200 Millionen EUR", wörtlich gesagt (VBgmin Grete Laska: Sie sind ein Teil dieser Sozialabbaupolitik!): "Es ist wahrscheinlich die Aufgabe einer Opposition, die sachliche Ebene zu verlassen und sich in Spekulationen und Skandalisierung zu bewegen." 

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister, es herrscht ja keinerlei Bereitschaft, aus Ihrem Ressort Informationen weiterzugeben! Was heute aufgedeckt worden ist und was ja schon vorher an die Öffentlichkeit gelangte, war ein internes Papier, ein Geheimpapier, das durch Indiskretion hinausgegangen ist. Es wäre ein möglicher Weg gewesen, dass Sie, wenn Sie schon solche einschneidenden Maßnahmen aus budgetären Gründen überlegen müssen, das zumindest diskutieren oder mit den anderen Parteien andiskutieren, um auch Meinungen einzuholen. Es ist in Ihrem Ressort auch üblich, dass man, wenn man harmlose, politisch nicht brisante Informationen haben möchte, diese nicht auf Anhieb bekommt. Entweder wird auf die höhere Beamtenebene verwiesen, weil es sich offensichtlich nicht alle trauen, oder es werden Rückrufe versprochen, die dann nie eintreffen. 

Es kommt jetzt - und da spreche ich gleich für die Zukunft - in meinen Augen ein Zukunftshorror auf uns zu, der auch nicht diskutiert wird, von dem wir auch nur aus Zeitungen wissen, aus Regierungsklausur und aus Absichtserklärungen, nämlich diese Auslagerung: einerseits die Auslagerung der sozialen und gesundheitlichen Dienstleistungen in den Fond Soziales Wien. Auch ich bin der Meinung, dass das diskutiert gehört und dass offen gelegt gehört, welchen strukturellen Zweck es hat und wie da vorgegangen wird. Denn es ist wieder einmal eine Ausgliederung, die per se nicht zu verurteilen ist (GR Dipl Ing Martin Margulies: Die schon!), aber eine Ausgliederung, bei welcher der Opposition jeglicher Einblick verwehrt wird und von vornherein ein Geheimnis daraus gemacht wird. 

Ich bin sicher, dass der Vorlageakt, den wir irgendwann zu beschließen haben werden, so ausschauen wird wie der Vorlageakt, der die Eingliederung von Beteilungen des Landes Wien an Wirtschaftsunternehmen in die Wiener Holding ausgesehen hat. Herr Kollege Margulies, Sie können sich daran erinnern. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Sehr umfangreich!) Es war die Tatsache, dass der Magistrat beauftragt und ermächtigt wird - basta, Schluss, und keine weiterführenden Angaben!

Dass jene Bereiche von MA 12 und MA 47, die hoheitliche, behördliche und politisch-strategische Festlegung zu treffen haben, in das Ressort der Frau StRin Pittermann kommen sollen (VBgmin Grete Laska: Aber die 47er ...!) - was man davon zu halten hat, wird ja wahrscheinlich morgen noch eingehender diskutiert werden. In Anbetracht der Situation, die in diesem Ressort herrscht, würde ich auch davon dringend abraten! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich möchte, weil die Zeit eilt, auch noch auf die unverständliche Budgetierungspolitik zu sprechen kommen. Herr StR Rieder hat in seiner Rede anlässlich der Debatte zum Rechnungsabschluss 2002 schlicht und einfach gesagt: Wir haben mehr Mittel für den Sozialbereich eingesetzt und mehr Mittel für den Gesundheitsbereich ausgegeben, als im Voranschlag vorgesehen war. Das war alles, was er uns gesagt hat. Okay, gut, Schlüsse wurden daraus offensichtlich keine gezogen. Denn es ist ja - auf die Zahl werde ich gleich eingehen, nur ganz kurz, damit ich niemanden langweile - darauf zahlenmäßig oder budgetmäßig im Budgetvoranschlag für 2003 wirklich nicht eingegangen worden. Anlässlich der Debatte zum Voranschlag 2003 ist die Äußerung des Herrn Vizebürgermeisters und zuständigen Stadtrates Rieder noch kürzer gewesen, da hat es wörtlich geheißen: Es gibt im Voranschlag 2003 keinen Sozialabbau, keine Einschnitte im Gesundheitsbereich, keine Kürzungen in anderen wichtigen Bereichen. - Okay, das war's.

Jetzt haben wir festgestellt, dass eine erhebliche Fehlsumme besteht, die sehr wohl zu Kürzungen führt, wenn jetzt nicht noch irgendwo Feuerwehr gespielt wird.

Und in dem berühmten Vorwort zum Voranschlag 2003 - berühmt, weil das Vorwort immer sehr kurz ist; die Seiten sind zwar grün eingefärbt, aber die Angaben sehr dürftig - steht unter "Sozialmaßnahmen": Für Sozialmaßnahmen, Alten- und Behindertenhilfe stehen 797,9 Milli-onen EUR zur Verfügung, im Gegensatz zum Voranschlag 2002, wo eben nur 777,4 Millionen EUR zur Verfügung standen, und somit ergibt sich eine Steigerung um etwa 2,6 Prozent. 

Abgesehen davon, dass wir uns im Klub sehr bemüht haben - ich und die Mitarbeiter -, dieser Zahl auf den Grund zu gehen, haben wir sie in dieser Form nicht aggregieren können, so haben wir sie nicht herausgefunden. Aber ich nehme jetzt einmal an, dass sie stimmt und dass in diesem Bereich um 2,6 Prozent mehr budgetiert wurde. Das muss man vergleichen zum Beispiel mit dem Gesamtbudget der MA 12, die laut Rechnungsabschluss 2002 um knapp 15 Prozent mehr gebraucht hat als im Voranschlag. Dagegen sind aber im Voranschlag 2003 für die MA 12 knapp 2,3 Millionen weniger, meine Damen und Herren, noch weniger budgetiert worden.

Das ist an sich ein Markenzeichen in diesem Ressort. Denn das betrifft ja nicht nur die allgemeine Sozialhilfe oder alle Agenden der MA 12, sondern das betrifft das gesamte Ressort. Auch im Gesamtressort sind im Jahr 2001 um 80 Millionen EUR mehr ausgegeben worden, als veranschlagt war, im Jahr 2002 um 93,6 Millionen, und es ist dagegen im Voranschlag 2003 nicht höher dotiert worden. Dass das dazu führen muss, dass dann Fehlbeträge bestehen und dass irgendwo das Geld ausgeht - und nicht irgendwo, sondern bei den Sozialleistungen das Geld ausgeht, was nicht besser und nicht schlechter ist, als wenn uns das Geld im Schulwesen, in der Kinderbetreuung oder sonst wo ausgeht -, jedenfalls in einem Sozialbereich das Geld ausgeht, ist mehr als bedauerlich. 

Wenn ich noch kurz auf die allgemeine Sozialhilfe ausschließlich eingehe, von der ja die Horrormeldung überhaupt ausgegangen ist, dass diese 30, 60, 100, 200 Millionen fehlen sollen, kann man nachverfolgen, was Sie heute in Ihrer Mitteilung - das war eine der ganz wenigen konkreten Angaben, ich habe sehr genau zugehört - gesagt haben: dass im Jahr 1995 sogar ein Überschuss erwirtschaftet wurde oder nicht so viel wie veranschlagt ausgegeben wurde. Ich bin nicht so weit zurückgegangen, sondern ich bin nur bis ins Jahr 1998 zurückgegangen, als Sie sich noch nicht auf die ganzen so genannten "Grauslichkeiten" der Bundesregierung ausreden konnten, und da muss man feststellen, dass Sie Jahr für Jahr mehr ausgegeben haben, mehr ausgeben mussten - gerechtfertigterweise, denn für Sozialhilfe kann man nie genug ausgeben -, und im Jahr 2003 erstmalig um 9 Prozent heruntergegangen sind. Es hat kein Rechnungsabschluss der Jahre 1998 bis 2002 die Legitimation dafür erbracht, dass man im Jahr 2003 nur 141,9 Millionen EUR veranschlagt. Bei allen anderen Rechnungsabschlüssen sind wir zwischen 155,5 und 179,5 Millionen EUR gelegen, und das ist doch weit darüber.

Ich sage Ihnen, Frau Vizebürgermeister, selbst wenn Sie den Prügelknaben Bundesregierung weiterhin strapazieren: Wenn ich weiß, dass ich für ein Jahr eine gewisse Summe brauche, um Sozialhilfe auszahlen zu können, wenn ich das bewusst heruntersetze und dann auch noch weiß - wie Sie uns so drastisch dargelegt haben -, dass von den Rahmenbedingungen und von den äußeren Bedingungen her eher strengere Zeiten kommen, dann muss ich ehrlich sagen, ich verstehe es nicht. Das ist jetzt noch eine freundliche und höfliche Äußerung: Ich verstehe es nicht. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Strache. Ich erteile es ihm.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist eben das Problem, dass der Dieb, wenn er schreit: "Haltet den Dieb!", sich dadurch nicht unbedingt weißwaschen kann. Genau das passiert aber immer wieder von Seiten der Stadtregierung: Bei allen Verantwortlichkeiten, die ihr unterliegen, wird immer reflexartig die Bundesregierung für alles verantwortlich gemacht. 

Ich möchte aber vorweg, bevor wir wirklich auch zu dem Spezialthema kommen, doch auf einige Sachen und Wortspenden eingehen, die heute hier heraußen vorgenommen worden sind, nämlich zum einen festhalten, dass wir ja in dieser Stadt schon eine Belastungswelle hinter uns haben, und zwar die Belastungswelle, von der man vielleicht in Erinnerung rufen sollte, dass die Wiener Sozialdemokraten die Müllsteuer erhöht haben; die Erhöhung der Tarife bei den Wiener Linien; die Erhöhung der Bädertarife; Kindergartengebühren wurden erhöht; die Kürzung der Wiener Wirtschaftsförderung und vieles, vieles mehr. Das war die erste Belastungswelle in dieser Stadt, die ja nicht die Bundesregierung eingeleitet hat, sondern Sie als absolut regierende Stadtregierung.

Was jetzt zutage getreten ist, indem ein Papier unter anderem den GRÜNEN, aber auch diversen Medien zugespielt worden ist, zeigt ja nur, dass Sie dort fortsetzen und nicht bereit sind, Strukturveränderungen vorzunehmen. Das ist ja das Problem, dass Sie einfach nicht erkennen, dass Sie Reformbedarf in dieser Stadt hätten, um nachzudenken, wo Sie heute Geld ausgeben, das vielleicht nicht so zweckmäßig ausgegeben wird, und wo man dieses Geld dringend bräuchte. Da setzen Sie eben genau am verkehrten Fleck an, und da kommen dann solche Papiere zustande, wie eines heute von Frau GRin Jerusalem dargestellt worden ist, mit dem Inhalt, dass dann gerade bei den Ärmsten der Armen Sparmaßnahmen geplant worden sind.

Dass Sie das geplant haben, können Sie nicht leugnen. Es sind die Ärmsten der Armen im Behindertenbereich, die in den letzten Jahren immer wieder dazu aufgerufen haben, dass man doch auch in ihrem Bereich stärker Umsetzungen im positiven Sinn vornimmt. Wir sind zwar auch in der Behindertenkommission in vielen Bereichen immer einer Meinung, aber dann fehlt es doch an den konkreten Ergebnissen in der Umsetzung. 

Ich erlebe immer wieder Beispiele, gerade aus dem Behindertenbereich, dass Menschen sich an mich wenden, die sich vor drei Jahren - und oftmals schon länger - an die Stadt Wien gewandt haben, weil sie ein behindertes Kind haben, das im Schulprozess steht, das fertig wird oder gerade fertig geworden ist, und man dann eigentlich nur mitgeteilt bekommt: Wir haben leider Gottes nicht ausreichend Arbeitsplätze für behinderte Menschen, wir haben leider Gottes keine Möglichkeit über das Magistrat, die Menschen aufzunehmen. - Und man schickt sie dann einfach nach Hause, ohne ihnen weitere Betreuungsansätze mit auf den Weg zu geben, wie sie vielleicht doch Chancen haben, einen Arbeitsplatz für ihre Kinder möglich zu machen. Das ist ein Umstand, der in Wien vorhanden ist und über den man sich immer wieder hinwegturnt, indem man so tut, als sei eh alles zum Besten gestellt. Wenn dann etwas aufgedeckt wird, dann ist es die Bundesregierung, die immer reflexartig herhalten muss. 

Genauso ist es auch mit den Arbeitslosenzahlen, die wir heute in der Diskussion gehört haben. Wenn wir uns noch einmal die Statistiken hernehmen und ansehen - die über 9 Prozent, die es in Wien an Arbeitslosen gibt, im Vergleich zu anderen Bundesländern wie etwa Oberösterreich, wo wir weit unter 4 Prozent liegen -, dann können wir erleben, dass in den Bundesländern, was die Arbeitslosigkeit betrifft, eigentlich ein Rückgang zu verzeichnen ist und nur Wien sozusagen den negativen Trend hat, der in eine andere Richtung geht, nämlich in der Arbeitslosenzahl letztlich exorbitante Steigerungen wahrzunehmen und zu erfahren. Da muss man sich doch irgendwann einmal die Frage stellen: Liegt es nicht vielleicht an unseren Wirtschaftskonzepten in Wien? Liegt es nicht vielleicht daran, dass wir gewisse Züge verschlafen haben, was Technologie-Cluster und anderes betrifft?

Aber da schaut man nie auf sich selbst, da schiebt man immer reflexartig jede Verantwortung von sich ab. Aber es geht eben nicht, die Verantwortung abzuschieben, wenn man die absolute Mehrheit in dieser Stadt hat und eben in diesem Bereich Verantwortung trägt. Es fällt dem Bürger irgendwann einmal auf, dass Ihre Argumentationen in eine falsche Richtung gehen, und das glaubt man Ihnen auch nicht mehr. Deshalb sind Sie, glaube ich, gut beraten, einmal Ihre Verantwortlichkeit festzumachen. 

Vielleicht ist eines in Erinnerung zu rufen: Man sagt bekanntlich, Lügen haben kurze Beine, und dass leider Gottes nicht immer hier im Haus die Wahrheit gesagt wird, wissen wir. Wir können es zumindest nachvollziehen, und da ist es ganz witzig, wenn man den Finanzstadtrat Rieder zitiert, der bei der Beschlussfassung des Wiener Budgets im Jahr 2003 festgehalten hat, dass die Sozialausgaben um 20,5 Millionen EUR erhöht worden sein sollen - das hat er stolz festgehalten -, und man dann in der Überprüfung draufkommt, dass in Wirklichkeit um 55,6 Millionen EUR gekürzt wurde und dass es im Vergleich zu 2002, also tatsächlich 833 Millionen EUR im Sozialbereich aufgewendet wurden, es 2003 eben nur 777,4 Millionen EUR gewesen sind. Da sieht man einfach schon an der Differenz, dass da etwas nicht stimmen kann.

Diese Widersprüche leben Sie tagtäglich, das hat auch die Frau Vizebürgermeisterin in den letzten Wochen immer wieder bewiesen, indem Sie sich selbst widersprochen hat; Widersprüche zuerst einmal in der Festhaltung, dass 30 Millionen fehlen. (VBgmin Grete Laska: Wo steht das?) 30 Millionen EUR sehe ich zumindest in Ihrem ... (VBgmin Grete Laska: Mit meinem Zitat! Wo steht das?) Ich lese es in einem Pressedienst, dass 30 Millionen EUR ... (VBgmin Grete Laska: Lesen Sie mir vor: "Es fehlen 30 Millionen!" - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

"Das sei eine Auswirkung der Politik der Bundesebene" - eh klar, wieder einmal ist die Bundesebene daran schuld -, "zeigte sie sich überzeugt. Schon 2002 hat es eine Nachdotierung im Ausmaß von 29 Millionen EUR gegeben." (VBgmin Grete Laska: Das stimmt, das ist eine Tatsache!) Und jetzt wird davon gesprochen, dass die Behörde, nachdem das Papier aufgetaucht ist (VBgmin Grete Laska: Zitieren Sie doch!), natürlich darüber nachgedacht hat, wie man das letztlich wettmachen kann, und nicht mit einer Nachdotierung! (VBgmin Grete Laska: Sie haben gesagt, ich habe "30 Millionen" gesagt!) Nicht mit einer Nachdotierung - ausdrücklich wurde festgehalten, dass man nicht automatisch von einer Nachdotierung ausgehen könnte, und deshalb kam es ja zu diesem Paket an Erarbeitungsvorschlägen darüber, wo man einsparen kann. (VBgmin Grete Laska: Ich warte auf das Zitat von mir!) Aber, dass das der falsche Bereich ist, ist Ihnen ja erst ab dem Zeitpunkt klar gewesen, als es öffentlich wurde und als man es nicht mehr verstecken konnte. (VBgmin Grete Laska: Da können Sie sich jetzt aber nicht herausreden! Zitieren Sie doch!) Es sind dann weit mehr als 30 Millionen EUR gewesen, weil Sie - und das hat Kollege Margulies richtig gesagt - den KAV einfach beiseite geschoben haben, die Landeslehrer einfach beiseite geschoben haben, und da gibt es eben wesentlich mehr.

Und da gibt es eben wesentlich mehr Schulden und wesentlich mehr Löcher, als Sie selbst anfänglich geglaubt haben, und das haben Sie öffentlich sehr wohl unterschiedlich dargestellt. (VBgmin Grete Laska: Was habe ich unterschiedlich dargestellt?) Das haben Sie unterschiedlich dargestellt! Sie haben zum einen gesagt: Wir in Wien haben insofern kein Problem, als wir einen anderen, einen erfolgreichen Wiener Weg gehen. Im Unterschied zur Bundesregierung ist es so, dass wir weniger Sozialhilfeempfänger haben. - Das habe ich im Ohr, dass Sie das einmal gesagt haben! (VBgmin Grete Laska: Da muss ein Fehler drinnen gewesen sein im Ohr!) Nein, das war Ihr "erfolgreicher Wiener Weg"! 

Plötzlich haben Sie dann aber mitgeteilt, dass das natürlich nicht ins Konzept passt, und auf einmal waren es wesentlich mehr! - Ich habe schon irgendwie noch im Ohr gehabt, dass Sie hier am Rednerpult des Öfteren davon gesprochen haben, einen anderen Trend einzuleiten (VBgmin Grete Laska: Mit dem Ohr, das ist ganz etwas Schlechtes! Das sollte man anschauen lassen!), aber dieser Trend ist Ihnen offensichtlich auf Grund Ihres so genannten guten Wiener Wegs nicht gelungen. 

Das ist sehr wohl klar zu erkennen, und wir sehen das ja auch im Bereich der MA 12, wo wir heuer 140 Millionen EUR vorgesehen haben und die Ausgaben im Vorjahr 180 Millionen EUR betragen haben. Das muss man ja sehen, und da darf man sich nicht wundern, wenn da irgendetwas in eine Schieflage gerät. Oder war Ihnen das nicht von Beginn an klar? (VBgmin Grete Laska: Wir wundern uns nicht!) Ohnedies nicht? (VBgmin Grete Laska: Nein! Überhaupt nicht!) Also Sie haben das von Anfang an sozusagen bewusst in Kauf genommen (VBgmin Grete Laska: Wir haben ja vorgesorgt!) und wollten das dann eben mit diesem Sparpaket auffangen. (VBgmin Grete Laska: Wir haben vorgesorgt!)

Genau damit bestätigen Sie ja, dass Sie damals vorsätzlich gehandelt haben! Sie bestätigen mit dem, was Sie jetzt gesagt haben, vorsätzlich gehandelt zu haben (VBgmin Grete Laska: Nein! Nein! Verantwortungsbewusst! Verantwortungsbewusst!), nämlich bewusst weniger zu budgetieren und vorzusehen, weil Sie gewusst haben, Sie haben vor, in diesen Bereichen einzusparen und sich das Geld sozusagen bei den Ärmsten der Armen zurückzuholen. (VBgmin Grete Laska: Nein! Das war wieder das mit dem Ohr! Da haben Sie falsch gehört!) Und das ist eben der falsche Ansatz - aber das ist symptomatisch für die Politik der Stadtregierung!

Es ist auch symptomatisch für die Politik der Stadtregierung, was die Verantwortungen betrifft, und diese möchte ich hier schon einmal festmachen. Es findet hier ein management by chaos statt (GRin Mag Sonja Wehsely: Reden Sie von Herrn Haupt?), wobei immer wieder gesagt wird - egal, ob das im Pflegebereich oder im Sozialbereich ist -, es sei ohnedies alles bestens, das seien alles Einzelfälle und das sei alles sozusagen in Kauf zu nehmen, damit müsse man rechnen, das könne passieren. Das ist ja permanent die Antwort, die man erhält. Und darüber hinaus ist natürlich immer das System der Bundesregierung schuld - nicht das eigene. Man beginnt einfach nicht, darüber nachzudenken, wie die Verantwortlichkeiten hier in diesem Haus gelagert sind. Und ich finde es schon "ehrenhaft" vom Herrn Bürgermeister, dass er sich immer hinter den verantwortlichen Stadträten versteckt und damit sozusagen zu verschleiern versucht, dass ja er selbst die Letztverantwortung in dieser Stadt trägt.

Und diesbezüglich bin ich natürlich schon Ihrer Meinung, Frau StRin Laska: Sie haben nicht alleine die Verantwortung. (VBgmin Grete Laska: Ich trage sie aber gerne!) Sie haben sie nicht alleine, aber Sie sind ja auch nicht bereit, diese Verantwortung, die Sie hier haben, zu tragen (VBgmin Grete Laska: O ja!) - und der Herr Bürgermeister schon gar nicht, denn der versteckt sich und versucht, mit dem Ganzen nichts zu tun zu haben (VBgmin Grete Laska: Wir tragen sie beide!) und es sozusagen von sich abzuschütteln, obwohl es natürlich schon ganz klar in seiner Verantwortung liegt und er die Möglichkeit hätte, hier als Bürgermeister einzugreifen, gewisse Weisungen zu geben und auch gewisse Richtlinien vorzugeben. Das tut er aber nicht. (VBgmin Grete Laska: Das ist vielleicht bei der FPÖ so, dass Weisungen gebraucht werden, aus Kärnten oder von wo auch immer! Bei uns ist das nicht so!) Das tut er nicht im Pflegebereich; dieses Thema werden wir morgen behandeln. 

Das hat er allerdings hier getan, nachdem Ihre Pläne und Ziele entlarvt worden sind. Da hat er es getan - da stimme ich mit Ihnen überein. (VBgmin Grete Laska: Es hat keine Weisung gegeben!) Da hat er gesagt, dieses Papierl ist jetzt sozusagen in den Müllkorb geworfen worden, dessen hat man sich entledigt. (VBgmin Grete Laska: Weil wir eine politische Entscheidung getroffen haben!) Wenn enttarnt, entlarvt worden ist, was man an - ich sage es jetzt einmal - sozialpolitischen Schweinereien zu tätigen vorhat (VBgmin Grete Laska: Was Sie für böse Worte verwenden!), dann lässt man das schnell verschwinden und versucht, sich herauszuturnen. Das ist schon klar. 

Und natürlich ist der Herr Bürgermeister auch ein Mann der Pointen, der starken Worte. Das haben wir alles in Erinnerung aus jener Zeit, als wir Freiheitlichen im Jahre 2001 - und das muss man in Erinnerung rufen – davor gewarnt haben – das ist auch über die APA, über Pressedienste und Pressekonferenzen nachvollziehbar -, dass es zu einer finanziell gefährlichen Situation im Sozial- und Gesundheitswesen in Wien kommen wird. Damals - daran kann ich mich erinnern - hat der Bürgermeister gesagt: Alles ein Schmarren! Alles ein Schmarren!

Und genauso geht das ja auch heute vonstatten: Es wird alles flapsig, kaltschnäuzig weggewischt, es ist alles "ein Schmarren", alles wieder "ein Schreckgespenst der bösen Opposition". Und dann kommt man noch heraus, stellt einen Antrag - der ja vorher von Ihnen eingebracht worden ist - und sagt zum einen: Die böse Bundesregierung ist ja an allem schuld! (GRin Mag Sonja Wehsely: Nehmt Verantwortung wahr!), und zum anderen: Aber bitte helft uns jetzt bei unserem eigenen Versagen in der Stadt Wien! Helft uns jetzt und springt bitte ein! Helft uns endlich, damit wir mit den Geldern, die wir selbst nicht aufbringen können, endlich von euch aufgefangen werden! (GRin Mag Sonja Wehsely: Das glauben Sie ja selbst nicht!) - Also dieser Ansatz ist ja wirklich ein mehr als zynischer, grotesker und unredlicher Ansatz! Aber es ist halt ein Ansatz, den Sie leben. (Beifall bei der FPÖ. - GRin Mag Sonja Wehsely: Wer ist für Arbeitsmarktpolitik zuständig in der Republik? In welchem Artikel steht das? 10 oder 15?) 

Wenn ich jetzt wieder Ihr Papier zur Hand nehme, aus dem ja heute schon fleißig zitiert worden ist, mit den Kürzungen im Behindertenbereich, mit den Kürzungen im Sozialhilfeempfängerbereich und anderen, dann möchte ich Ihnen nur ein paar signifikante Beispiele nennen, wo man einsparen könnte, wo man recht schnell zu Geld kommen könnte (VBgmin Grete Laska: Da sind wir jetzt aber gespannt!):
Ein Beispiel: Schauen wir uns das letztjährige Viennabike-Dilemma an. Ein Wahnsinn, was da an Millionen EUR letztlich auch in den Papierkorb gewandert ist! Das hätte man zielführend im Sozialbereich verwenden können. 

Ich denke aber auch an die "wundervollen" Kulturaktivitäten dieser Stadt, bei denen man in der Kunsthalle einen toten Kinderleichnam in einem Video als Kunst darzustellen versucht und wo 4 Millionen EUR an Subventionen hineinfließen. Da könnte man schnell einen Haufen an teurem Geld einsparen und es zielorientiert sozial Schwachen in dieser Stadt zukommen lassen. (GRin Inge Zankl: Das ist ideal, das aufzurechnen! Das ist gut!)

Ein heißer Tipp wäre auch noch Public Netbase, wo auch über 600 000 EUR hineingeflossen sind, oder das Steckenpferd des Herrn Mailath-Pokorny, nämlich Ecce homo, wo auch 230 000 EUR hineingeflossen sind. 

Ich sage Ihnen, die paar Einzelbeispiele machen schon über 5 Millionen EUR aus, die man einsparen und für den Sozialbereich gewinnen könnte (VBgmin Grete Laska: Aber zählen Sie noch weiter auf!), dann würde man nicht mit solchen Methoden die sozial Schwachen treffen. Und glauben Sie mir auf der anderen Seite auch Folgendes: Den Menschen würde nicht abgehen, dass es keine Peep-Show in der Kunsthalle gibt! (GRin Inge Zankl: Das ist typisch für Ihre Organisation! Das ist typisch!) Sie würden sie nicht vermissen, es würde ihnen nicht abgehen - und Sie hätten wahrscheinlich bei vielen Wienerinnen und Wienern wirklich einen Stein im Brett, wenn Sie das endlich einmal umsetzen würden! (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Problemlösungen sind nun einmal von Ihrer Verantwortlichkeit her in Angriff zu nehmen. Sie sollten darüber nachdenken (VBgmin Grete Laska: Wir haben schon! Wir haben schon nachgedacht!), wie Sie konkret in Ihren Verantwortungsbereichen neue Systeme entwickeln können, Probleme lösen können - und sich nicht hier herausstellen, so wie Sie das heute wieder gemacht haben und wie Sie es auch im Ausschuss immer wieder machen. Es ist ja bitte nicht so, dass das jetzt nur unsere Fraktion feststellt, sondern auch alle anderen. Es kommt im Ausschuss zu Situationen, wo Anträge gestellt und dort behandelt werden, wo sich Gemeinderäte redlich Mühe geben, sachlich, inhaltlich ein Argumentarium aufzubauen und das dort auch in die Diskussion einzubringen - und Sie sitzen dann oftmals dort, wortlos, sind nicht einmal bereit, darauf zu replizieren, geben nicht einmal irgendeine Antwort von sich, sitzen dort mit einer Großnäsigkeit (VBgmin Grete Laska: Vorsicht in der Wortwahl!) und gehen einfach zur Abstimmung über. - Das ist nicht die Art und Weise, wie man sich als Stadträtin normalerweise verhalten sollte. (VBgmin Grete Laska: Gerade von Ihnen hätte ich gerne ein paar Hinweise auf Verhalten...! Gerade von Ihnen!) - Nein: Gerade von mir, glaube ich, kann man so etwas sehr wohl in Kauf nehmen, denn ich bin jemand, der sicherlich nicht versucht, Antworten schuldig zu bleiben, und ich bin sicherlich jemand, mit dem man reden kann und der auch mit jedem redet, egal, welcher politischen Herkunft er ist. Und das ist auch wichtig. (VBgmin Grete Laska: Für Sie!)
Sie aber sind nicht einmal bereit, auf sachliche Vorschläge einzugehen, nicht einmal bereit, Ihre Gegenargumente einzubringen, sondern wischen das einfach flapsig weg – man könnte das als "nicht einmal ignorieren" bezeichnen. (GR Mag Thomas Reindl: Herr Kollege, ich glaube, Sie sitzen in einem anderen Ausschuss!) Das ist im letzten Ausschuss unserer GRin Heidemarie Unterreiner passiert, die nach dieser Situation den Ausschuss dann verlassen hat und sich wirklich zutiefst nicht nur gekränkt, sondern auch geärgert hat. (GR Mag Thomas Reindl: Wir haben sogar einen Punkt für Sie vorgezogen im Ausschuss! Das ist ja unerhört, wie Sie ...!) Das ist nicht die Art und Weise, wie man mit den Gemeinderäten der Opposition umgehen sollte. 

Ich glaube, dass die dunklen Flecken der Sozialpolitik, die in Wien hausgemacht sind, auch nur hier in Ordnung zu bringen sind. Sie müssen eben endlich damit aufhören, Verantwortungen wegzuschieben, und sich eingestehen, dass diese Verantwortungen, von denen wir heute reden, in Ihrem Bereich liegen, dass das nichts mit der Bundesregierung zu tun hat und dass auch der Herr Bürgermeister hier nicht aus der Verantwortung zu nehmen ist und endlich dafür Sorge tragen soll, dass sachlich in all diesen Bereichen, ob Pflegebereich oder Sozialbereich, endlich inhaltliche Verbesserungen umgesetzt werden. Nicht wieder nach dem Prinzip: Zuerst alles wegreden, Verantwortlichkeiten wegschieben - und wenn ich dann nicht mehr weiter weiß, dann gründe ich halt einen Arbeitskreis, der dann wieder zwei Jahre tagen wird, ohne dass am Ende irgendetwas Konkretes dabei herauskommt, und in drei, vier Jahren stehen wir wieder hier und müssen alle diese Probleme, die wir heute und morgen besprechen werden, wieder erleben. 

Das liegt jetzt an Ihnen - Sie sind jetzt gefordert, das zu tun. Wenn Sie es nicht tun, dann wird sich der Bürger zwar vielleicht eine Zeit lang von Ihren Kampagnen, die Sie jetzt unter dem Motto "Wien will 's wissen" führen, in manchen Bereichen täuschen lassen; aber Wien will es doch auch in diesen Bereichen wissen - und da bleiben Sie alle Antworten schuldig! 

Diese Antworten sind von Ihnen zu geben, sonst wird der Bürger auch Ihnen gegenüber entsprechend zum Ausdruck bringen, dass Sie Ihrer Verantwortung in Wien einfach nicht gerecht werden, und irgendwann einmal wird auch die Rechnung präsentiert werden. (Beifall bei der FPÖ. - VBgmin Grete Laska: Da warten wir darauf! Da warten wir darauf, ...!)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Mag Reindl zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Vizebürgermeister! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Würde man eine Manöverkritik des bisherigen Sitzungsverlaufs anbringen, dann müsste man sagen: Die Skandalisierungs-Seifenblase ist zerplatzt; es bleibt nichts übrig als warme Luft.

Ich glaube, gerade als Abgeordnete dieser Stadt müssen wir uns doch dessen bewusst sein und uns bewusst machen, dass wir hier nicht auf einer Insel der Seligen leben, dass wir nicht sagen können: Na gut, Wien ist Wien, und alles andere ist mir egal; was in Wien passiert, ist wichtig, was außerhalb der Wiener Stadtgrenzen passiert, ist nicht wichtig!, dass wir nicht so tun können, als ob es keine Länder, keinen Bund, kein Europa gäbe, dass wir sozusagen nicht alles auf dieses Wien fokussieren können und die Wiener Stadtregierung und die Wiener Verantwortlichen dafür immer in die Pflicht nehmen können. Wir befinden uns in einem kommunizierenden Gefäß und uns muss klar sein, meine Damen und Herren: Österreich war immer unter den Besten in Europa, was Sozialkriterien anbelangt, was den Sozialstaat, das wirtschaftliche Leben und die Beschäftigung betrifft. - Heute sind wir davon leider sehr weit entfernt. Wir fallen im internationalen Wirtschaftsranking immer mehr zurück. Konservative Zeitungen wie zum Beispiel die "Salzburger Nachrichten" titeln: "Die Flaute ist hartnäckig", "In der anhaltenden Wirtschaftskrise macht Schüssel eine schlechte Wirtschaftspolitik und nützt den nationalen Handlungsspielraum nicht."

Meine Damen und Herren! Das ist die Wahrheit, und von dieser Wahrheit kann sich Wien leider nicht abkoppeln. Wir haben die höchste Steuer- und Abgabenquote, wir müssen damit rechnen, dass wir nächstes Jahr das nächste Belastungspaket haben werden, wir haben die höchste Arbeitslosigkeit seit Bestehen der Zweiten Republik. - Und daran, meine Damen und Herren, ist bitte nicht Wien schuld, sondern es sind die Rahmenbedingungen insgesamt. – Wir haben sinkende Reallöhne, wir sind Schlusslicht bei den öffentlichen Investitionen, und Österreich fällt im internationalen Reichtumsranking immer weiter ab. Das Wirtschaftswachstum bleibt ganz massiv, meine Damen und Herren, hinter dem EU-Schnitt zurück. Ich rede da gar nicht über die Spitzenwachstumsländer, sondern ich spreche von den EU-Fünfzehn, mit denen wir uns vergleichen sollen. 

Damit wir hier auch ein bisschen wissen, wovon wir reden, habe ich einige Grafiken vorbereitet, damit sich auch die Damen und Herren von der Opposition die wirtschaftlichen Kennzahlen ansehen können. Ich möchte Ihnen auch sagen, dass das nicht meine Kennzahlen sind, die ich Ihnen hier präsentiere, sondern sie sind von der Europäischen Kommission. Diese Kennzahlen sind der "Economic Forecast, Spring 2003" der EU-Kommission entnommen. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir uns die Reallöhne ansehen - es ist ein sehr bedauerliches Thema, dass die Reallöhne in Österreich im Vergleich zur EU seit dem Jahr 2000 ganz massiv zurückgehen -, dann dürfen wir uns natürlich nicht wundern, dass, wenn die Menschen, die Männer und Frauen, die arbeiten gehen, weniger Einkommen haben, dadurch auch immer mehr von ihnen unter die Grenzen der sozialen Bedürftigkeit fallen. Was passiert? - Immer mehr werden in Teilzeit abgedrängt, immer mehr müssen neue Beschäftigungsformen annehmen, bei denen sie keine Sozialversicherung haben und für den ganzen Sozialaufwand selbst aufkommen müssen. Das hat natürlich auch Auswirkungen auf die Sozialtöpfe des Bundes, der Länder und natürlich auch auf die Sozialtöpfe der Stadt Wien. 

Ich darf das im Folgenden ein bisschen verdeutlichen: Wir haben im Jahr 2001 zum Beispiel einen Reallohnverlust von 0,3 Prozent gehabt, während die EU-Länder beim Reallohn einen Anstieg um 1,4 Prozent verzeichnet haben. Für das Jahr 2002 betrug der Unterschied 0,3 und 0,1 Prozent, und für das Jahr 2003 0,4 und 1,4 Prozent. Das heißt, meine Damen und Herren, real gesehen ist Österreich im internationalen Vergleich um 3 Prozentpunkte - Sie müssen sich überlegen, das sind mindestens zwei, wenn nicht drei Lohnerhöhungen, die wir normalerweise verhandeln müssten! – zurückgefallen. Und dafür, meine Damen und Herren, muss sich diese Bundesregierung an der Nase nehmen lassen und auch genieren.

Was die Arbeitslosigkeit betrifft, so haben wir ja heute schon gehört, dass die Arbeitslosigkeit auf einen Rekordstand seit 1945 angestiegen ist. Mit rund 290 000 Arbeitslosen müssen wir im Jahresschnitt leider rechnen. Dass in Wien sehr viele Arbeitslose sind, hat ganz klare Gründe: Der Bund baut vor allem in Wien bei den Beamten ab. Wir brauchen ja nur bei der Polizeireform zu schauen, wie viele Beamte es da weniger gibt. (GR Heinz Christian Strache: Dort wird keiner gekündigt! Das ist ein Irrtum!) Der Bund besetzt frei werdende Stellen nicht nach. (GR Heinz Christian Strache: Bei den Polizeibeamten sind keine gekündigt worden!) 
Kollege Strache, sagen Sie mir doch bitte: Wie viele Infrastrukturprojekte (GR Heinz Christian Strache: Sagen Sie mir, wie viele Polizeibeamte gekündigt worden sind!) hat der Bund in den letzten drei Jahren in Wien gestartet? - Ich kann es Ihnen sagen: Kein einziges! (GR Heinz Christian Strache: Wie viele Polizeibeamte sind gekündigt worden – weil Sie gesagt haben, bei der Polizei werden welche gekündigt? – Dort wird keiner gekündigt!) Es ist doch ein "Zufall", dass der Ausbau der West- und der Südautobahn vor den Toren der Stadt aufhört - oder ist das kein Zufall? - oder dass die Errichtung des so genannten Wildschweintunnels eingestellt wird. (GR Kurth-Bodo Blind: Wer sagt das?) - Nun ja, ist das der Fall oder nicht? (GR Kurth-Bodo Blind: Haben Sie das wo gelesen? Dann haben Sie das in der falschen Zeitung gelesen!) Sie ist ein Jahr lang eingestellt worden auf Grund von Klagen. (GR Kurth-Bodo Blind: Das ist ja ein Blödsinn!)

Die Infrastrukturmaßnahmen sind auf alle Fälle massiv zurückgegangen. (GR Kurth-Bodo Blind: Wo haben Sie das mit dem Wildschweintunnel her? Haben Sie das phantasiert? Haben Sie das phantasiert, Herr Kollege Reindl?) In Wien wird de facto vom Bund nichts in die Infrastruktur investiert. Damit Sie das auch sehen, habe ich wieder eine Grafik vorbereitet. Sie können sich hier ansehen (der Redner hält eine Grafik in die Höhe) - hier haben Sie die EU-Länder, für alle sichtbar -, wie hoch die Investitionen des Bundes in Prozent des Bruttoinlandsprodukts sind. Das ist die Kennzahl, über die wir sprechen, und da liegt Österreich an letzter Stelle - es hat gerade noch auf der Grafik Platz gefunden. Wir haben gegenüber den EU-Ländern einen Rückgang von jährlich zwischen ein und zweieinhalb Prozent bei den Infrastrukturmaßnahmen, und was das heißt, wissen Sie: Arbeitslosigkeit am Bau, Arbeitslosigkeit im Nachrüstungsgewerbe und Arbeitslosigkeit auch bei vielen Firmen. 

Wir dürfen uns daher nicht wundern, wenn auch private Firmen sagen: In der Wirtschaft muss es schon ziemlich schlecht gehen, der Bund investiert nicht; da bin ich lieber auch ein bisschen vorsichtig und investiere weniger! – Was ist die Folge davon? - Die Konjunktur geht zurück. Übrigens hat auch die Entwicklung bei den Reallöhnen dazu geführt, dass es einen ganz massiven Rückgang des Konsums gegeben hat, wie den Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP ihre Freunde in der Handelskammer ja bestätigen können. 

Was den wirtschaftlichen Reichtum betrifft, so wird der SPÖ von Ihnen oft der Vorwurf gemacht, 30 Jahre lang gut für das Land gearbeitet zu haben. Dazu muss man sagen: Wir haben dafür im Jahr 1998 auch die Quittung bekommen, denn Österreich lag damals innerhalb der OECD - das ist die Organisation der wirtschaftlich entwickelten Länder – am vierten Platz. Wir waren im Jahr 1998 das viertreichste Land; auch 1999. Im Jahr 2000 sind wir auf einmal auf den sechsten Platz zurückgefallen. Da könnte man jetzt sagen: Nun gut, eine kleine statistische Änderung, da hat es irgendwelche Kursschwankungen in den Fremdwährungen gegeben. – In den Jahren 2001 und 2002 liegen wir jedoch auf dem achten Platz und - ich habe mir heute am Morgen noch die Statistik der OECD angeschaut - es besteht sogar die Gefahr, dass wir heuer auf den elften Platz zurückfallen!

Das sind wirklich betrübliche Fakten; diese Untersuchungen sind von einer unabhängigen Organisation gemacht worden. Ich finde es wirklich arg, dass Sie dann hier sagen, Wien sei schuld daran, dass es uns in Österreich so schlecht geht. Das ist ja wirklich gemein. 

Und wenn wir uns das Wirtschaftswachstum anschauen - das ist jetzt meine letzte Grafik (der Redner hält wieder eine Grafik in die Höhe) -, dann werden Sie sehen, ... (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Kommen Sie dann auf Wien zu sprechen?) - Ja, ich komme auch auf Ihre Wortmeldung zu sprechen. Aber man muss die Rahmenbedingungen kennen (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Ja, ja, wir kennen sie alle!), man muss wissen, dass wir in Wien nicht die Kraft haben (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Ja, ja, die haben wir!), um alles, was da an Rahmenbedingungen vorhanden ist, abfedern zu können. Das müssen Sie doch verstehen! - Heute hören wir, was wir gemacht haben, um im Sozialbereich hier eventuelle Verschlechterungen hinanzuhalten. Aber Sie müssen doch sehen, dass wir uns von diesen Rahmenbedingungen nicht abkoppeln können, oder? Sie sind doch eine Frau aus der Wirtschaft! Kennen Sie diese Zahlen nicht? - Ich glaube, schon. 

Auch was das Wirtschaftswachstum betrifft, bleiben wir weit hinter dem EU-Schnitt zurück. Wir haben seit 2001 ungefähr 4 Prozentpunkte weniger Wirtschaftswachstum. 

Was die Beschäftigung betrifft, so muss man sagen, dass die Regierung da mit dem Kindergeld einen ganz raffinierten Schachzug gemacht hat, weil die Kindergeldbezieher als Beschäftigte gelten und daher in keiner Arbeitslosenstatistik aufscheinen. Auch Teilzeit- und geringfügig Beschäftigte werden voll eingerechnet. Wenn wir vom tatsächlichen Beschäftigungsvolumen sprechen, so muss uns klar sein, dass wir hier vor ganz massiven Problemen stehen. - Diese Auswirkungen spüren wir im täglichen Leben. Es spüren sie vor allem die Österreicherinnen und Österreicher und auch die Wienerinnen und Wiener in ihrem Geldtascherl. 

Als ich am Mittwoch voriger Woche im "Kurier" bezüglich Jugendarbeitslosigkeit von einem "Spitzenplatz" für Österreich in der OECD-Studie gelesen habe, habe ich mir zunächst gedacht: Super, die Jugendarbeitslosigkeit ist also ohnedies nicht so hoch. – Nun ja, leider liegen wir auf dem dritten Platz - aber von hinten gesehen! Bis auf die Türkei und die Slowakei gibt es innerhalb der OECD kein Land, das mehr jugendliche Arbeitslose hat, also Menschen, die zwischen dem 15. und 19. Lebensjahr weder in Ausbildung sind noch eine Arbeit haben. Da muss ich ehrlich sagen: Ich wundere mich, dass das von der Bundesregierung so hingenommen wird! Die Jugendlichen sind unsere Zukunft, sie sollen die Säule unseres Landes werden, und wenn investiert wird, dann sollten vor allem auch in diesem Bereich Akzente gesetzt werden.

Nun kurz zu meinen Vorrednern. Weil hier vom Kollegen Margulies der Vorwurf erhoben wurde beziehungsweise auch ein Antrag eingebracht wurde, was den Stabilitätspakt betrifft, darf ich dazu Folgendes sagen – ist Kollege Margulies im Saal? – nein? (GR Franz Ekkamp: Die Debatte interessiert ihn nicht!) – okay, dann sagen Sie es ihm, bitte! -: Wir werden diesen Antrag ablehnen, und wir haben dafür mehrere Gründe. Der erste Grund ist der, dass die Stadt Wien prinzipiell vertragstreu ist. Das heißt, wenn die Stadt Wien einen Vertrag abschließt, dann wollen nicht wir diejenigen sein, die diesen Vertrag brechen. Es geht da auch um die Glaubwürdigkeit der Stadt. Man kann nicht einfach einen Vertrag abschließen und dann sagen: Naja, jetzt schaut es anders aus, verzichten wir darauf! - Aber wir haben uns hier an den Bund angepasst. Der Bund legt ja den Stabilitätspakt seit neuestem, seitdem es mit dem Nulldefizit nicht mehr funktioniert, so aus, dass er sich auf den Konjunkturzyklus bezieht. Das werden wir in Wien auch machen. Es ist nur fair, dass alle Länder, die diesen Vertrag eingegangen sind, dann, wenn von Bundesseite hier eine Änderung erfolgt, sagen: Okay, wir sind mit dieser Änderung einverstanden, aber wenn sie für den Bund gilt, muss sie natürlich im selben Atemzug auch für die Länder und für die Gemeinden gelten. - Für eine solche Änderung des Vertrages kann man, glaube ich, durchaus eintreten, weil dabei jeder unter den gleichen Rahmenbedingungen beziehungsweise unter den gleichen Spielregeln eine Veränderung macht.

Wir treten für die Erhaltung und Sicherung des Sozialsystems in Wien ein. Wir haben heute von der Frau Vizebürgermeister und von meiner Kollegin Wehsely schon gehört, welche Maßnahmen wir setzen, damit das Sozialsystem in Wien gesichert bleibt und auch erhalten bleibt. Zu diesem Papier, das heute hier zitiert wurde, möchte ich sagen: Es muss doch wohl auch gestattet sein, dass man sich einmal überlegt: Was wäre der worst case? - Wenn alles zusammenbricht und wenn das wirklich nicht mehr funktioniert, dass man die Löcher stopft. - Diese Überlegung hat stattgefunden; sie kommt nicht zur Anwendung. Aber in einem bin ich mir sicher: Würde Wien von einer konservativen Regierung regiert, dann wären all diese Maßnahmen seit dem Amtsantritt dieser Regierung schon umgesetzt worden und wir stünden heute vor einer viel, viel schlimmeren Situation! 

Zur Sozialhilfe wurde bereits gesagt, dass der Vollzug der Sozialhilfe beim Land bleibt, so wie bisher. Und wer mit der Sozialhilfe beauftragt ist, das, glaube ich, sollte nicht unser Thema sein. Dass vielleicht die Opposition die eine oder andere Dame oder den einen oder anderen Herrn lieber oder weniger gern hätte, ist nicht unser Thema. Hier sind ganz klare Kenntnisse Voraussetzung, und diese Voraussetzung wurde auch erfüllt. 

Zum Kollegen Strache möchte ich sagen: Die Frau Vizebürgermeisterin hat kein Haupt-Syndrom! Der Herr Vizekanzler sagt heute so, morgen so und übermorgen so (GR Franz Ekkamp: Ein Turbo ist langsam!) – ein Turbo ist langsam, ja -, aber bei unserer Vizebürgermeisterin können Sie eine ganz klare, durchgehende Linie verfolgen. Wenn in irgendwelchen Zeitungsartikeln irgendwelche Zahlen herumschwirren und Sie glauben diese Zahlen, dann ist das Ihr Problem. Wir haben hier, glaube ich, auf alle Fälle eine sehr gute Argumentationskette und auch gute Papiere geliefert.

Was den Ausdruck "sozialpolitische Schweinereien" betrifft, so möchte ich dazu sagen - Kollege Strache ist gerade nicht im Saal -: Wer im Glashaus sitzt, der sollte nicht mit Steinen werfen! - Ich habe vorhin gerade ein paar unabhängige Kennzahlen geliefert, die darüber Aufschluss geben, wie es in Österreich ausschaut. Angesichts dieser Zahlen sollte man sich in seiner Artikulation eigentlich ein bisschen zurücknehmen und sich überlegen, ob es wirklich notwendig ist, sich auf solch ein Niveau zu begeben. 

Was das gegenseitige Aufrechnen betrifft, das Kollege Strache hier ständig betrieben hat – dies brauchen wir nicht und das brauchen wir nicht, und ein paar Millionen da und ein paar Millionen dort -, so meine ich: Das ist eben der Unterschied zwischen Wien und dem Bund! Im Bund erleben wir gerade - ich nehme jetzt den Kulturbereich als Beispiel, weil dieser hier auch angesprochen wurde -, was es bedeutet, wenn ein Staatssekretär meint, entscheiden zu müssen, was Kunst ist und was nicht Kunst ist, wer Geld bekommen soll und wer nicht Geld bekommen soll. Da gibt es dann einen Oberzensor, und dieser Zensor sitzt dann eben da, und je nach Gutdünken, Nasenlänge und Sympathie (GRin Barbara Schöfnagel: So wie bei den Sozialdemokraten! Davon reden Sie, nicht wahr?) bekommt die eine Stelle Geld und die andere Stelle bekommt kein Geld. Das ist so ein typisches Argument, das die FPÖ ja schon seit längerem bringt. Sie leben ja offensichtlich in dem Wahn, dass man alles regulieren kann und irgendwo einen Superregulator sitzen hat, der eben – wie soll ich sagen? - da und dort seine Entscheidungen trifft, und man wird dann eben sozusagen entsprechend der Kriechermentalität bedacht oder nicht. 

Wien wählt hier einen anderen Weg. Wir haben hier durchaus Ressorthoheit. Vielleicht wird durchaus auch einmal etwas unterstützt, was uns als SPÖ nicht so gut gefällt. Das ist durchaus möglich - aber das muss auch möglich sein, denn nur wer auch Kritik unterstützt, kann sich weiterentwickeln.

Meine Damen und Herren! Alles in allem glaube ich, dass wir in Wien einen Sozialnotstand abgewehrt haben. Es war nie die Rede davon, dass es massive Kürzungen geben soll, dass verschiedene Aktionen gesetzt werden, sondern wir haben hier durchaus im Sinne der Wienerinnen und Wiener gehandelt. Wir stellen sicher, dass es für die Zukunft die erforderlichen budgetären Mittel gibt, und wir haben für heuer diesbezüglich alles sichergestellt. 

Und was die Wirtschaft betrifft, so können wir nur hoffen, dass es einen Aufschwung gibt oder dass sich vielleicht der Bund besinnt und auch den erfolgreichen Wiener Weg einschlägt und die Wirtschaft ein bisschen ankurbelt. Dann wird es uns allen besser gehen, und wir könnten dann, wenn die Leute mehr verdienen und wenn ihnen mehr übrig bleibt, vielleicht auch beim Aufwand im Bereich des Sozialen wieder einen Rückgang haben, so wie das in der Vergangenheit bereits der Fall gewesen ist. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau StRin Mag Vassilakou zum Wort gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

StRin Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Verehrte Damen und Herren! 

In der heutigen Debatte ist mehrmals Ihrerseits, werte KollegInnen von der Sozialdemokratie, die Frage gestellt worden, sei es vom Rednerpult aus oder sei es auch als Zwischenruf: Was ist denn eigentlich wirklich passiert? – Sie meinen, die Opposition würde sich hier herstellen und behaupten, es wäre alles Mögliche passiert, aber passiert sei in Wirklichkeit nichts. 

Was ist denn eigentlich passiert? - Ich möchte kurz auf diese Frage replizieren und möchte noch einmal wiederholen, was passiert ist - in der Hoffnung, dass vielleicht auch Sie es zur Kenntnis nehmen -: 

Passiert ist ein riesiges Loch im Sozialressort, ein riesiges Finanzierungsloch. Das ist passiert!

Passiert ist auch, Frau Stadträtin, dass Sie, obwohl Sie von diesem Finanzierungsloch wussten, nicht etwa auf die Idee gekommen sind, sich rechtzeitig nach zusätzlichen finanziellen Mitteln umzuschauen, sondern dass Sie in Auftrag gegeben haben, dass die Beamtinnen und Beamten Ihrer Abteilung Einsparungsvorschläge erarbeiten. Passiert ist auch, dass diese Vorschläge Ihnen unterbreitet wurden, das heißt, sie lagen Ihnen vor. 

Was ist daraufhin passiert? - Passiert ist, dass dann zumindest einer Reihe von Betreuungseinrichtungen für behinderte Menschen über den Sommer Briefe zugestellt wurden beziehungsweise mündliche Auskünfte erteilt wurden, in denen ihnen die Rücknahme von bereits zugesagten Kontingenterhöhungen bekannt gegeben wurde. Diese Vereine möchte ich hier erneut kurz schildern: 

Wir haben heute vom Verein LOK gesprochen. Dieser hat Ende Juli 2003 einen Brief bekommen, in dem eine Rücknahme der Kontingentzusage mitgeteilt wurde. (GRin Erika Stubenvoll: Aber die Frau Wehsely hat ja schon gesagt, ...!) Nein, verzeihen Sie: Ich spreche jetzt davon, was passiert ist! Denn ich möchte in der heutigen Debatte nicht den Vorwurf auf uns sitzen lassen, wir hätten das alles erfunden, es sei ja nichts passiert. – Nein: Ein bisschen etwas ist schon passiert! Das müssen Sie schon zugeben. (VBgmin Grete Laska: ... nicht zugeben! Sie halten sich an Tatsachen!)

Passiert ist, wie gesagt, dass LOK im Zusammenhang mit diesen Einsparungsmaßnahmen einen Brief bekommen hat, in dem mitgeteilt wurde, dass die Kontingentzusage zurückgenommen wird. (VBgmin Grete Laska: Von wem? Von mir?) - Von wem? - Von Ihrem Amt selbstverständlich! Ob Sie ihn höchstpersönlich unterschrieben haben, darauf, muss ich ehrlich sagen, habe ich nicht geschaut. Ich habe den Brief jedenfalls nicht geschrieben! (VBgmin Grete Laska: Nein, Sie schreiben nur andere Briefe!) Aber auch wenn er nicht von mir ist und auch nicht von Ihnen ist, heißt das nicht, dass er erfunden worden ist: Dieser Brief ist zugestellt worden, und er ist von Ihrem Amt ausgegangen. Das heißt, es ist amtlich, schriftlich! 

Passiert ist auch, dass Rainman's Home ebenfalls erfahren hat, dass die Zusagen rückgängig gemacht werden. 

Passiert ist auch, dass die Lebenshilfe Wien erfahren hat, dass die Zusagen rückgängig gemacht werden.

Nun kommen wir zu noch etwas, das passiert ist: Passiert ist auch, dass sechs ehemalige Schülerinnen und Schüler der Karl-Schubert-Schule, die ursprünglich eine Zusage hatten, dass sie in der Dorfgemeinschaft Breitenfurt untergebracht werden können, und die sogar persönlich wussten, dass das möglich sein wird, weil es bereits die Verfügungen gegeben hat, letztendlich erfahren haben, dass das nicht möglich sein wird, außer bei zwei von ihnen, weil Sie die Kontingente bei der Dorfgemeinschaft Breitenfurt nicht entsprechend erhöht haben, obwohl das eigentlich alles ursprünglich mit Ihrer Abteilung abgestimmt war, so wie es der korrekten Vorgangsweise entspricht.

Was ist dann passiert? - Passiert ist, dass meine Parteikollegin, Frau GRin Susanne Jerusalem, das Ganze in die Öffentlichkeit gebracht hat. (VBgmin Grete Laska: Das stimmt auch nicht, dass sie es in die Öffentlichkeit gebracht hat!) Daraufhin ist passiert, dass der Herr Bürgermeister gemeint hat, das wird ja alles gar nicht umgesetzt, das war alles gar nicht vorgesehen, das sei schon alles im Müllkübel gelandet. 

Und was ist dann passiert, Frau Stadträtin? - Dann ist passiert, dass sogar heute noch, in dieser Sitzung, Frau Kollegin Wehsely gesagt hat: Auch diese Kontingente werden jetzt doch noch bewilligt. - Das heißt, Sie haben etwas rückgängig gemacht, was Sie selbst sehr wohl umgesetzt hatten von Ihren Sparmaßnahmen. (VBgmin Grete Laska: Das stimmt überhaupt nicht!) Also sagen Sie uns bitte nicht, es sei alles nicht passiert! (VBgmin Grete Laska: Zwischen Ihrer Theorie und der Praxis ist ein Unterschied!)
Jetzt zeige ich Ihnen noch ein Letztes, was passiert ist: Passiert ist, nachdem das alles in die Öffentlichkeit gekommen ist und ausführlich diskutiert wurde, nachdem Sie gesagt haben, das war alles nicht wahr und alles nicht vorgesehen, und nachdem es Bände – so könnte man geradezu sagen - von Zeitungsberichten zu dieser ganzen Problematik gegeben hat, dass am 17. September, dass heißt vor ein paar Tagen, der Vater eines der betroffenen Jugendlichen, die in der Dorfgemeinschaft Breitenfurt hätten untergebracht werden sollen, jetzt den endgültigen Absagebrief erhalten hat – endgültig! – Bitte, auch das habe nicht ich geschrieben; "Wien Sozial" ist nämlich nicht mein Logo, und auch "Stadt Wien" ist nicht mein Logo, und ich schreibe auch nicht im Namen der MA 12. Unterschrieben ist der Brief wie folgt: Mit freundlichen Grüßen, für den Abteilungsleiter: Kraft. - Ich gehe davon aus, dass Herr oder Frau Kraft existiert. Somit ist dieser Brief amtlich, und er ist auch passiert. 

Jetzt erkläre ich Ihnen, was ich erwarte, das jetzt passiert: Ich erwarte, dass auch diese Jugendlichen die Chance bekommen, in der Dorfgemeinschaft Breitenfurt untergebracht zu werden, so wie sie es verdienen. Und ich erwarte, dass auch dieser Brief rückgängig gemacht wird. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich erwarte darüber hinaus, dass es auch passiert, dass unter Umständen weitere Absagen und Rücknahmen von Zusagen, die Sie in den letzten Monaten getätigt haben und von denen wir vielleicht zufälligerweise noch gar nichts erfahren haben (VBgmin Grete Laska: Was Sie ... Phantasie schon alles erfahren haben!), ebenso rückgängig gemacht werden. 

Ich erwarte mir, dass auch Folgendes passiert: Ich erwarte mir, dass Sie erstens endlich die Verantwortung tragen für all das, was passiert ist; dass Sie uns zweitens endlich Ihre Vorschläge unterbreiten, wie Sie dafür sorgen möchten, dass es zu solchen Vorfällen in den nächsten Jahren nicht wieder kommt. Drittens erwarte ich mir, dass Sie endlich mit der Opposition diskutieren und dass Sie nicht in gewohnter Manier einfach jeden Konflikt in dieser Stadt aussitzen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Frau GRin Sommer-Smolik hat auf ihre Wortmeldung verzichtet. Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Daher ist die Debatte geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung der Beschlussanträge.

Es wurden sieben Beschlussanträge eingebracht. 

Der erste Antrag ist der Antrag der ÖVP-GRinnen Ingrid Korosec und Ingrid Lakatha betreffend persönliche Assistenz. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Die ist ja nicht einmal da!) Bei diesem Antrag wird die sofortige Abstimmung verlangt. (GR Christian Oxonitsch: Die sind nicht einmal da!)

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. (GR Dr Kurt Stürzenbecher – auf die Gemeinderäte der ÖVP weisend -: Das sind aber nicht viele! – Zwischenrufe bei der ÖVP.) – Dieser Antrag hat mit den Stimmen der GRÜNEN, der Freiheitlichen und der ÖVP nicht die erforderliche Mehrheit erlangt und ist daher abgelehnt.

Der zweite Antrag kommt auch von der ÖVP, es ist der Antrag der ÖVP-GRe Ingrid Korosec, Dr Fritz Aichinger und Dr Andreas Salcher betreffend Erhöhung der Sozialhilferichtsätze. Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. (GR Christian Oxonitsch: Nicht einmal die Antragstellerin! Sie wird nicht ruhen, hat sie gesagt!) – Auch dieser Antrag hat mit den Stimmen der GRÜNEN, der Freiheitlichen und der ÖVP nicht die erforderliche Mehrheit erlangt und ist abgelehnt. (GR Johann Hatzl: Sieben Schwarze sind da!)

Der nächste Antrag ist der Antrag der GRe Mag Sonja Wehsely, Heinz Vettermann, Mag Thomas Reindl und Martina LUDWIG betreffend Notstandshilfe. Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Diesmal sind es erwartungsgemäß mehr. Dieser Antrag wurde mit den Stimmen der GRÜNEN und der Sozialdemokraten angenommen. 
Der vierte Antrag ist der Antrag der GRe Mag Sonja Wehsely, Heinz Vettermann, Mag Thomas Reindl und Martina LUDWIG betreffend Entlastung der Einkommen. Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Dieser Antrag wurde mit den Stimmen der GRÜNEN und der Sozialdemokraten angenommen. (GR Christian Oxonitsch – in Richtung FPÖ -: Wieder auf Linie gebracht zur Steuerreform?)
Wir kommen nun zu einem Antrag der GRÜNEN, und zwar von Herrn GR Martin Margulies und FreundInnen betreffend budgetäre Vorsorge für 2004 in den Bereichen der Magistratsabteilungen 11, 11A, 12, 13, 51 und 56. Auch hier wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Dieser Antrag hat mit den Stimmen der GRÜNEN und der Freiheitlichen nicht die erforderliche Mehrheit erlangen können und ist daher abgelehnt.

Der letzte Antrag kommt auch von den GRÜNEN, von GR Martin Margulies und FreundInnen, und betrifft: Stopp von weiteren Ausgliederungsschritten aus dem Sozial- und Gesundheitsbereich in den Fonds Soziales Wien. Auch hier wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen können, die Hand zu erheben. - Dieser Antrag wurde von den Freiheitlichen und den GRÜNEN unterstützt, hat daher nicht die erforderliche Mehrheit erlangen können und ist daher abgelehnt. (GR Christian Oxonitsch: Antrag 5 fehlt! Nummer 5 fehlt!)
Habe ich das übersehen? (GR Harry Kopietz: Eins, zwei, drei, vier, fünf! – GR Mag Hilmar Kabas: Der Kopietz kann zählen! – Heiterkeit.)
Ja, ich sehe es gerade - ich muss mich entschuldigen -: Antrag 5, und zwar ist das der Antrag der GRe Mag Sonja Wehsely, Vettermann, Mag Reindl, Martina LUDWIG und Fritz Strobl betreffend Schaffung von Arbeitsplätzen und Kampf gegen die Arbeitslosigkeit. Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen können, die Hand zu erheben. - Dieser Antrag hat mit den Stimmen der GRÜNEN und der Sozialdemokraten die Mehrheit erlangt und ist daher angenommen. (GR Christian Oxonitsch – auf die Reihen der ÖVP weisend -: Die Antragstellerin ist noch immer nicht da! Bis zum Schluss hat sie es geschafft, ihre eigenen Anträge ...!)
Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von Frau GRin Susanne Jerusalem eingebrachte an den Herrn Bürgermeister gerichtete Dringliche Anfrage betreffend "Geplanter Sozialabbau in Wien" vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde. 

Die Fraktion der GRÜNEN hat auf die Verlesung der Dringlichen Anfrage verzichtet. 

Ich stelle hiermit fest, dass für die Begründung der Dringlichen Anfrage eine Redezeit von 20 Minuten vorgesehen ist, und bitte Frau GRin Jerusalem, das Wort zu ergreifen.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Geplanter Sozialabbau in Wien muss jedenfalls Ursache und Auslöser dafür sein, auch an den Bürgermeister dieser Stadt eine Dringliche Anfrage zu richten. Sie, Herr Bürgermeister, sind der politisch Verantwortliche, Sie sind der oberste Chef des Magistrats; das heißt, Sozialabbau liegt jedenfalls auch in Ihrer Hand. 

Ich möchte zunächst noch einmal wiederholen, dass wir selbstverständlich wissen - und das auch immer gesagt haben -, dass es die Bundesregierung ist, die den Verelendungsprozess in Gang gesetzt hat.

Was wir Ihnen vorwerfen, ist, dass Sie den Verelendungsprozess mit Hilfe einer ganzen Reihe von Sozialabbaumaßnahmen noch weiter beschleunigen wollten. (Ruf bei der SPÖ: ... eine Frechheit!) Sie waren drauf und dran, das zu tun. Ich habe Ihnen heute am Vormittag diesen Katalog der Grausamkeiten bereits einmal präsentiert, vorgelesen, zur Kenntnis gebracht; das heißt, ich muss das jetzt nicht wiederholen. 

Worum es uns in dieser Dringlichen Anfrage aber sehr wohl geht, das ist, zu klären, welche Rolle Sie als Bürgermeister in dieser ganzen Angelegenheit gespielt haben.

Sie haben den Katalog der Grausamkeiten, als er Ihnen bekannt wurde, vom Tisch gefegt und in den Mistkübel befördert. Sie haben den Eindruck erweckt - bei mir und bei vielen anderen Menschen in Wien -, dass Ihnen dieser Katalog zuvor unbekannt war. Das wiederum stellt in den Raum, dass Sie von den geplanten Sozialabbaumaßnahmen nichts wussten, von Ihrer Stadträtin über derart wichtige Dinge nicht einmal informiert werden und es möglich ist, dass sich in Wien Sozialabbau auch hinter Ihrem Rücken abspielen könnte. 

Das wäre sehr schlecht für einen Wiener Bürgermeister, wenn dem so ist. Das hieße nämlich, dass Sie Ihre Stadtregierung nicht mehr im Griff haben und nicht informiert sind. Sehr schlecht für einen Wiener Bürgermeister, sehr schlecht für die Wiener Bevölkerung!

Es könnte dieser Eindruck aber auch falsch gewesen sein – so etwas kann immer sein. Es kann ein falscher Eindruck in der Öffentlichkeit entstehen und die Sachlage eine ganz andere gewesen sein, nämlich dass Sie von den Sozialabbauplänen sehr wohl gewusst haben, sie vielleicht sogar in Anbetracht des Finanzloches in Auftrag gegeben haben. (Ironische Heiterkeit und Zwischenruf des GR Harry Kopietz.) - Der Herr Bürgermeister wird die Möglichkeit haben, darauf zu antworten. Das kann er ja selbst tun, das brauchen Sie nicht für ihn zu übernehmen, Herr GR Kopietz. (VBgmin Grete Laska: Das war wichtig, dass wir diese Diskussion geführt haben! Wir wären nie auf die Tiefe der Überlegungen der Frau Gemeinderätin gekommen! – Ruf bei der SPÖ: Das ist wirklich köstlich!) Der Herr Bürgermeister wird Antwort geben auf unsere Frage: Was hat der Bürgermeister gewusst, wann hat er es erfahren und von wem hat er es erfahren? - Möglich wäre, dass er es von der Sozialstadträtin erfahren hat, möglich wäre aber auch, dass er es von den Medien erfahren hat. (VBgmin Grete Laska: Haben Sie noch andere Vorschläge?) Wie anders wäre das große Erschrecken des Bürgermeisters zu erklären, wobei er Dinge sagt, die er dann auch wieder zurücknimmt, wie die in großer Verärgerung ausgesprochene Sache mit dem Stabilitätspakt? (Bgm Dr Michael Häupl: Das ist Ihre selektive Wahrnehmung! Ihre selektive Wahrnehmung!)

Vielleicht ist es auch die Wahrnehmung vieler Wienerinnen und Wiener oder auch vieler Medienvertreter. - Sie werden Gelegenheit haben, das auch wieder in das Ihnen genehme Licht zu rücken, und wir werden Ihnen gerne zuhören. 

Wir möchten jedenfalls wissen: Was haben Sie wann von wem erfahren? - Mein Eindruck war, man hat Sie "erwischt" beim Sozialabbau, und Sie haben aus Schreck die ganze Geschichte wie eine heiße Kartoffel fallen lassen. Das war mein Eindruck. (GR Franz Ekkamp: Das sind schon entbehrliche Unterstellungen, Frau Kollegin!) - Das ist keine Unterstellung, das war mein Eindruck. Und ich sage hier als Gemeinderätin, was mein Eindruck war. (GR Harry Kopietz: Das ist so abstrus, dass keiner ...! Gott sei Dank! – Ruf bei der SPÖ: Das ist der grüne Stil! - GR Franz Ekkamp: Das ist ein Stil, Frau Kollegin! Das ist ein Stil!)

Es stellt sich aber gleich die nächste Frage. Es stellt sich nicht nur die Frage: Was wusste der Bürgermeister eigentlich über den Sozialabbau? (GRin Mag Sonja Wehsely: Welcher Sozialabbau?), oder: War er vielleicht der Auftraggeber? (GRin Mag Sonja Wehsely: Wovon sprechen Sie?), oder: Spielt sich hinter seinem Rücken alles Mögliche ab, wovon er nichts weiß? (VBgmin Grete Laska: Wie groß muss ... bei den GRÜNEN sein, dass solche Verdächtigungen aufkommen?), sondern es stellt sich gleich die nächste Frage, nämlich: Wie ist eigentlich die Geschichte mit dem Budgetloch nunmehr zu begreifen? 

Zunächst, ganz am Beginn der Geschichte, als der Schreck groß war, hat man gesagt: Naja, 30 Milli-onen EUR fehlen. - Das war einmal die erste Mitteilung. 

Am 2. September sagte dann der Herr Bürgermeister - ich zitiere -: "Ich habe es wirklich satt, für schwerste wirtschaftspolitische und sozialpolitische Fehlleistungen der Bundesregierung als Wiener Bürgermeister den Kopf hinhalten zu müssen!", und machte die Ankündigung, den innerösterreichischen Stabilitätspakt nicht mehr unbedingt einhalten zu wollen. Das weist darauf hin, dass es zu diesem Zeitpunkt ein Finanzloch gegeben hat. (Bgm Dr Michael Häupl: Das ist aber kein Zitat! Das ist kein Zitat! Wenn, dann zitieren Sie mich richtig!) - Nein, der zweite Teil ist kein Zitat, sondern ich sage, dass Sie diese Ankündigung gemacht haben. Das war kein Zitat, stimmt. (GR Franz Ekkamp: Sie verdrehen bewusst! Sie verdrehen die Tatsachen bewusst!)

Am 12. September ist das Finanzloch blitzartig auf mehr als das Doppelte angewachsen. Zu diesem Zeitpunkt nämlich spricht Frau StRin Laska von einem Finanzloch in einem Ausmaß von 63 Millionen EUR. (VBgmin Grete Laska: Sie haben den selben Fehler im Ohr wie der Herr GR Strache!)

Da waren es plötzlich 63 Millionen EUR! Zuerst waren es 30, dann sind es schon mehr: 63. Es geht einfach dahin!

Am 16. September stärkt der Bürgermeister seiner Sozialstadträtin den Rücken und sagt jetzt plötzlich, zur Überraschung aller, im Ressort von Grete Laska gäbe es kein Finanzloch. - Jetzt war es weg! Plötzlich war es weg! Es ist da, es wächst, es wird kleiner, es geht weg - ein wanderndes Finanzloch hat Wien heimgesucht und wandert hier jetzt durch die Gegend. (GRin Mag Sonja Wehsely: Das können Sie nicht ernst meinen, was Sie da reden! – VBgmin Grete Laska: Oh ja, sie nimmt es ernst! Das ist ja das Problem! Das ist das Problem!)

Aber es wird noch besser! (GRin Mag Sonja Wehsely: Die Spirale der Skurrilität steigt ins Unermessliche!) - Dieses wandernde und einmal wachsende, einmal schrumpfende Finanzloch, das diese Stadt überfallen hat, war dann schlussendlich - und jetzt werden Sie sich freuen, Sie können an dieser Stelle klatschen - die massivste Unsinnigkeit der GRÜNEN! 
Also ist jetzt das Finanzloch auch noch eine Erfindung der GRÜNEN - das wird immer besser! (GR Harry Kopietz: Das erste Mal, dass Sie etwas Sinnvolles gesagt haben!) 

Dann kommt einem aber Finanzstadtrat Rieder in Erinnerung, der schon im "profil" am 1. September mit der Aussage zitiert wird, er hätte nicht gewusst, dass das Finanzloch so groß ist. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Meine Damen und Herren! Ich denke daher, jetzt ist der Zeitpunkt - und wir geben Ihnen heute in unserer Dringlichen Anfrage die Gelegenheit dazu -, uns über die Frage aufzuklären: Wie groß ist das Finanzloch? Wie schaut das aus in Bezug auf 2003? Wie schaut das aus in Bezug auf 2004? - Sie werden uns das heute sicher alles ganz genau erklären. 

Nun mein nächstes Anliegen, das auch in dieser Anfrage formuliert ist: Wir wollen gerne wissen, was mit den bereits erfolgten Sparmaßnahmen nun passiert. Sind die mitgekübelt worden oder liegen sie noch am Tisch? Ich möchte das sehr gerne wissen. 

Nur um ein Beispiel zu bringen: Es waren ja etliche von Ihnen im Raum, als ich über die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge gesprochen habe, die laut Jugendwohlfahrtsgesetz ganz genauso behandelt werden müssten wie Kinder und Jugendliche mit österreichischer Staatsbürgerschaft, das aber nicht werden und nicht in den Wohngemeinschaften der MA 11 betreut werden. Da wüsste ich gerne: Was ist mit denen? Hat sich da seit meiner letzten Rede irgendetwas bewegt? Gibt es da bereits eine Verbesserung? Was geschieht mit ihnen? 

Oder was ist zum Beispiel mit dem Sparauftrag an die MA 11, der meines Wissens - aber Sie können mich ja eines Besseren belehren - immer noch aufrecht ist und der da lautet: Es sollen in Hinkunft 10 Millionen EUR eingespart werden. – Na, das wäre massiv, vor allem in Anbetracht dessen, dass die Personalknappheit und die Ressourcenknappheit in der MA 11 ja bereits jetzt Tatsachen sind. 

Was ist mit der Personalknappheit im Bereich der MA 12, die zur Folge hat - wir haben darüber geredet, es wurde von Ihrer Seite auch nicht bestritten -, dass die Wartezeiten unerträglich lang sind? Ich habe vor wenigen Tagen angerufen. Die Auskunft war: Die Wartezeiten sind immer noch im Bereich von vier bis sechs Wochen. - Auch da hätte ich gerne eine Auskunft von Ihnen: Wird das zurückgenommen? Wird es Verbesserungen geben? Wie sieht es aus in Wien? 

Detto die Wiener Schuldnerberatung, die überhaupt Wartezeiten hat, die jenseits jeder Diskussion sind. 

Was ist bitte mit der Schließung der Lehrlingsbüchereien? Werden die Lehrlingsbüchereien wieder aufgesperrt oder bleiben sie geschlossen? Wir wünschen uns, dass sie wieder aufgesperrt werden. 

Ich hätte gerne von Ihnen Näheres über all diese Maßnahmen gewusst. 

Last but not least: Wie sieht es im Schulbereich aus? Ich weiß, da kommen massive Kürzungen vom Bund, möchte aber auch wissen: Wie geht Wien in Hinkunft damit um? Wir wissen, es gibt unwahrscheinliche Kürzungen im Bereich der unverbindlichen Übungen. Das ist jener Bereich, der vor allem den Nachmittag betrifft und all das, was Kindern Spaß macht, alle Zusatzangebote. Manche Schulen haben auf ihrer Homepage nur noch stehen: "Alles gestrichen - Sparmaßnahme". - Sie können es sich gerne anschauen. Die Volksschule Börsegasse war die letzte, wo mir das untergekommen ist. Es gibt massive Sparmaßnahmen bei den Kindern mit Behinderungen, massive Sparmaßnahmen bei den Kindern mit nichtdeutscher Muttersprache und massive Sparmaßnahmen bei allen Innovationen. 

Wird sich das die Stadt gefallen lassen, oder werden Finanzmittel in diesen Bereich investiert? 

Ich möchte noch einmal verweisen auf das, was meine Vorrednerin Maria Vassilakou, unsere Stadträtin, schon gesagt hat: Was ist mit all jenen Vereinen? Ich brauche sie jetzt nicht mehr alle anzuführen. Einige haben ja bereits einen Widerruf des Widerrufs erhalten. Das heißt, es gibt schon mündliche Zusagen für einige dieser Vereine - nicht für alle, und über den, der sie noch nicht hat, werden wir auch gleich reden. Aber was ist mit all diesen Vereinen, die uns jetzt noch namentlich unbekannt sind, die im Sommer von der MA 12 einen Brief erhalten haben mit der Mitteilung, dass sie eine angekündigte Maßnahme nun doch nicht erhalten? 

Ich hätte gerne, dass Sie heute hier auch Bezug nehmen auf die von der Karl-Schubert-Schule abgegangenen Schüler, die nun eine Unterbringung und Betreuung haben wollen, die auch bereits zugesagt war. Ich möchte gerne wissen, was Sie denen sagen und ob die Kontingentplätze in der Dorfgemeinschaft Breitenfurt nunmehr doch noch zur Verfügung gestellt werden. 

Ich möchte Ihnen auch, weil sich eine Frage in unserer Anfrage darauf bezieht, einen kleinen Brief von einem Buben namens Willi vorlesen. Vielleicht kennen Sie ihn schon. Er ist aber, glaube ich, interessant, weil er für andere auch steht. Er richtet sich an die "sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin", aber ich denke, der Verfasser dieses Briefes wäre auch froh, wenn er wüsste, dass Sie, Herr Bürgermeister, jetzt so aufmerksam zuhören.

Dieser Brief lautet wie folgt:

"Mein Papa hat am 15. April 2003 an die MA 12 das Ansuchen um Gewährung des Bekleidungsbedarfes für die warme Jahreszeit für meine Brüder und mich gerichtet. Nunmehr kommt bereits der Herbst, und noch immer hat die MA 12 die Bekleidung nicht bewilligt. Weil kein Geld da ist, haben sie von der MA 12 gesagt. Haben Sie gewusst, dass mein Papa das Geld für die Bekleidung vom verbleibenden Geld für Nahrung abzweigen musste und wir dadurch weniger zum Essen hatten?" 

Das ist eine einfache Frage, die lässt sich vielleicht beantworten. 

Im Übrigen haben mittlerweile doch etliche Eltern um Kleidung für die warme Jahreszeit angesucht. Vielleicht noch ein bisschen gravierender: Auch diese Kleidung wird so langsam bewilligt, das kommt Monate später daher. Und der Betrag ist im Übrigen auch gedeckelt, sodass gar keine Rede davon sein kann, dass man mit dem Betrag auch auskommen könnte. 

Vielleicht, Herr Bürgermeister, können Sie darauf auch Bezug nehmen und vielleicht könnten Sie als politischer Chef und als Chef des Magistrats der MA 12 die Weisung geben - und auch die entsprechenden Budgetmittel zur Verfügung stellen -, dass die Bedürfnisse dieser Kinder, deren Abdeckung auch gesetzmäßig vorgesehen ist, jedenfalls abgedeckt werden. Es sind sicher mehr als 10 000 Kinder davon betroffen, dass ihre Eltern Sozialhilfebezieher sind. 

Ich möchte abschließend, weil wir auch das für eine gravierende, für Wien sehr, sehr wichtige Sache halten, ein paar Worte zur Umstrukturierung des Sozialbereiches hinein in den Fonds Soziales Wien sagen. Da lautet unsere Frage: Werden Sie diese Umstrukturierung zurücknehmen? Und wenn Ihre Antwort "nein" lautet, dann wollen wir wissen, in welcher Form die Opposition eingebunden sein wird. Ich glaube, das wird für Sie ganz leicht zu beantworten sein, denn Sie könnten sogar hier vom Rednerpult aus eine Zusicherung machen, dass die Opposition ebenfalls Sitz und Stimme im Kuratorium oder in einem Beirat erhält. Das erwarten wir uns von Ihnen.

Vielleicht abschließend noch Folgendes: Mein Gesamteindruck in dieser ganzen Geschichte war, dass Wien den Ruf, gut verwaltet zu sein, jetzt einmal abgelegt hat und dass es Ihre Aufgabe wäre, diesen Ruf vielleicht auch wiederherzustellen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich danke der Frau Gemeinderätin für die Begründung. 

Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich der Herr Bürgermeister zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Bgm Dr Michael Häupl: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Erlauben Sie mir, zunächst auf die in der Dringlichen Anfrage gestellten Fragen einzugehen und anschließend ein paar grundsätzliche Bemerkungen anzubringen.

Zunächst zu den gestellten Fragen.

Zur Frage 1: Ich denke, dass es nicht unbekannt ist, dass es Aufgabe der Verwaltung ist, Gesetze zu vollziehen, Beschlüsse der politischen Gremien umzusetzen, durch ständiges Controlling Entwicklungen zu beobachten und im Budgetvollzug Alternativen zu deren Einhaltung auszuarbeiten. Auf der Basis dieser Arbeit ist es Aufgabe der Politik, letztendlich auch die Entscheidungen zu treffen. Und genau das ist im Sozialbereich auch geschehen: Die Verwaltung hat ausgearbeitet, welche Entscheidungen ohne Ausweitung von Budgetansätzen zu treffen wären, die Politik hat entschieden, dass es zu keinen Veränderungen von Gesetzen und Beschlüssen kommen soll, sondern Budgets nachzudotieren sind, damit der hohe Standard des sozialen Wien erhalten bleibt. Es war dies eine politische Entscheidung, die getroffen wurde im Bewusstsein dessen, was unsere Aufgabe auch als Politiker ist, und dies ist der Grund, warum ich sage: Es gibt keinen Sozialabbau in Wien, weil dies eine politische Entscheidung ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zu den Fragen 2, 3 und 7: Die zuständige Ressortstadträtin erstattete mir auf Grund der Tendenz der Vollzugszahlen des ersten Halbjahres Ende Juni 2003 über die zu erwartende Budgetentwicklung 2003 und die Budgetvorbereitung 2004 Bericht. In der Folge erarbeitete die zuständige Ressortstadträtin gemeinsam mit dem Finanzstadtrat für das laufende Budgetjahr einen Lösungsvorschlag, welcher die Umschichtung von 29 Millionen EUR innerhalb des Sozialressorts und die zur Verfügung Stellung von 34 Millionen EUR durch die Finanzverwaltung beinhaltet. Ich stimmte diesem Vorschlag zu. 

Die für das Jahr 2004 geplanten Finanzmaßnahmen werden im Rahmen des nächsten Budgets vorgelegt werden.

Zur Frage 4: Wir befinden uns erst im neunten Monats des Budgetvollzuges 2003. Ich kann Ihnen daher die endgültigen Zahlen erst mit dem Rechnungsabschluss 2003 nennen.

Zur Frage 5: Der erste Teil dieser Frage wurde bereits beantwortet. Wien wird auch in den Jahren 2003 und 2004 den Stabilitätspakt einhalten, und zwar entlang jener Formel des Konjunkturzyklus, die sowohl der Bundeskanzler als auch der Finanzminister vorgegeben haben. Wien wird den Stabilitätspakt nicht aufkündigen. Wir werden dabei allerdings dieselbe Interpretation haben wie die österreichische Bundesregierung. 

Zur Frage 8: Die Neudotierung stellt einen Budgetvollzug auf Grundlagen von geltenden Gesetzen und Verträgen sicher. Subventionen und Projektförderungen unterliegen zu jeder Zeit der inhaltlichen Beurteilung der Fachabteilungen. Diese orientieren sich an Notwendigkeiten und nicht ein Einsparpotentialen. 

Zur Frage 9: Zusagen werden selbstverständlich eingehalten, ebenso wie gesetzliche Vorgaben. Ich sage das im Bewusstsein dessen, dass es hier durchaus auch Briefe gegeben hat, wonach Zusagen zurückgenommen wurden. Zusagen werden auch und insbesondere, wenn sie von Beamten gegeben werden, eingehalten. Wünsche allerdings, Frau GRin Jerusalem, werden genauso wie in der Vergangenheit auf ihre Notwendigkeiten hin geprüft. Wir haben hier wiederholt diskutiert, dass wir selbstverständlich nicht alle Wünsche erfüllen können, dass wir selbstverständlich nicht alles substituieren können, was auf Bundesebene gestrichen wird, dass wir selbstverständlich auch finanziell nicht in der Lage sind, alle Fehler finanziell auszumerzen und das entsprechend zu übernehmen, wenn der Bund sich aus bestimmten Finanzierungsbereichen zurückzieht. Ich sage dies einmal mehr im Wissen dessen, dass auch das bei Ihnen mit Sicherheit nicht ankommt. (Heiterkeit bei der SPÖ.)

Zur Frage 10: Die geplante Strukturreform des Sozialbereichs ist zur Zeit in Vorbereitung, und sämtliche Entscheidungen über strukturelle Änderungen sind selbstverständlich den zuständigen Gremien, insbesondere dem Wiener Gemeinderat, vorzulegen. Vom Herrn Magistratsdirektor wurde ein Projektleiter eingesetzt, und ich gehe davon aus, dass entsprechende Unterlagen als Grundlage für die noch zu treffenden politischen Entscheidungen erarbeitet werden. Diese Unterlagen werden mit Sicherheit auch die Frage der künftigen Struktur des Fonds Soziales Wien beinhalten.

Zur Frage 11: Es ist nicht beabsichtigt, politische Aufgaben in den Fonds Soziales Wien auszulagern. Diese Aufgaben bleiben selbstverständlich ausschließlich den politischen Organen der Stadt Wien vorbehalten. Da der Fonds Soziales Wien zur Erfüllung seiner Tätigkeiten bereits jetzt und auch in der Zukunft seine Dotation auf der Grundlage eines Beschlusses im Wiener Gemeinderat erhält, ist auch weiterhin die demokratisch legitimierte Kontrolle und die dazu notwendige Transparenz selbstverständlich gesichert. Diese Kontrolle und Transparenz werden insbesondere dadurch zu gewährleisten sein, dass der Fonds Soziales Wien, so wie es das Wiener Landesstiftungs- und Fondsgesetz sowie die Fondssatzungen einerseits und die Beschlüsse des Wiener Gemeinderates andererseits vorsehen, entsprechende Unterlagen und Dokumente zur Verfügung stellt. 

Der notwendige Meinungsbildungsprozess über die zukünftige Besetzung des Kuratoriums des Fonds Soziales Wien ist mit Sicherheit noch nicht endgültig abgeschlossen. Hinsichtlich der zukünftigen Besetzung des Kuratoriums des Fonds Soziales Wien gebe ich aber zu bedenken, dass die Frage, ob in Hinkunft Politikerinnen und Politiker mit Sitz und Stimme in operativen Schlüsselfunktionen sitzen und gleichzeitig im Wiener Gemeinderat eine politische Kontrollfunktion ausüben sollen, bereits Gegenstand einer Sondersitzung des Gemeinderates im Jänner dieses Jahres war. Hier wird daher eine sorgfältige Abwägung der Pro- und Contraargumente erfolgen müssen.

Zur Frage 12: Es ist für mich selbstverständlich, dass dem Wiener Gemeinderat sämtliche für seine Beschlussfassung notwendigen Dokumente zur Verfügung gestellt werden. Der Fonds Soziales Wien ist diesbezüglich übrigens seit seiner Gründung sehr transparent. Satzung, Förderrichtlinien und ein ausführlicher Jahresbericht sind via Internet der gesamten Bevölkerung zugänglich.

Zu den Fragen 13 und 14: Die Reform des Sozialhilfevollzugs hat als Grundlage die Idee einer stärkeren Kundenorientierung. Die steigenden Fallzahlen in der Umsetzungsphase erforderten eine Aufstockung des Personals und eine gestaffelte Vorgangsweise bei der Betreuung der Fälle. Beides ist bereits erfolgt. Auch die Zusammenarbeit zwischen MA 11 und MA 12 wurde im Zuge der Reform der MA 12 neu geregelt. Ich gehe daher davon aus, dass sich die Situation bis Ende dieses Jahres normalisiert haben wird.

Zur Frage 15: Die Stadt Wien stellt im Wege der MA 56 über ihre Verpflichtung als gesetzliche Schulerhalterin hinaus den Kindern und Jugendlichen die für den Unterricht erforderlichen Materialien unentgeltlich zur Verfügung. Dazu gehören Schreib- und Zeichenrequisiten, Hefte, Bleistifte, Dreiecke, Zirkel, Zeichenpapier und vieles andere mehr, Textilien für den Handarbeitsunterricht, Materialien für das technische Werken, EDV- und sonstige Büromittel sowie Schulpauschalien für kleinere Anschaffungen. Für die Schuljahre 2002/2003, Voranschlag 2003, und 2003/2004 im nächsten Voranschlag wurde und wird jeweils ein Gesamtbetrag von rund 3,3 Millionen EUR für Wiener Pflichtschüler zur Verfügung gestellt. Das ist eine freiwillige Leistung der Stadt Wien, die kein anderes Bundesland aufwendet. 

Zur Frage 16: Liebe Frau GRin Jerusalem! Die schlechte gesamtwirtschaftliche Lage – das wissen wir beide, und ich nehme einmal an, alle anderen, die hier herinnen sitzen, auch – trifft gerade Familien mit geringerem Einkommen. Ich bin mir dessen bewusst, dass gerade die Familien mit geringerem Einkommen Probleme betreffen, wie Sie sie bezüglich Bekleidung geschildert haben. Ich bin aber überzeugt davon, dass eine Steigerung von Lebensmittelpreisen, wie wir sie etwa in diesen Tagen beim Brotpreis erleben, selbstverständlich auch Familien mit geringem Einkommen entsprechend schwächen und betreffen. Mich macht das betroffen. Aber wenn man meint, dass wir über die gesetzlichen Verpflichtungen hinaus finanzielle Mittel bereitstellen könnten, um all die Probleme, die aus dieser wirtschaftlichen Entwicklung heraus resultieren, zu lösen, dann muss ich Ihnen sagen: Leider, leider können wir das nicht und kann ich das nicht. Das tut mir persönlich auch Leid, aber das ist so.

Zur Frage 17 und zu Ihren Vorwürfen betreffend die Sparmaßnahmen der Vergangenheit: Ich weiß nicht, von welchen Sparmaßnahmen Sie eigentlich sprechen. Die Liste der zusätzlichen Mittel in den von Ihnen genannten Abteilungen ist lang. Um nur einige Beispiele zu nennen:

Die Heimreform im Bereich der MA 11 wurde erfolgreich beendet.

Die Mittel der MA 12 wurden in allen Aufgabenbereichen erhöht.

Die MA 13 hat sowohl im Bereich der Büchereien, der Musiklehranstalten, der außerschulischen Jugend- und Kinderbetreuung und der Volksbildung investiert.

Die Magistratsabteilung 56 hat sowohl im Schulneubau als auch bei den Generalsanierungen und der EDV-Ausstattung der Pflichtschulen mehr Mittel eingesetzt.

Man kann uns daher in Wien sicher nicht den Vorwurf machen, dass wir bei den Kindern sparen. In allen Bereichen hat es mehr Mittel gegeben als im Vorjahr und in der Vergangenheit.

Zur Frage 18 und zum Letzten: Die Absicht der Reform im Bereich der städtischen Büchereien ist es, die Qualität zu steigern. Die Angebote gerade für Lehrlinge sind dafür ein gutes Beispiel. Durch den Neubau der Hauptbücherei wurde in unmittelbarer Nähe der Berufsschule Hütteldorfer Straße das modernste Angebot geschaffen, das auch von der Mollardgasse aus in nicht einmal fünf Minuten mit der U-Bahn erreichbar ist. Für die Berufsschule Längenfeldgasse entsteht bei der Philadelphiabrücke ein neuer Standort mit einem Schwerpunkt für Berufsschüler. Die Möglichkeit der Weiterführung am Schulstandort durch die Schulen beziehungsweise Kommunikationszentren ist noch in Diskussion und wird einer gemeinschaftlichen Lösung zugeführt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geschätzte Frau GRin Jerusalem! Ein paar Sätze, weil Sie hier eingangs meinten, Sie im besonderen Ausmaß und die Grünen hätten nie darauf vergessen, den Verursacher der sozialen Verhältnisse auch, aber nicht nur in unserer Stadt zu benennen. In dieser Begründung für die Dringliche Anfrage sehe ich dies ein einziges Mal, nämlich dort, wo die Formulierung gewählt wurde: "Hand in Hand mit der schwarz-blauen Bundesregierung wollte die rote Stadtregierung die Ärmsten noch ärmer machen". Das ist der einzige Hinweis auf den Verursacher der sozialen Verhältnisse, wie sie heute sind. 

Liebe Frau GRin Jerusalem! Ich weiß, dass Sie auch in der Vergangenheit nicht in der Lage waren, in der Tat zu unterscheiden, was eine Stadtverwaltung, was eine urbane Wiener Sozialdemokratie unter den gegebenen Bedingungen tatsächlich an Politik gerade in diesem Bereich zu machen versucht, dass sie versucht, das Beste daraus zu machen, um mit jenen Problemen, die uns hier aufgehalst werden, fertig zu werden. Es sind dies Dinge, die gar nicht für Wien alleine, sondern für alle Bundesländer, für alle Städte in diesem Land ein entsprechendes Problem sind. Und auf der Basis dessen, was es hier an politisch zurückgewiesenen, politisch nicht angenommenen berechtigten Vorschlägen aus der Verwaltung heraus gegeben hat, die von Ihnen verwendete Formulierung zu wählen und zu einer Gleichsetzung zu kommen, das, liebe Frau GRin Jerusalem, können Sie hier ohne weiteres behaupten. Sie werden sich Ihren Wählern mit Sicherheit auch für eine solche Grundeinstellung zu verantworten wissen; davon bin ich überzeugt. Ich überlasse es ohne weiteres auch Ihren Wählern, sich ein Urteil über eine solche Grundhaltung der Gleichsetzung einer schwarz-blauen Regierung, einer schwarz-blauen Politik heute und der Arbeit, die die Wiener Sozialdemokratie leistet, zu bilden. 

Ein Zweites. Liebe Frau Gemeinderätin, Unwahrheiten, bewusst verbreitete Unwahrheiten werden nicht wahrer, wenn man sie ständig wiederholt. Sie haben hier in der Begründung geschrieben – ich nehme ausschließlich dieses Dokument, das Sie heute vorgelegt haben –: "Sozialstadträtin Grete Laska beabsichtigte einen Sozialabbau im Ausmaß von 87 Millionen EUR allein im Bereich der MA 12." Sie haben das heute Vormittag hier auch wiederholt gesagt, und ich sage Ihnen, die Frau Sozialstadträtin hat überhaupt nie einen Sozialabbau geplant, selbstverständlich auch nicht im Ausmaß von 87 Millionen EUR, sondern wir haben eine Situation vorgefunden, die Ihnen auch nicht neu sein kann. Wenn Sie den Rechnungsabschluss 2002 einigermaßen aufmerksam gelesen haben, werden Sie wissen, dass wir damals auch zuschießen mussten, um unserer Verpflichtung im Bereich der Sozialhilfe nachzukommen und Probleme, die nicht wir verursacht haben, auch entsprechend zu lösen. 

Aus diesem Grund kann ich die Politik, die Sie hier verbreiten, nicht einmal einen Funken nachvollziehen. Ich sehe mich völlig außerstande, zu begreifen, worin der Sinn der Sache besteht, dass man hier – zum Teil auch mit erheblichen Unwahrheiten – versucht, gerade der Wiener Sozialdemokratie, die in den gesellschaftlichen Auseinandersetzungen, die sich heute in Österreich abspielen, eine sehr prononcierte soziale Rolle vertritt, ans Zeug zu flicken. Ich nehme das zur Kenntnis, denn ich habe das ja nicht zu beeinflussen, aber auch das werden Sie mit Sicherheit vor Ihren Wählern verantworten können und zu verantworten wissen.

Ein Letztes, liebe Frau Gemeinderätin: Es ist ja nicht das erste Mal, dass Sie das, was Sie heute über die Sozialdemokratie gesagt haben, hier zum Ausdruck gebracht haben. Ich kann mich erinnern, dass Sie auch in der Vergangenheit, Frau Gemeinderätin, der Sozialdemokratie immer wieder unterstellt haben, sie mache etwa die gleiche Flüchtlingspolitik, die gleiche Ausländerpolitik wie die FPÖ und vieles Ähnliches. 

Ich kann daraus entnehmen und erkenne daraus, dass in Ihnen eine unglaubliche Abneigung gegen die Sozialdemokratie da ist, dass Sie eigentlich mit dieser Sozialdemokratie nichts zu tun haben wollen. (GR Mag Christoph Chorherr: Na geh! Darf man als Opposition gar nichts mehr kritisieren!)

Liebe Frau Gemeinderätin! Ich komme Ihrem Wunsch gerne nach. (Lang anhaltender Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende Mag Heidemarie Unterreiner: Ich danke dem Herrn Bürgermeister für die Beantwortung der Dringlichen Anfrage.

Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. 

Zur Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich Frau StRin Mag Vassilakou zu Wort gemeldet. Ich erteile es Ihr, wobei ich sie daran erinnere, dass Sie 20 Minuten Redezeit hat.

StRin Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Bürgermeister! Verehrte Damen und Herren!

Der Herr Bürgermeister hat die Anfragenbeantwortung, fast muss ich sagen, gewohnt souverän gestaltet, aber gegen Ende, muss ich sagen, stand ich vor einer großen Überraschung. Das ist sehr wohl weit, weit weg vom gewohnten Niveau ausgefallen, denn – erlauben Sie mir die durchaus auch etwas persönliche Anmerkung – gegen Ende ist es mir ja fast weinerlich vorgekommen. (VBgmin Grete Laska: Wer gibt Ihnen eigentlich das Recht, hier zu urteilen! – GR Mag Thomas Reindl: Jetzt sind Sie plötzlich so dünnhäutig!) 

Wie kann es denn sein, dass Sie sich hier herstellen und meiner Kollegin, Frau GRin Susanne Jerusalem, unterstellen, bewusst Unwahrheiten zu verbreiten, weil sie auf Basis ihrer Informationen – und sie hat diese Informationen erhalten (GRin Mag Sonja Wehsely: Sie hat aber auch andere erhalten!), die Medien haben diese Informationen erhalten – das hat getan, wofür Menschen in der Opposition gewählt werden? (GRin Mag Sonja Wehsely: Sie hat aber auch ganz andere Informationen erhalten!) Sie hat ihre Aufgabe erledigt, Herr Bürgermeister. (Beifall bei den GRÜNEN.) Ich verstehe, dass das ärgerlich ist für Sie, aber mit Unwahrheiten hat es überhaupt nichts zu tun. Also von Unwahrheiten, die noch dazu bewusst verbreitet werden, sind wir weit, weit, weit weg. (GRin Mag Sonja Wehsely: Sie hat aber auch ganz andere Informationen erhalten, und sie hat heute auch die Mitteilung der Frau Vizebürgermeisterin erhalten!)

Zweitens: Auch Sie sind in Ihren Ausführungen auf die Bundespolitik eingegangen. Jawohl, Herr Bürgermeister, auch wir wissen, was die Bundesregierung für einen sozialen Kahlschlag in den letzten Jahren zu verantworten hat, der ganz Österreich und nicht allein Wien betrifft. Ja, das ist alles hinlänglich bekannt, das ist hundertfach diskutiert. (GRin Mag Sonja Wehsely – ein Exemplar der Dringlichen Anfrage in die Höhe haltend –: Wo steht das? Wo steht das, bitte?) 

Es geht nicht darum, ob es da steht. Liebe Kollegin Wehsely. Sie werden sich jetzt doch nicht allen Ernstes darauf berufen wollen, ob es einmal, zehnmal oder zwanzigmal in der Begründung einer Dringlichen Anfrage an den Herrn Bürgermeister über die Wiener Zustände steht, um uns zu sagen, wir würden nicht ausreichend Bezug auf die Bundessituation nehmen. (GRin Mag Sonja Wehsely: Es steht überhaupt nicht drinnen! Es steht nullmal drinnen! – VBgmin Grete Laska: Es ist überhaupt nicht drinnen! Ganz im Gegenteil! Sie formulieren es ganz anders!) Das wissen wir alles schon (GR Franz Ekkamp: Wer hat heute angefragt?), das haben wir bereits diskutiert, aber wir sitzen hier nicht im Nationalrat, hier ist der Wiener Gemeinderat. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sie müssen auch die Ursachen sehen!) Wir sitzen heute hier, um darüber zu diskutieren, was wir in Wien hätten machen können in den letzten Jahren und was man in Wien in den nächsten Jahren tun kann, um tatsächlich ein Gegenmodell zu dieser Bundesregierung erstellen zu können und das nicht nur in Sonntagsreden von sich zu behaupten. (Beifall bei den GRÜNEN. – GRin Josefa Tomsik: Sie werden doch nicht behaupten wollen, dass Wien nichts tut!) 
Wissen Sie, Herr Bürgermeister, wenn man Ihnen zuhört, kann man den Eindruck gewinnen, es ist ja alles bestens in Wien. Die Opposition ist verrückt geworden und hat sich plötzlich aufgeregt. Wie kommt sie denn überhaupt darauf? Wo hat sie denn das alles her? Jetzt kommt sie daher und redet einen Skandal herbei, aber in Wien ist alles bestens. Ich sage Ihnen, es hat mich nicht allzu sehr überzeugt. Es war sehr souverän vorgetragen, aber ich muss sagen, auch nachdem ich Ihnen sehr, sehr vorsichtig zugehört habe, komme ich zu dem Schluss: Es läuft sehr wohl etwas schief in Wien. 

Denn wie kann es sein, dass wir in der Landesregierung, in der Stadtregierung gleich zwei Stadträtinnen sitzen haben, die ihr Ressort, gelinde ausgedrückt, entweder nicht im Griff haben oder ihrer Aufgabe nicht gewachsen sind. (GRin Mag Sonja Wehsely: Wer beurteilt das?) Die eine nimmt ein millionenschweres Loch in ihrem Ressort zur Kenntnis, doch anstatt rechtzeitig die Alarmglocken läuten zu lassen – und Sie werden doch nicht allen Ernstes behaupten, dass Juli 2003 rechtzeitig war –, um zu schauen, wo zusätzliches Geld herkommen kann, fällt ihr ein – das haben wir heute bereits diskutiert –, Einsparungsmaßnahmen auf Kosten der Ärmsten in der Stadt, auf Kosten der Bedürftigsten in der Stadt, in Auftrag zu geben und erarbeiten zu lassen. (Bgm Dr Michael Häupl: Und da trauen Sie sich zu sagen, Sie sagen nicht die Unwahrheit?! – VBgmin Grete Laska: Sie haben ja nicht einmal zugehört!) Jetzt sagen Sie – in Ihrer Anfragebeantwortung haben Sie das gesagt –, das sei Ihnen im Juli 2003 mitgeteilt worden, und Sie haben daraufhin politisch entschieden, diese Maßnahmen seien nicht umzusetzen, wenn ich es richtig verstanden habe. (VBgmin Grete Laska: Sie haben überhaupt nicht zugehört!) Aber gleichzeitig sind bereits im Juli die ersten negativen Briefe an Vereine hinausgegangen. Meine Damen und Herren, da läuft sehr wohl etwas schief in Wien.

Die zweite Stadträtin – darüber wird natürlich auch morgen diskutiert werden –übernimmt eklatante, geradezu tragische Missstände im Pflegebereiche, doch sie ignoriert Warnungen, sie ignoriert Gespräche mit den Personalverantwortlichen, sie ignoriert Berichte und Studien, sie schaut weg, weil sie sich nicht einmal zuständig fühlt, etwas zu unternehmen, um diese Missstände zu beseitigen. (GRin Josefa Tomsik: Frau Kollegin! Meinen Sie, dass das sachlich ist, was Sie jetzt da sprechen?) Es ist sehr wohl sachlich, liebe Kollegen. (GRin Renate Winklbauer: Das ist eine Unterstellung!) Es ist sehr wohl sachlich, ich habe es ja nicht erfunden. Das ist doch Thema in dieser Stadt seit drei Wochen, und Sie können sich doch nicht allen Ernstes hier herstellen und so tun, als ob das nichts gewesen wäre, als ob das alles nichtig wäre, als ob das alles von der Opposition erfunden worden wäre. 

Also wir wenden uns an Sie, Herr Bürgermeister, und erwarten uns Informationen. Was wir von Ihnen an Information erhalten, ist sehr wohl, dass Sie – das sagen Sie – im Juli 2003 von dem Finanzloch erfahren haben, das es sehr wohl gibt im Sozialressort, und dass Sie beschlossen haben, dass diese Maßnahmen, die da erarbeitet worden sind, nicht umgesetzt werden. (VBgmin Grete Laska: Sie sollten dann das Protokoll lesen, damit Sie wissen, wie das mit den Unwahrheiten ist!) Na, da können Sie mich ja nachher korrigieren. (VBgmin Grete Laska: Nein, Sie brauchen es nur zu lesen!) Sie können mich ruhig nachher korrigieren, Frau Stadträtin. (VBgmin Grete Laska: Ich wiederhole das Ganze nicht noch einmal! Das ist nicht unsere Art!)
Ich möchte Ihnen jetzt etwas sagen: Es ist nicht der Juli 2003, wo Sie hätten wissen müssen, dass es zu diesem Finanzloch kommen wird, und es ist auch nicht der Juli 2002, denn wie kann Ihnen entgangen sein – Ihnen, Frau Stadträtin, und auch dem Herrn Bürgermeister –, wie kann es sein, dass es Ihnen entgeht, dass in dieser Stadt allein in den letzten drei Jahren nahezu doppelt so viele Menschen Sozialhilfe benötigen wie zuvor? (VBgmin Grete Laska: Jetzt lesen Sie wenigstens unsere Tabellen!) Das hätten Sie rechtzeitig wissen müssen (VBgmin Grete Laska: Jetzt lesen Sie wenigstens die Tabellen, die vorliegen! Das ist schon ein Fortschritt!), und da hätten Sie noch viel, viel rechtzeitiger Vorsorge treffen müssen. 

Wie kann es sein, dass Ihnen so lange entgeht – bis Juli 2003 –, dass die Sozialabteilung offenbar kurz vor der Zahlungsunfähigkeit steht, wodurch sehr wohl – deswegen und aus keinem anderen Grund – bereits erste Rücknahmen schon zugesagter Subventionen hinausgehen? Auch wenn Sie das hundertmal leugnen, es bleibt trotzdem eine Tatsache. (VBgmin Grete Laska: Sie verwenden Begriffe, die nicht den Tatsachen entsprechen. – GRin Mag Sonja Wehsely: Wollen Sie behaupten, dass es eine Tatsache ist, dass nichts passiert ist?)
Wie kann es sein, dass Sie sich teure Kampagnen leisten, in denen es heißt, "Wien ist anders", "Wien will's wissen" vom Bund? Sie lassen sich als Gegenmodell zu dieser Bundesregierung feiern, aber hinter verschlossenen Türen wird sehr wohl ein Paket an Grauslichkeiten erarbeitet, von dem ich nicht weiß – erlauben Sie mir zu zweifeln, erlauben Sie mir dennoch zu zweifeln, ich kann mir erlauben, sehr wohl zu zweifeln –, ob es nicht doch umgesetzt worden wäre (GRin Mag Sonja Wehsely: Die Antwort ist "nein"!), und zwar aus einem simplen Grund (GRin Mag Sonja Wehsely: Die Antwort ist "nein"!): Wenn ich bereits Briefe in Händen halte, Briefe, die, wie gesagt, die Rücknahme von bereits zugesagten Subventionen zum Inhalt haben und die Vereine bereits im Juli, im August und im September dieses Jahres erreicht haben, wieso soll ich dann ganz einfach glauben, das wäre alles nicht geschehen? Es ist zum Teil bereits passiert. Man hatte bereits mit der Umsetzung begonnen. Meine Kollegin hat es an die Öffentlichkeit gebracht, und daraufhin ist es gestoppt worden. Ich finde es löblich, dass es zumindest gestoppt und rückgängig gemacht worden ist. Aber bitte stellen Sie sich nicht hierher und behaupten Sie nicht, dass die Opposition das alles erfunden hätte. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Es gibt nach wie vor zwei Möglichkeiten, was passiert sein kann im Zusammenhang mit dem Sozialskandal in Wien. (GRin Mag Sonja Wehsely: Skandal? – VBgmin Grete Laska: Es ist keiner gewesen! Die Frau Jerusalem hat sich geirrt, und Sie müssen es jetzt auch noch hier dokumentieren!) Entweder Sie haben es nicht rechtzeitig gewusst – Sie, Frau Stadträtin, und auch der Herr Bürgermeister –, dass es zu eklatanten Engpässen im Sozialressort kommt (GRin Mag Sonja Wehsely: Entweder Sie verstehen es nicht oder Sie wollen es nicht verstehen!), entweder Sie haben es nicht rechtzeitig wahrgenommen, dann müssen Sie sich sehr wohl den Vorwurf einer gewissen Abgehobenheit gefallen lassen, oder Sie haben es gewusst, und alles, was Ihnen dazu eingefallen ist, war, einen Kahlschlag in Auftrag zu geben. Ich weiß nicht, welcher von diesen zwei Fällen schlimmer ist in meinen Augen: Hat man es gewusst, oder hat man es nicht gewusst? 

Ich kann Ihnen nur eines sagen: Dass Sie sich heute hier herstellen – auch schon den ganzen Vormittag – und Exkurse in die Bundespolitik starten und uns Dinge sagen und wiederholen, die wir alle wissen, reicht bei weitem nicht aus. Sie regieren in Wien mit absoluter Mehrheit, Sie regieren allein, und Sie lassen den Eindruck aufkommen, dass Sie abgehoben regieren, dass Sie gleichgültig gegenüber den Problemen regieren, dass Sie auch ignorant regieren. (VBgmin Grete Laska: Wollen wir doch die Wienerinnen und Wiener entscheiden lassen!) 

Ich behaupte sehr wohl, dass diese Stadt dringend frischen Wind in der Landesregierung braucht. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Pfeiffer gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lieber Herr Bürgermeister!

Wir haben uns anlässlich der beiden Sondergemeinderäte gefragt: Welche Rolle spielt Michael Häupl in diesem Zusammenhang?, und wir sind zu dem klaren Ergebnis gekommen: Keine! Er erfährt von Missständen und Mängeln aus der Zeitung – zu lesen in der "Presse" vom 10.9. –, und im Nachhinein werden diese Dinge dann zur Chefsache gemacht. 

Dabei hat der Bürgermeister dieser Stadt eine Machtfülle wie ein orientalischer Potentat. Kein Einziger sonst in diesem Land hat einen derartigen Durchgriff. Er ist weisungsberechtigt gegenüber seinen Stadträten – nicht so wie der Bundeskanzler, der das gegenüber den Ministern nicht ist –, er ist weisungsberechtigt gegenüber dem Magistratsdirektor, dem Magistrat, den Einrichtungen in dieser Stadt, den Bezirksvorstehern. Er kann allen alles sagen, und sie müssen es auch tun, ja, ich glaube, sie werden es auch tun, weil sie genau wissen, dass er eben diese Machtfülle hat. Und wir meinen, dass er nunmehr in dieser Situation, in der wir uns befinden, diese Machtfülle auch zur Anwendung bringen sollte, denn eigentlich ist es notwendig geworden.

Die Wiener Volkspartei ist sicherlich keine Fundamentalopposition – das wissen Sie ganz genau, so sind wir nicht konstruiert –, aber speziell dann, wenn Mängel auftreten, erwarten die Menschen von der Politik, dass wir gemeinsam Lösungen finden. Und Probleme treten viele auf: im Sozialbereich und im Bereich der Hilfe im hohen Alter. Die Studie von Arthur Andersen und der Kontrollamtsbericht über die finanzielle Situation des Gesundheitswesen dieser Stadt sprechen deutliche Worte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In Wahrnehmung unserer Verantwortung, die eben nicht rein in einer Fundamentalopposition ihre Erfüllung findet, stellen wir daher den Antrag, der da lautet:

"Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass der Bürgermeister der Stadt Wien persönlich die Sozialagenden der Gemeinde Wien in eigener Ressortverantwortlichkeit (Geschäftsgruppe für Soziales) übernimmt. Die entsprechenden vorbereitenden Schritte mögen veranlasst werden." (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Situation unserer alten Menschen erfordert dieses gemeinsame politische Handeln und erfordert auch, dass der Herr Bürgermeister nunmehr die Geschäfte tatsächlich in die Hand nimmt und sie nicht nur, wenn es schief geht, moderiert.

Der Anteil der über 60‑Jährigen in unserer Stadt wird in den nächsten 350 000 auf 440 000 steigen, von 20 Prozent auf 26 Prozent. Der Anteil der über 75‑Jährigen wird in den nächsten 20 Jahren auf 22 Pro-zent hinaufgehen, das heißt, es werden 22 Prozent mehr über 75‑Jährige in dieser Stadt sein, und in den nächsten 40 Jahren sogar um 78 Prozent mehr. Einzelpersonenhaushalte werden in den nächsten 20  Jahren von 121 000 auf 149 000 steigen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Damit steigt auch die Anzahl der Betreuungsbedürftigen gewaltig, wiewohl der Seniorenanteil jetzt bereits 7 Prozent unseres Budgets ausmacht, also 7 Prozent macht der Anteil aus, der zur Pflege von und zum Service für Senioren herangezogen wird. Das ist ein gewaltiger Anteil. Man könnte drei Geschäftsgruppen zusammenfassen, damit sie ebenfalls einen solchen finanziellen Anteil umfassen, dann würden sie aber noch nicht die Verantwortung beinhalten, die eigentlich dem Bürgermeister dieser Stadt zusteht und die er wahrnehmen sollte.

Wir erleben eine doppelte Alterung: Es gibt mehr alte Menschen, und es gibt mehr hochbetagte Menschen. Das heißt, die Alten werden älter und werden hilfloser in den letzten Jahren ihres Lebens. Es würde niemand verstehen, wenn der Obmann der Sozialistischen Partei in Wien, der Bürgermeister dieser Stadt, kein Herz aufbrächte und nicht jene Agenden in die Hand nähme, die notwendig sind, um den Ärmsten der Armen zu helfen und um den im Alter hilflos Gewordenen jene Durchgriffsrechte, die er hat, zuteil werden zu lassen, damit nicht solche Zustände eintreten, wie wir sie leider Gottes in periodischen Abständen immer wieder erleben müssen. Es ist menschenunwürdig, dass so etwas passiert, und da hat der Bürgermeister, glaube ich, wirklich die menschliche Verpflichtung, einzugreifen. Hier, Herr Bürgermeister, sind Sie wirklich gefordert. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Wiener Stadtregierung – Sozialdemokratische Partei – beabsichtigt, den Fonds Soziales Wien mit zusätzlichen Agenden auszustatten, dann das Ganze unter das Ressort der Gesundheitsstadträtin zu stellen. Die ganze Pflegekette, beginnend bei Information für alte Menschen über Beratung, über Service und Betreuung, wie sie zum Beispiel die Besuchsdienste oder dergleichen mehr darstellen, bis hin zum semistationären Bereich, zum stationären Bereich, alles das zusammengefasst ist ein wirklich wichtiges verantwortliches Aufgabengebiet. Wir fordern, dass dies alles in einer eigenen Geschäftsgruppe zusammengefasst und noch einmal von jenem abgehandelt wird, der wirklich die Möglichkeiten des Durchgriffs dazu hat. 

Es muss ein Masterplan erstellt werden, der die Koordination des Schnittstellenmanagements erbringt. Diese Koordination kann nur jemand in die Hand nehmen, der wirklich auch dementsprechende Rechte über alle Bereiche hat. Es gibt einen großen Reformstau, und da gehört auch Mut dazu, etwas in dieser Richtung zu tun. Es gibt derzeit Dinge nicht, die eigentlich selbstverständlich sein sollten, etwa ein durchgehendes Entlassungsmanagement, durchgehende Pflegedokumentationen, aber dafür gibt es einen hohen Verwaltungsaufwand.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hilfe im hohen Alter, Soziales ist ein wichtiger Bestandteil unserer Stadt, der wichtigste im Moment, wie man sieht, wenn man die Übelstände und die Mängel bedenkt. Ich frage Sie: Wer, wenn nicht der Wiener Bürgermeister mit all seinen Durchgriffsmöglichkeiten soll diese Aufgabe wahrnehmen? Alle Landeshauptleute und Bürgermeister auch großer europäischer Städte führen eigenen Ressorts. Ich könnte Ihnen die Liste vorlesen, aber ich glaube, es wird Sie nicht besonders interessieren. Alle Landeshauptleute haben ein eigenes Ressort und arbeiten auch darin. Bürgermeister großer Städte wie zum Beispiel von Bremen, von Hamburg, von München haben eigene Ressorts. Der Oberbürgermeister von München, Ude, führt zum Beispiel ein ganz umfangreiches Ressort. Es ist offensichtlich möglich, das zu tun. Es ist nicht so, dass diese Aufgaben so furchtbar wären. Es geht auch nicht darum, dass der Herr Bürgermeister höchstpersönlich jedem Einzelnen das Händchen hält, sondern es geht darum, dass er die Kontrollrechte wahrnimmt, die notwendig sind, denn daran scheitert es in allen Bereichen. Es geht um die Dienstaufsicht, die erforderlich ist, damit es ordentlich und menschlich zugeht in diesem Bereich.

Die Menschen werden es nicht verstehen, wenn Sie sich ihrer nicht in diesem Sinn annehmen, Herr Bürgermeister. Das sage ich jetzt nicht mit großem Pathos, sondern jetzt ist Zeit, etwas zu tun. Es kann nicht sein, dass wir einen Skandal nach dem anderen in Zeitabläufen von fünf bis zehn Jahren erleben, wo alte Menschen getötet, wo alte Menschen in irgendeiner Form vernachlässigt werden. Das ist einfach unmenschlich, und das darf nicht wieder passieren! (Beifall bei der ÖVP.)
Unser Antrag, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist daher ein positiver Beitrag, wie Sie hören. Ich schimpfe auf niemanden in diesem Zusammenhang, sondern ich fordere nur auf, dass etwas unternommen wird von dem, der etwas unternehmen kann in diesem Bereich. Herr Bgm Häupl kann zeigen, dass er ein Herz für jene hat, die sich im Umfeld institutionalisierter Betreuung nicht selbst helfen können, und dass er bereit ist, in diesem sensiblen Bereich selbst Verantwortung zu übernehmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr StR DDr Schock. Ich erteile es ihm.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Es geht heute formal um fehlende Mittel im Sozialressort. Es geht damit in Wirklichkeit eigentlich um mehr. Es geht um die Budgethoheit dieses Gemeinderates insgesamt, und es geht um die Flucht aus dieser politischen Verantwortung. Der Herr Bürgermeister hat in seiner Anfragebeantwortung ja gerade eben auch ein Beispiel für diese Flucht aus der Verantwortung geliefert.

Es bestätigt sich jetzt durch diese Vorfälle die Befürchtung unserer Fraktion, was das eigentliche Motiv hinter all diesen Ausgliederungen ist. Mit diesen Ausgliederungen will man eben in Zukunft die Flucht aus der Verantwortung antreten. Vor allem dort, wo Reformen, wo schwierige strukturelle Reformen notwendig sind, will man aus der Verantwortung flüchten, will man sie möglichst weit von sich wegschieben. Man hat daher etwa im Vorjahr bereits den Krankenanstaltenverbund ausgegliedert, und man will das Gleiche im nächsten Jahr auch in diesem Bereich tun.

Meine Damen und Herren! Es ist ganz sicher kein Zufall, dass genau in diesen beiden Bereichen diese jüngsten Skandale aufgetreten sind, es ist kein Zufall, dass im KAV, der voriges Jahr ausgegliedert wurde, sich jetzt dieser Skandal um das Pflegeheim Lainz abspielt, und es ist kein Zufall, dass der zweite Skandal sich genau dort zuträgt, wo ebenfalls eine Ausgliederung geplant ist. 

Meine Damen und Herren! Man will all diese Organisationen, diese Einheiten alleine auf die Reise schicken, ohne sie mit dem notwendigen Mitteln dafür auszustarten, man will sie alleine auf die Reise schicken, obwohl man heute auf Grund aller Prognosen schon ganz genau weiß, dass die Mittel dafür ganz sicher nicht ausreichen werden. Das war so beim Krankenanstaltenverbund etwa. Beim KAV wurde von der Stadtregierung ganz bewusst die Valorisierung der Mittel viel zu gering angesetzt. Die Wertanpassung wurde von der Stadt weit unter der Inflation angesetzt. Man hat, obwohl die Kosten dort explodieren, bewusst die Mittel real gekürzt. Man hat damit in Kauf genommen, dass unsere Spitäler heute auf Kosten ihrer Substanz leben. Es ist ja auch im letzten Geschäftsbericht des Krankenanstaltenverbundes nachzulesen, dass der KAV ohne neue Mittel in ein bis zwei Jahren konkursreif ist. 

Es ist symptomatisch, dass die Gesundheitsstadträtin jetzt aus ihrer Verantwortung flüchten will, dass sie ihre Verantwortung auf irgendwelche Manager, auf irgendwelche Beamte in diesem ausgegliederten Bereich abschieben will. Und genau das Gleiche, Herr Bürgermeister, soll sich jetzt hier im Sozialbereich vollziehen. Das ist der eigentliche Zweck dieses Fonds. Der Fonds muss jetzt ganz schnell gegründet werden, weil man schon ganz genau weiß, dass die Mittel dafür in den nächsten Jahren ja niemals ausreichen werden. Man will den Fonds ganz schnell gründen, um dann in Zukunft, ab dem nächsten Jahr schon, die Verantwortung – genauso wie im Gesundheitsbereich – auf irgendwelche Beamte, auf irgendwelche Manager abschieben zu können, ganz genau so, wie wir das jetzt im Pflegeskandal erlebt haben. 

Herr Bürgermeister! Ich meine daher, Sie sollten nicht den gleichen Fehler machen, Sie sollten die Schuld nicht auf andere schieben. Das ist keine kluge Strategie. Sie haben heute auch in Ihrer Anfragebeantwortung etwa die gesamte Schuld auf die Bundesregierung geschoben. Die Frau Vizebürgermeisterin hat heute Morgen sogar mit Tabellen den Versuch unternommen, das zu untermauern. Ein paar Tabellen haben Sie vorgelegt mit vielen falschen Zahlen darin, Frau Vizebürgermeisterin. (VBgmin Grete Laska: Das sind nicht meine Tabellen!) Es sind nicht Ihre Tabellen, sie sind vielleicht von der Schulverwaltung, aber Sie haben in diesen Tabellen behauptet, dass sich die Investitionen des Bundes halbiert haben. 

Man kann vielleicht den Experten der Schulverwaltung – ich weiß nicht, woher die kommen – zugestehen, dass sie keine Experten sind, man kann auch Ihnen zugestehen, dass Sie keine Finanzexpertin sind, aber es ist halt so, dass die Bundesinvestitionen heute über ASFINAG, Bundesimmobiliengesellschaft, ÖBB, Schieneninfrastrukturgesellschaft abgewickelt werden, und wenn man die Gesamtbilanz zieht, Frau Vizebürgermeisterin, dann sieht man doch, dass etwa verglichen mit 1999, also dem letzten Jahr unter einem sozialistischen Bundeskanzler, diese Investitionen um insgesamt genau 741 Millionen EUR gestiegen sind. Also der Bund gibt heute um 10 Milliarden Schilling mehr aus als noch 1999 unter einer sozialistischen Regierung. Die Forschungsausgaben sind um 300 Millionen gestiegen, jene für Bildung und Wissenschaft sogar um 1,5 Milliarden. 

Gerade das WIFO hat erst vor zehn Tagen eine Studie vorgelegt, in der ganz genau nachzulesen ist, dass die Konjunkturpakete der Regierung erfolgreich waren. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Aber der Haider sieht das nicht so!) Frau Vizebürgermeisterin, das WIFO selbst hat der Regierung wissenschaftlich genau, mit Expertenmeinungen diese aktive Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik bestätigt, die Sie heute in Ihrer Rede dreimal eingemahnt haben. Sie sollten daher nicht schon wieder diesem Gemeinderat mit diesen Tabellen falsche Zahlen vorlegen. (Bgm Dr Michael Häupl: Das sieht der Kollege Haider aber ganz anders!) Sie sollten damit aufhören, immer nur die Schuld auf andere zu schieben, und Sie sollten aufhören, damit immer nur von Ihren eigenen Versäumnissen ablenken zu wollen (Beifall bei der FPÖ. – Bgm Dr Michael Häupl: Das sieht Kollege Haider ganz anders!)
Herr Bürgermeister, Sie haben es ja genauso gehalten. Sie haben heute auch sinngemäß gemeint, dass uns die Politik der Regierung eigentlich alle Probleme aufhalst, das heißt, Sie haben eigentlich die gleiche Strategie versucht. Aber in Wahrheit ist es doch so – und das sollte auch einmal in dieser Debatte erwähnt werden –, dass gerade das Belastungspaket, das in diesem Haus beschlossen wurde, die sozial schwächsten Bevölkerungsgruppen natürlich am stärksten trifft, weil die städtischen Gebühren und Tarife zumeist – mit ganz wenigen Ausnahmen – natürlich keine Staffelung nach dem Einkommen vorsehen. Diese vielen Tariferhöhungen sind daher mitverantwortlich dafür, dass gerade in letzter Zeit immer mehr Menschen in die Armut abgleiten. (GR Fritz Strobl: Haben Sie die Steuererhöhungen vergessen?)

Herr Bürgermeister! Die Mietenerhöhung im Wohnbau, die Erhöhung der Strompreise in Wien, die Kürzung bei Essen auf Rädern, die Tariferhöhung bei den Wiener Linien, die Fahrscheinpreiserhöhungen treffen natürlich die sozial Schwächsten am meisten. Die Müllgebühren mit plus 25 Prozent, die die Wohnkosten hinaufschießen lassen, treffen natürlich die Schwachen. (GR Fritz Strobl: Über 30 Steuererhöhungen auf Bundesebene!) Da gibt es auch keine Staffelung nach dem Einkommen. Die Bädertarife treffen die Schwachen. Der Kostenbeitrag in den Wiener Spitälern trifft die Schwachen (VBgmin Grete Laska: Da gibt es Unterschiedlichkeiten!) und vor allem natürlich die Gaspreise. Die 10-prozentige Graspreiserhöhung in Wien, Herr Bürgermeister, wird zu einer massiven Erhöhung der Heizkosten in dieser Stadt führen und ist natürlich eine Belastung vor allem für die Schwachen.

Natürlich ist es auch richtig, Frau Vizebürgermeisterin, dass die Arbeitslosigkeit insgesamt in dieser Stadt weiter zunimmt. Sie haben heute Morgen etwa gemeint, dass in ganz Österreich wieder Arbeitsplätze verloren gehen. 3 000 Arbeitsplätze, haben Sie gemeint, wenn ich das richtig mitgeschrieben habe, gehen derzeit wieder verloren. Aber, Frau Vizebürgermeisterin, Sie haben nicht dazugesagt, dass es dabei nur um Wiener Arbeitsplätze geht, dass in den anderen Bundesländern Gott sei Dank schon wieder neue Arbeitsplätze geschaffen werden, und Sie haben nicht dazugesagt, dass Wien die Ausnahme ist, denn Wien ist ja hier traditionell leider das Schlusslicht.

Auch das Wifo stellt dazu fest – ich darf das wörtlich zitieren –, dass die Verschlechterung eben auf die Arbeitsmarktentwicklung in Wien zurückzuführen ist. In ganz Österreich steigen die Beschäftigtenzahlen Gott sei Dank wieder, nur Wien verliert laufend Arbeitsplätze, und die negative Wiener Bilanz verzerrt daher den Gesamtdurchschnitt. Das ist keine Feststellung der Opposition, sondern dass sind Zitate aus dem aktuellen Bericht des Wifo. 

Frau Vizebürgermeisterin, Sie müssen uns daher, wenn Sie diese Verteidigungslinie fahren, heute noch erklären, warum die anderen Bundesländer die Trendwende bereits geschafft haben. Sie müssen uns noch erklären, warum sich die Politik der Regierung nur gerade bei uns in Wien so negativ auswirken soll.

Herr Bürgermeister! Ich kann Ihnen schon eine Antwort darauf geben. Das Belastungspaket, das Ihre Fraktion in diesem Haus hier beschlossen hat, ist ganz wesentlich dafür verantwortlich, dass immer mehr Menschen in die Sozialhilfe abgleiten. (GR Fritz Strobl: Aber Sie glauben das nicht selbst, was Sie hier sagen!) Schuld an dieser besonders negativen Situation in Wien sind die hausgemachten Belastungen, schuld ist die falsche Wirtschaftspolitik der Wiener SPÖ in diesem Haus. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Es geht also um eine Unterbudgetierung von 63 Millionen EUR, es geht also um eine bewusst falsche Budgetierung im Sozialressort. Bewusst falsch deshalb, weil die Budgetierung ja bereits im Sommer des vergangenen Jahres stattgefunden hat, und im Sommer des Vorjahres, meine Damen und Herren, hat sich bereits abgezeichnet, dass man schon im Jahr 2002 mit den budgetierten Mitteln auf gar keine Fall auskommen wird. Es hat sich schon im Vorjahr abgezeichnet, dass die Mittel für die Sozialhilfe um 30 Millionen EUR überschritten werden, und man hätte daher bei der Budgeterstellung für heuer natürlich zumindest jene Mittel zusätzlich vorsehen müssen, die schon 2002 gefehlt haben, nämlich diese 30 Millionen.

Doch was hat man im Sozialressort tatsächlich gemacht? Was hat die Sozialstadträtin budgetiert? Wir wissen es jetzt alle schon. Man ist sogar noch hinter den Voranschlag 2002 zurückgegangen, obwohl man ganz genau wusste, dass man schon 2002 ganz sicher nicht auskommen wird, dass eben um 30 Millionen EUR bereits zu wenig budgetiert waren. Man hat dieses Budget also bewusst falsch erstellt, und es erscheint daher die Eile bei der Ausgliederung in diesen Fond Soziales Wien in einem ganz neuen und auch interessanten Licht. Man hat offenbar den Versuch unternommen, sich mit diesem falschen Budget noch irgendwie über dieses heurige Jahr hinwegzuschwindeln, hinwegzuschwindeln in der Hoffnung, dann im nächsten Jahr schon, 2004, mit der Ausgliederung von all diesen Problemen erlöst zu werden. 

Meine Damen und Herren! Wir kennen das Muster dieser Flucht aus der Verantwortung vom Krankenanstaltenverbund. Das Muster dieser Flucht sieht so aus: Man gliedert zuerst diese Organisation aus, wie das beim KAV der Fall war, dann schließt man einen Finanzierungsvertrag – auf fünf Jahre etwa wie beim KAV –, und in diesem Finanzierungsvertrag werden die Mittel ganz bewusst weit unter den Bedarf heruntergekürzt – beim KAV zum Beispiel wurde weit unter der Inflationsrate valorisiert –, dann schickt man die Einheit alleine auf die Reise, und wenn diese Einheit dann natürlich auf Grund der Kürzungen scheitert, ja scheitern muss, dann sind Sie natürlich nicht mehr schuld, dann sind irgendwelche Beamte daran schuld, dann sind irgendwelche Manager daran schuld, aber es kann niemals mehr die zuständige Stadträtin, die politisch Verantwortliche, daran schuld sein. 

Herr Bürgermeister, Frau Stadträtin, wir haben aus diesem Grund ja auch den Vorschlag gemacht, einen Finanzplan für all diese Bereiche vorzulegen. Nur ein solcher Finanzplan kann die Budgethoheit dieses Hauses wirklich garantieren. Die heutige Debatte ist doch der schlagende Beweis, dass wir ohne einen solchen Finanzplan eben nicht mehr auskommen. 

Herr Bürgermeister, Frau Stadträtin, ich fordere Sie daher auf: Nehmen Sie doch einmal einen Vorschlag auch der Opposition an! Führen wir gemeinsame Gespräche über die Informationsrechte dieses Hauses, und respektieren Sie die Budgethoheit dieses Gemeinderates. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herrn! Wir haben also für heuer ein bewusst falsches Budget vorgelegt bekommen, und in diesem Ressort scheint die falsche Budgetierung auch ein bisschen zur Tradition zu werden. Ich meine jetzt nicht die Tabellen vom Vormittag, sondern ich meine die Landeslehrer, die heute noch nicht angesprochen worden sind. Denn dieses Ressort hat ja auch diesbezüglich einen falschen Rechnungsabschluss vorgelegt. 

Es ist in diesem Rechnungsabschluss ebenfalls die Flucht aus der Verantwortung angetreten worden, weil auch in unserem Rechnungsabschluss ausdrücklich die Bundesregierung beschuldigt wurde. In diesem Rechnungsabschluss ist die Bundesregierung wortwörtlich beschuldigt worden, ihre Verpflichtungen aus dem Finanzausgleich nicht mehr zu erfüllen, sie ist nämlich beschuldigt worden, ihre Verpflichtungen für die Landeslehrer nicht mehr zu erfüllen. Doch Sie, Herr Bürgermeister – Sie sind ja jetzt wieder im Saal –, haben selbst als Landeshauptmann damals diesen Finanzausgleich unterschrieben. Sie haben damit auch ausdrücklich die Verpflichtung unterschrieben, die in diesem Finanzausgleich normierten Stellenpläne für die Lehrer ganz genau einzuhalten. Dann ist aber plötzlich der Stadtschulrat, dann ist die MA 56 nicht imstande, diese Verpflichtungen einzuhalten, dann sind Sie nicht imstande, diese vereinbarten Stellenpläne tatsächlich einzuhalten, dann überschreitet die Stadt diese Stellenpläne ganz einfach laufend um 600 bis 700 Stellen. Sie haben es also nicht geschafft, diese Stellenpläne einzuhalten. Sie haben es im letzten Jahr nicht geschafft, und Sie schaffen es im heurigen Jahr schon wieder nicht, denn die Stellenpläne werden ja schon wieder überschritten. Es waren daher Sie selbst, es war die Stadt, die ihre Verpflichtungen aus diesem Finanzausgleich nicht erfüllt hat.

Frau Stadträtin, ich muss jetzt hören, dass zu allem Überfluss Ihre Geschäftsgruppe jetzt sogar so weit geht, dass sie überhaupt keine diesbezüglichen Daten mehr an den Bund liefert. (GRin Mag Sonja Wehsely: Das stimmt ja überhaupt nicht! Sie sind falsch informiert!) Der Transfer der Daten über die Lehrer an den Bund wurde in Ihrer Geschäftsgruppe einfach gestoppt. (GRin Mag Sonja Wehsely: Sie sind falsch informiert!) Allein dieser Datenstopp ist ja bereits ein Schuldgeständnis, denn Wien liefert als einziges Bundesland derzeit überhaupt keine Daten mehr, obwohl Wien natürlich auf Grund des Finanzausgleiches, wo es ja wortwörtlich festgelegt ist, verpflichtet wäre, diese Daten an den Bund zu liefern. Sie tragen durch diesen Datenstopp daher auch die Verantwortung für die Verletzung des geltenden Finanzausgleiches. (VBgmin Grete Laska: Sie selbst haben erst vor kurzem den provisorischen Dienststellenplan beschlossen in der Landesregierung!)

Frau Vizebürgermeisterin! Herr Bürgermeister! Sie sind dafür verantwortlich, dass Sie diesem Gemeinderat für das heurige Jahr ein falsches Budget 2003 vorgelegt haben, und Sie selbst sind auch dafür verantwortlich, dass das Land Wien seine Verpflichtungen aus diesem Finanzausgleich nicht mehr erfüllen kann. Sie haben noch dazu im letzten Rechnungsabschluss – dort steht es schwarz auf weiß – der Regierung unterstellt, dass sie ihren Verpflichtungen nicht nachkommt. Ich meine aber, man sollte keine Behauptungen in den Raum stellen, Herr Bürgermeister und Frau Vizebürgermeisterin, die man nicht auch ganz genau auf Punkt und Beistrich beweisen kann. (VBgmin Grete Laska: Das finde ich gut! Das ist eine gute Anregung!)

Ich meine, Sie sollten auch diese Flucht aus Ihrer Verantwortung beenden, und ich fordere Sie daher auf – Sie melden sich ja bereits (VBgmin Grete Laska: Ich melde mich nicht, aber diese Anregung finde ich gut!) –: Kommen Sie da heraus und bekennen Sie sich doch einmal zu Ihrer eigenen Verantwortung und nehmen Sie diesen falschen Vorwurf gegen die Regierung den Finanzausgleich betreffend noch heute von diesem Pult aus zurück! Vor allem aber: Legen Sie diesem Gemeinderat bitte in Zukunft keine falschen Zahlen im Budget mehr vor! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Vettermann. Ich erteile es ihm. 

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte doch zu den Vorrednerinnen und Vorrednern einige Bemerkungen machen. Ich glaube, es ist notwendig. 

Wenn man sich Sorgen macht, dann muss ich sagen, ich mache mir auch Sorgen, aber Sorgen um die strukturelle Unfähigkeit der Opposition, zuzuhören. Denn es wurde ja klar gesagt, es war schon okay, dass Beamte nachdenken, aber – und da beziehe ich mich vor allem auf die Frau StRin Vassilakou – der Bürgermeister hat ja nicht nur sofort gesagt, dass die Vorschläge nicht umgesetzt werden, er hat auch nicht von Ablage oder Papierkorb gesprochen, sondern er hat es noch stärker ausgedrückt, er hat gesagt, das kommt nicht in den Papierkorb, sondern in den Reißwolf. Es ist weg. Es wird politisch entschieden. Es geschieht nicht. (GR Günter Kenesei: Nur die Briefe sind hinausgegangen!)

Seitdem hat es auch wieder Briefe anderen Inhalts gegeben, in denen auch alle vertraglichen Sachen zugesichert wurden, und jetzt, nachdem sie bemerkt hat, man kann damit in der Öffentlichkeit punkten, weigert sich die Opposition einfach kontinuierlich, das zur Kenntnis zu nehmen. Das ist die Wahrheit, und deshalb gibt es auch heute diese Sondersitzung. Es gibt keinen Beleg dafür, dass das, was die Opposition hier behauptet, wahr ist. Es gibt auch kein Budgetloch. Die Zahlen sind gesagt und in dem Sinn immer wieder wiederholt worden. Es werden 34 Millionen zentral zugeschossen, es kommen 29 Millionen aus dem Ressort selbst. Das bringt die 63 Millionen, die eben sichern, dass wir allen vertraglichen und gesetzlichen Verpflichtungen auch nachkommen können. Alle höheren Zahlen sind durch einen innergrünen Lizitationswettbewerb entstanden. 80, 90, 100, ich glaube der Margulies ist vorne gewesen mit 200, dann habe ich aufgehört zuzuhören, aber es war vollkommen unklar, wo diese Lizitationsschraube herkommt, wo das hinführt und wird auch nur einem innergrünen Zwist zu verdanken sein, (GR Dipl Ing Martin Margulies: Du hast das nicht verstanden! Ich werde es noch einmal erklären!) Ja, ja, du brauchst dich nicht aufregen. Ich meine, das ist okay. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wenn du zuhörst, dann verstehst du es auch!) Es hat nur mit der Wahrheit nichts zu tun, denn das war eine innergrüne Auseinandersetzung. (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Darauf wollte ich hinweisen. Also bitte, wenn es einen Skandal gibt, ist es ein Oppositionsskandal, aber keiner, der die Sozialpolitik in Wien betrifft. (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Und wenn die Frau StRin Vassilakou von Ignoranz spricht, muss man sagen, vor allem ist es eine Ignoranz gegen alle Aussagen, die hier von Amtsträgern getätigt werden. Das ist wirklich Ignoranz. Denn dass es Nachdotierungen gibt, ist weder Wien spezifisch – das kommt auch in anderen Bundesländern vor, ich meine, auch international, aber ich will ja gar nicht so weit ausufern, jedenfalls ist es nicht Wien spezifisch –, noch ist es einmalig und erstmalig. Wir haben Überschüsse gehabt, wir haben schon nachdotiert, und es kommt immer wieder vor. Wie man in so einen Ablauf etwas hineingeheimnissen kann, ist tatsächlich eine Sache, die der politischen Taktik zuzuschreiben ist. Okay, das nehme ich zur Kenntnis, aber deshalb brauchen wir uns hier nicht irremachen zu lassen. 

Ich nennen nur eine Zahl, die ich schon ein bisschen erklären kann, nämlich dass für das heurige Jahr bundesweit ja 2,5 Prozent Wachstum geplant waren von allen Wirtschaftsforschungsinstituten. Es sind aber nur knapp über null, also unter 1 Prozent gekommen, und das – sagen die Wirtschaftsforschungsinstitute – ist dem Minikonjunkturpaketchen der Bundesregierung, auf das der Redner der ÖVP so stolz war, zu verdanken.

Und sonst sind Sie überhaupt auf null Prozent abgegrundelt, wo wir ja wissen, dass Wien hier alles in allem als ein Bundesland mehr investiert hat, als das der gesamte Bund getan hat, um eben Arbeitslosigkeit zu verhindern und die Wirtschaft anzukurbeln. Und das ist eine Wahrheit, die auch einmal gesagt werden muss. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zum Kollegen Pfeiffer. Ich meine, fein, dass Sie den Herrn Bürgermeister da mit Arbeit bedenken. Ich bin dafür, dass er alle Ressorts, wenn es notwendig ist, zur Chefsache macht. Er hätte schon Wirtschaftsstadtrat, Planungsstadtrat, nämlich alles durch Ihre eigenen Anträge werden können. Nur, im Sozialressort ist ja nichts schief gegangen. Daher ist die inhaltliche Begründung des etwas, sage ich einmal, schrulligen Antrages absolut sozusagen gegenstandslos. Die Situation ist natürlich objektiv schwieriger geworden, aber das Gute, und der SPÖ sei Dank, Wien bewältigt sie, und daher ist auch da keine Notwendigkeit gegeben, extrem Neuordnungen oder so etwas vorzunehmen.

Zu DDr Schock. Also der Fonds Soziales Wien soll die operativen Aufgaben bekommen. Die politischen Beschlüsse bleiben natürlich im Gemeinderat. Das Budget wird hier auch gemacht. Und was Sie immer glauben, dass die Sozialhilfe wo hinfließt, verstehe ich nicht. Es wurde ja heute – apropos zuhören – schon zwei-, dreimal gesagt: Der Sozialhilfevollzug bleibt bei der Stadt. Nirgends anders. Also womit Ihre Angst begründet ist, weiß ich nicht. Ich sage es jetzt wieder. Vielleicht kommt es dieses Mal durch. Wir haben ja nur noch eine Rednerin. Es wird auch hier einfach nicht zur Kenntnis genommen. Der Fonds Soziales Wien ist übrigens schon lange gegründet und ist, wenn man der Anfragebeantwortung zugehört hat, durchaus transparent. Man kann sich informieren, man kennt sich aus, man weiß, wohin die Mittel fließen und was dort geschieht. Alle Bundesländer machen die Wirtschaftspolitik so wunderbar, nur Wien nicht. Also der Bund ist ein reiner Segen für die anderen Bundesländer. Nur, die Tiroler haben jetzt die Debatte, dass dort 21 Prozent der Arbeitnehmer, 40 Prozent der Pensionisten nach Aussage der eigenen Landesregierung unter der Armutsgrenze liegen. Dank der Bundesregierung. Also es trifft nicht nur Wien, sondern die Rahmenbedingungen sind für alle Bundesländer schwieriger geworden. Die Tiroler ÖVP traut es sich nur nicht so laut zu sagen, weil sie jetzt gerade im Landeswahlkampf ist. Das verstehe ich schon. Aber nur als ein Beispiel, wohin das auch bei anderen führen kann.

Und dass die öffentlichen Investitionen gegenüber 1999 halbiert worden sind, stimmt einmal. Wenn man alle Ausgliederungen und sonstiges dazuzählt, mag sich das Bild verschieben. Aber dieses Faktum bleibt bestehen. 

Und dass der Bundesdienst eine Aufnahmesperre hat, dass es einen Personalabbau gibt, der Wien am meisten trifft, wo auch die meisten zentralen Dienststellen sind, ist ja ebenso klar und evident.

Dass die Pensionen nicht genug erhöht worden sind, dass wir die Ausgleichszulagen über die Sozialhilfe stützen mussten, ist ebenfalls klar. Dass die zunehmende Armut alle sozialen Staffelungssysteme trifft, zum Beispiel die Kindergärten bei uns in Wien, ist ebenso ein Faktum.

Bei den Landeslehrern stimmt es, dass wir da in einer Diskussion sind. Das passt. Aber da geht um das Schuljahr 2001/02. Wir kommen, nachdem wir ja wieder keine Informationen vom Bund bekommen, nie auf einen grünen Zweig. Es gibt hier, obwohl wir schon das dritte Schuljahr hinter uns haben, nie zu einer wirklichen gemeinsamen Anzahl. Es gibt ja keine Klarheit. Und diesen Datenstopp gibt es nicht. Das ist eher ein Infostopp, der den Kollegen Schock ereilt hat. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) 

Was aber auch wahr ist, ist, dass die Arbeitslosigkeit steigt, dass dieses Null bis ein Prozent Miniwachstum im Bund passiert oder Österreich zugestoßen ist. Und jetzt kann man sagen, na gut – das ist auch gesagt worden –, es ist ja international so viel härter. Nur, da muss man sagen, wenn man Deutschland hier wegnimmt, das ja die Wiedervereinigung, die Vereinigung bewältigen muss, kämpfen wir immer mutig mit um den vorletzten Platz in der EU. Die anderen haben es auch schwer, es ist eine schwierige Situation, nur, Österreich macht es besonders schlecht von der Bundesregierung her, und das trifft alle Österreicherinnen und Österreicher, aber leider natürlich auch die Wiener.

Und wenn wir jetzt zur Diskussion kommen, die Notstandshilfe soll in Sozialhilfe umgewandelt werden, dann muss ich sagen: Auch da trifft es natürlich Wien im Besonderen. Denn wenn man zum Beispiel vergleicht, wie ist es in Niederösterreich, wie ist es in Wien. In Niederösterreich gibt es zum Beispiel einen Regress. Das bedeutet, wenn du Buchhalter bist, 50 Jahre bist, gekündigt wirst, verkaufst du zuerst deine Eigentumswohnung, dann dein Auto, dann belasten sie Kinder, Eltern, alles, was kreucht und fleucht in erster Linie, und wenn du dann wirklich alles verkauft hast, und die Verwandten dich eh schon hassen, kannst höchstens hingehen und schauen, dass du den Stempelschein bekommst, weil aktive Vermittlung gibt es ja nicht mehr, weil du rausgefallen bist. Das ist die Wahrheit. 

Und Wien hat eben keinen Regress. Wien hat auch als einziges Bundesland, obwohl wir es nicht müssten, eine Arbeitsmarkvermittlung über den WAFF. Also wir machen das nicht über das AMS, sonst bist du draußen, wenn du von der Notstandshilfe in die Sozialhilfe hinübergehst. Wir machen es über den WAFF, zahlen aber dadurch, weil es eben mehr Fälle gibt, wieder drauf im Sinne von mehr Geld, mehr Mittel, die wir dieses Mal über ein anderes Ressort bereitstellen.

Denn im Moment – das ist nämlich ein Punkt, da streiten wir am Arbeitsmarkt – werden 50 Prozent der ArbeitnehmerInnen, die nicht im geschützten und nicht im öffentlichen Bereich tätig sind, einmal im Jahr arbeitslos. Die Verträge werden zunehmend schlechter. Das heißt , du arbeitest, wirst arbeitslos, kriegst einen zweijährigen Vertrag, kriegst einen einjährigen Vertrag, arbeitest dann vielleicht schon geringfügig. Und diese zunehmende Spirale in dem Sinn nach unten führt dazu, dass wir einfach mehr Sozialhilfeempfänger haben, keine Dauerhilfeempfänger, sondern solche, die formal noch Bürger in der Notstandshilfe sind, aber nicht mehr genügend Einkommen haben, um zumindest zu überleben, und daher den Rest draufbekommen müssen von unserer Sozialhilfe. Und das ist ein Skandal, weil das sind ja Leute, die vermittelt werden wollen, die eigentlich arbeitswillig wären und die ein Anrecht hätten, in den Arbeitsprozess eingegliedert zu werden und nicht von uns Sozialhilfe zu bekommen. Aber gegen diesen Skandal macht die Bundesregierung nichts. Es ist schon gesagt worden: 30 000 Personen sind betroffen.

Eine Sache wollte ich auch noch ansprechen, weil es da tatsächlich einen Sozialabbau gibt, allerdings nicht in Wien, sondern in dem Sinn beim Bund, nämlich betreffend die Asylbetreuung, wo ja Mitte September der Oberste Gerichtshof festgestellt hat, dass diese umstrittene Richtlinie des Innenministers über die Betreuung von Asylsuchenden nicht gesetzeskonform ist. Wien hat während dieser Zeit, wo es diese Diskussion gibt, 800 000 EUR für 600 Menschen, die wir zusätzlich aufgenommen haben, schon bezahlt. Wir haben es bezahlt aus guten humanitären Gründen. Ich bin mir sicher, wir werden es in dem Sinn nicht bekommen, weil die Diskussion ist, wie in Zukunft die Regelung sein wird. Der Bund wäre eigentlich verpflichtet, die Betroffenen unterzubringen. Er versucht nur jetzt das wieder auf die Länder und Gemeinden abzuschieben. Die ExpertInnen kritisieren den Entwurf, denn auch hier ist wieder vorgesehen eine so genannte Erstabklärung innerhalb von ein, zwei Tagen, dann bist du weg, du kannst ins Ausland gebracht werden, währenddessen du versuchst, dagegen zu berufen. Das sind alles Dinge, die eigentlich eines Rechtsstaates nicht würdig sind. 

Wir bringen daher einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, wo wir folgende Forderungen aufstellen:

"Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung auf, sicherzustellen, dass Österreich ein Land bleibt, wo Asylsuchende ein wohl beschleunigtes, aber dennoch ausreichend gründliches und faires Verfahren bekommen, in dem die Umstände ihrer Flucht und ihrer Schutzwürdigkeit geprüft werden, die für die Betreuung Asylsuchender notwendigen Betreuungsplätze entsprechend ihrer gesetzlichen Verpflichtung und auch in einer bestimmten gesetzlichen Mindestqualität bereitzustellen, die nicht die Menschenwürde und Menschenrechte verletzen", und als letzten Punkt, "ihre Verantwortung für asylsuchende Menschen nicht auf andere Institutionen, die Länder, die Gemeinden sowie humanitäre Hilfsorganisationen abzuschieben."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Zur Schule sage ich jetzt nichts mehr, sonst wird es zu lange, aber zwei Punkte möchte ich nur ganz kurz erwähnen. 

Bei der MA 12, weil auch da immer wieder der Vollzug angesprochen wurde, wurden ja neue Beamte aufgenommen. Das ist bekannt. Wir haben darauf reagiert. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Eineinhalb!) Wir haben jetzt im September begonnen, und seitdem geht es auch besser. 

Bei den Lehrlingen wird viel investiert. Wir machen da sehr viel als Gemeinde Wien, und es hat daher mit einem Abbau nichts zu tun, wenn die Lehrlingsbüchereien jetzt in anderer Form fortgeführt werden. Es war eine rein organisatorische Maßnahme, denn für die Büchereien selbst – das kann man gut oder schlecht finden – wurde ja mehr Geld bereitgestellt. Es gibt eben ein anderes Konzept. Ich verstehe, dass man das anbringen wollte, weil ich weiß, dass das manchen nicht gefällt und dass es diese Diskussion gibt. Wenn ich bei einer Oppositionspartei wäre, würde ich vielleicht auch nach jedem Strohhalm greifen, ihn an mich raffen und damit herumwacheln. Man kann es ja ablehnen meinetwegen, aber es ist einfach kein Beleg für das, was heute in Diskussion steht. 

Also alle ehrlich Aufgeregten bitte ich, sich an die richtige Adresse zu wenden, nämlich für eine neue oder andere Wirtschaftspolitik im Bund zu kämpfen. Jenen, die ein politisches Spektakel abziehen zu den gesetzlichen und vertraglichen Sozialhilfeleistungen und Transfers, sei versichert: Allem Oppositionsdonner zum Trotz, Wien ist und bleibt sozial. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Frau Stadträtin!

Also, Herr Bürgermeister, mit dem angedrohten Liebesentzug, der da gesagt wurde (Bgm Dr Michael Häupl: Ich drohe nicht!), oder mit dem ausgesprochenen Liebesentzug, der durchaus verschmerzbar ist, und mit dieser Reaktion zeigt sich  offensichtlich, dass die Sozialdemokratie in Wien bei etwas ertappt wurde, was ihr selbst zutiefst unangenehm ist. Ich kann mir schon vorstellen, das ich es als Sozialdemokratie in Wien durchaus als unangenehm empfinde, gerade im Sozialressort Kürzungen diskutieren zu müssen, angedachte Kürzungen zu diskutieren, bereits teilweise das auch Vereinen und Organisationen mitzuteilen und denen zu sagen: Ja, es tut uns Leid vielleicht, aber es ist so. 

Und ich glaube, es nützt nichts, sich jetzt einfach hinzustellen und zu schreien „Haltet den Dieb“ und damit den Bund zu meinen. Man begibt sich aber selbst in eine sehr verdächtige Position, nämlich in eine Position, wo man selbst zu einem Täter wird, um das jetzt nicht misszuverstehen, der im Sozialbereich eben massive Einschnitte vornehmen muss, um den gesamten Haushalt halbwegs ordnungsgemäß über die Bühne zu bringen. 

Und jetzt hat es halt das Pech gegeben, Frau Kollegin Wehsely, dass ein paar Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Haus nicht nach der Pfeife der Sozialdemokratie getanzt haben, sondern couragiert genug gewesen sind, diese Unterlagen sowohl an die Medien als auch unter anderem an uns weiterzureichen und uns zu sagen und zu zeigen: "Hallo, da passiert etwas unter Ausschluss der Öffentlichkeit, mit dem können wir nicht mehr mit. Es bedroht massiv einzelne Einrichtungen in dieser Stadt, die im sozialen Gefüge einen wichtigen Beitrag leisten." 

Und bei dem sind Sie erwischt worden, bei dem Versuch, hinter verschlossenen Türen vorzugehen, wie es im Sozialressort halt leider üblich ist. Es gibt ein paar andere Ressorts, wo durchaus über Themen, die heikel sind, diskutiert wird. Das ist bei der Frau StRin Laska nicht der Fall. Jeder hat halt seine eigene Ressortführung. Aber es ist einmal das ans Licht der Öffentlichkeit gedrungen, und dann war natürlich Schadensbegrenzung angesagt. Und das ist etwas, mit dem eine absolut regierende SPÖ, nämlich mit Schadensmanagement, nicht wirklich etwas am Hut hat. Also da sind halt ein paar Fehler passiert. Da hat halt einer einmal „Hü“ und der andere „Hot“ gesagt, und der Dritte ist überhaupt auf Urlaub gewesen ist, und wie er zurückgekommen ist und eine ehrliche Antwort gegeben hat, in Person des Herrn StR Rieder, war plötzlich der Pallawatsch beisammen und keiner hat sich mehr ausgekannt, bis der Herr Bürgermeister im wahrsten Sinne des Wortes die Notbremse gezogen hat, einmal alle Signale auf Rot gestellt und gesagt hat: "Stop, wir müssen uns das nochmals ansehen." 

Und da geht es um einen Satz oder eine Aussage vom Herrn Bürgermeister, wohlgemerkt zur MA 56. Ich will Ihnen das an Hand von ein paar Beispielen klarmachen. Vielleicht ist das dann für viele einfacher zu verstehen, um was es geht, um welche Belastungen es geht, die auf der einen Seite vom Bund kommen, auf der anderen Seite aber auch von der Stadt Wien nicht abgefedert werden, sondern vielmehr noch verstärkt werden. 

Er hat gesagt: Bei der MA 56 ist alles unentgeltlich. Und da hat er alles aufgezählt, vom Lineal über die Hefte bis zu den Bleistiften und alles, was in den Schulen notwendig ist. Er hat ein paar Ausnahmen gesagt. Nur, ich musste in den letzten Wochen miterleben, durch Informationen von Eltern von Volksschulkindern, von Hauptschulkindern, dass halt nicht mehr alles so ganz unentgeltlich ist. Zwar, ein bissel unentgeltlich ist es eh noch, aber so ganz unentgeltlich ist es nicht mehr. 

Da gibt es nämlich einen Stundenplan in der vierten Klasse Volksschule, da steht das Fach Englisch drauf. Es ist richtig und wichtig, dass auch in den Volksschulklassen bereits mit einer zweiten lebenden Fremdsprache begonnen wird. Für dieses Unterrichtsfach Englisch haben die Volksschullehrerinnen und Volksschullehrer eine Unterrichtsmappe zur Verfügung, die für die Schüler kopiert werden kann. Diese Lernblätter sollen für die Schüler kopiert werden. Das Problem ist aber, dass die Lehrer der einzelnen Klassen die Kopien verrechnen müssen, weil es nur mehr ein gewisses Kontingent an Kopien für die Schule gibt, und mit diesem Stecker, den man dort hineinstecken muss in den Kopierer, muss jede Lehrerin und jeder Lehrer genau belegen, für was er das braucht, und alles, was darüber hinausgeht, muss aus der Klassenkassa bezahlt werden. 

Und jetzt gäbe es ein Englischbuch. Das würde auch einen Sinn machen. Ich gehe davon aus, dass mir der Herr Bürgermeister Recht gibt, dass, wenn man einen Gegenstand Englisch benennt in einer Volksschule, auch ein Buch sehr viel Sinn machen würde. Wie im Lesen ein Lesebuch und wie halt in Rechnen ein Rechenbuch sehr viel Sinn macht, würde auch in Englisch ein Englischbuch sehr viel Sinn machen. Nur, dieses Buch gibt es nicht als Schulbuch von der MA 56, sondern die Lehrerin hat sich hingestellt vor der versammelten Klasse, der war es auch peinlich, und hat den Eltern gesagt: Wir hätten ganz gern dieses Englischbuch, weil das ist toll, das brauchen wir für den Unterricht, das mit dem Kopieren, das ist alles so kompliziert, da müssen wir extra rechnen, Klassenkassa, ich muss wieder einkassieren und, und, und. 7 EUR kostet das Buch. Liebe Eltern, zahlt es selbst, wir bekommen es nicht. 

Und das ist halt eine interessante Sache. Entweder ich zahle die Kopien von diesem Blattl, das kopiert wird, inklusive der Fehlkopien, das ist überhaupt eine ganz supertolle Regelung. Nein, es reicht ja, dass die Eltern zu uns kommen und zu mir kommen, mir das erzählen, und man erlebt es mit. (VBgmin Grete Laska: Die Lehrer haben einen Beschluss gefasst, welche Bücher gekauft werden!) Ja, und welche sie

auslassen können und für welche die Kosten auf die Eltern, auf den Elternverein oder auf wen immer überwälzt werden. (VBgmin Grete Laska: Sie sollten sich genauer informieren!) Ich brauche mich nicht genauer zu informieren. Ich habe es hautnah miterlebt, liebe Frau Stadträtin. Und Sie können noch lang und breit erklären, Beschluss hin oder Beschluss her. Entweder zahlen die Eltern die Kopien, weil nur ein gewisses Kontingent an Kopien im Jahr für die Klasse zur Verfügung steht, oder sie zahlen das Englischbuch. Beides in derselben Summe, in der Jahressumme. Jetzt weiß ich schon: 7 EUR, mein Gott na, was sind schon 7 EUR. Es gibt aber Familien, die haben vielleicht zwei oder drei Kinder. Das sind dort 7 EUR, das sind einmal 11,50 EUR und einmal 8,25 EUR. Und dann kommt das dazu und kommt das dazu. Und Sie wissen es ganz genau, wie es ist beim Schulbeginn, dass plötzlich Kosten entstehen, wo sehr, sehr viele Familien in dieser Stadt eigentlich nicht wissen, wo sie sich dieses Geld abzwicken sollen. 

Aber, um jetzt nicht nur auf den Wiener Bereich loszugehen. Da ist der Bund keine rühmliche Ausnahme. Das sind genau solche Patscherln. (VBgmin Grete Laska: Wie ist es in der Theodor-Kramer-Schule?) Theodor-Kramer-Schule. Gutes Beispiel. Ich lade Sie ein, dort hinzugehen. Theodor-Kramer-Schule, Gymnasium, neu, Bund, neue Klassen, neu eingerichtet, neue Tische, neue Schulbänke. Komischerweise fehlen bei diesen ganzen Tischen die Fachbretter. Es sind keine Fachbretter drinnen. Nur die Tischplatten. Es gibt kein Fachbrett drunter. Eine von den Eltern fragt dort am ersten Elternabend: "Kommen die noch? Oder gibt es die nicht?" Sagt der Klassenvorstand: "Das war eine schwierige Entscheidung." Es ist nämlich darum gegangen, ob er einen Videorekorder für die Klasse nimmt oder die Fachbretter. Die Klassenlehrer haben sich für den Videorekorder entschieden, und die Eltern, deren Kinder gerne ein Fachbrett hätten, werden gebeten, 11,50 EUR zu bezahlen für das Fachbrett inklusive der Montage desselben. 

Das ist die Bundesschulpolitik, die sich in keinster Weise von der Wiener Politik unterscheidet. Dort wird gespart, und da wird gespart. Dort wird genommen von den Eltern, und da wird genommen von den Eltern. Im Prinzip ist es den Eltern blunzwurscht, ob das jetzt ein Euro ist in einer Bundesschule oder in einer Pflichtschule, die er ausgeben muss. Er muss es ausgeben, er muss es für den Schulbesuch seiner Kinder, für den Pflichtschulbesuch, für die Unterstufen im Gymnasium, er muss es ausgeben. Er muss sie zuerst einmal haben und dann muss er sie ausgeben. Und all das passt in dieses abgerundete Bild.

Ein Beispiel noch einer Schule, wo ich mir denke, na, da brauchen wir nicht lange zu diskutieren über den Ausbildungsstand Berufsschule. Das Berufsbild der Medientechniker gibt es seit zwei Jahren. In der zweiten Klasse der Medientechnik ist vorgesehen Geometrisch Zeichnen am Computer, es den Schülern näher zu bringen, damit die natürlich auch eine Ahnung haben, wie das funktioniert. Es hätten sieben neue Lehrer kommen sollen in der Mollardschule, davon drei, die GZ-Lehrer gewesen wären. Alle drei sind zum Schulbeginn nicht gekommen. Sie haben dankend darauf verzichtet, diesen Job anzunehmen. Es gibt keinen GZ-Lehrer in der Mollardschule. Wissen Sie, wer bei den Medientechnikern jetzt den Geometrisch-Zeichnen-Unterricht macht? Der Englischlehrer. Ich habe mit dem gesprochen. Der zuckt die Schultern und sagt: Ich habe keine Ahnung. Alle, die in der Klasse drinnen sitzen, können besser Geometrisch Zeichnen als ich. Aber irgendwie werden wir das schon rüberbringen. 

Das ist Ausbildungsstand, das ist der Bund, das ist in dieser Stadt passiert so etwas. Sie sind Sozialstadträtin und in diesem Ressort auch für die Ausbildung natürlich zuständig. Das betrifft natürlich auch den StR Rieder, das betrifft natürlich andere in dieser Stadt. Jetzt weiß ich schon, die Gesprächsbasis mit dem Bund ist nicht die allerbeste. Aber solche eklatanten Fehler, die im System passieren, die müsste nicht ich da heraußen normalerweise der Öffentlichkeit kundtun. Das wäre an und für sich der Job einer Mehrheitspartei in Wien, zu sagen: Das ist das alles, was der Bund tut. Ich vermisse das Konzept einer SPÖ, die an und für sich sagt: Wir wollen gegensteuern. Ja wohin denn? Wo wollen Sie denn hinsteuern? Ich glaube, Sie wissen ja nicht einmal, wo der Weg hingeht. Der Bund macht sehr viel, um den sozialen Grundkonsens absolut zu gefährden. Da bin ich sofort bei Ihnen. Da gibt es keine Diskussion. Aber die SPÖ-Wien sollte, statt beleidigt zu sein bei Dringlichen Anfragen, bei Sondersitzungen, eher darauf schauen, zu handeln und das zu tun, was die Bevölkerung von ihr erwartet, nämlich das soziale Gewissen zu sein in dieser Stadt, um gemeinsam zumindest in dieser Stadt den sozialen Grundkonsens sicherzustellen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: In meiner Liste habe ich die Frau Mag Schmalenberg. (VBgmin Grete Laska: Ist nicht da!) Gut. Nicht anwesend.

Frau GRin Martina LUDWIG. Bitte schön.

GRin Martina LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Ganz kurz zu meinem Vorredner. Ihnen sind die Argumente anscheinend schon so ausgegangen. Auf unsere Frage, Sie sollen uns doch bitte die Beispiele anführen, wo eingespart wird, sind Sie hier herausgekommen und haben uns erzählt, nachdem drei GZ-Lehrer anscheinend abgesagt haben – ich kenne den Fall persönlich nicht –, ist dort eine Situation entstanden, die vielleicht derzeit nicht ganz befriedigend ist. Aber das kann doch nicht Ihr Beispiel sein auf die Frage, wo denn die von Ihnen hier so dramatisierten Einsparungen stattfinden. Ich werde dann auf das gleich zu sprechen kommen. 

Aber ansonsten wollte ich Ihnen noch eine Information geben, wenn Sie sagen, das stimmt nicht, dass in Wien die Schüler und Schülerinnen alles bekommen, zu Ihrem Beispiel mit dem Englischbuch. Ich persönlich kenne einen Bub in der dritten Volksschule, der hat ein Englischbuch, weil nämlich die Entscheidungen vom so genannten Schulforum gefällt werden, welche Bücher die Kinder in der Schule bekommen. Ich würde Sie bitten, dass auch Sie den Eltern diese Informationen geben, dass sie sich, wenn sie nicht zufrieden sind mit der Situation, doch an ein sehr demokratisches Gremium hier in Wien wenden können – nicht nur in Wien, sondern in ganz Österreich – und dort sagen können, dass sie die Situation nicht befriedigend finden und gerne etwas anderes hätten. Da geht es aber nicht um Einsparungen.

Und zum anderen Beispiel mit den Kopien, auch nur zur Information. Da gibt es einen so genannten Warenkorb. Ich hoffe, auch Sie haben schon etwas davon gehört. Derzeit ist es so, dass pro Kind 29 EUR dafür zur Verfügung gestellt werden, und auch hier kann die Schule entscheiden, was damit passiert. Ich würde aber bitten, bezüglich der Kopien zum Beispiel diese Informationen aufgebrachten Eltern weiterzugeben. (GR Günter Kenesei: Wir werden sie zu Ihnen schicken!) Ja, schicken Sie sie zu uns. Dann kriegen sie wenigstens die Antworten, mit denen sie etwas anfangen können und ihren Kindern letztendlich eine Situation schaffen können, wo sie zufrieden sind. (Beifall bei der SPÖ.) 
Um in der Sprache der Frau Kollegin Vassilakou zu bleiben: Liebe Kollegin Vassilakou! Passiert ist in Österreich und damit auch in Wien, dass die österreichische Bundesregierung seit dem Jahr 1999 Sozialabbau betrieben hat, dass es in den letzten drei Jahren in Wien zu einer Verdoppelung der Zahl der Sozialhilfebezieherinnen und -bezieher gekommen ist, und passiert ist, dass Wien trotzdem keinen Sozialabbau durchgeführt hat. Und ich erwarte von Ihnen, dass Sie das endlich auch zur Kenntnis nehmen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ich denke, dass spätestens die Ausführungen unseres Bürgermeisters auch Sie überzeugt haben müssen, dass das Thema der Dringlichen, "Geplanter Sozialabbau in Wien", kein Thema ist. Es gibt keinen Sozialabbau in Wien, und es war auch kein Sozialabbau in Wien geplant. 

Ich sehe eigentlich auch überhaupt keinen Sinn in der Strategie der GRÜNEN. Ich verstehe ganz ehrlich Ihre Vorgangsweise nicht, wenn Sie herauskommen und hier sagen, dass die Bundesregierung schuld ist, das wissen wir eh, aber darüber reden wir nicht. Das verstehe ich nicht. Ich verstehe nicht, was Sie damit verfolgen und wie Ihr unterschiedliches Engagement in diesen Fragen zu erklären ist. Ich kann mir nur vorstellen, dass entweder in Ihrer politischen Analyse Unfähigkeit vorherrscht oder dass Sie eine klare Strategie verfolgen im Interesse Ihrer Bundeskolleginnen und -kollegen. Vielleicht sieht sich der Kollege Margulies schon in einer schwarz-grünen Bundesregierung als Staatssekretär im Finanzministerium. Vielleicht biedert man sich schon aus Wien an und will der Parteifreundin Glawischnig einfach behilflich sein will. (Beifall bei der SPÖ, ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Übrigens, der derzeitige Staatssekretär im Finanzministerium, der Herr Finz, könnte einmal an seine Partei, nämlich an die ÖVP-Wien, hier eine Dringliche Anfrage richten, was sie eigentlich gegen die unsozialen Maßnahmen der Bundesregierung zu tun gedenkt, wo auch Wienerinnen und Wiener sehr stark betroffen sind. 

Und wenn Sie feststellen, Herr Kollege Kenesei, wir wissen nicht, wo es hingehen soll, dann möchte ich Ihnen nur an einem Beispiel zeigen, dass wir sehr wohl wissen, wo es hingehen soll, und dass die Politik der Bundesregierung leider viele, und auch viele Frauen, in Situationen bringt, wie wir sie derzeit vorliegen haben, dass wir Antworten haben und dass wir auch im Rahmen des Möglichen all das tun, um in Wien einen Ausgleich zu schaffen. Das sieht man beispielsweise auch, wenn man sich die Frauenarbeitsquote ansieht, die durchschnittlich in ganz Österreich ein bissel über 50 Prozent ist. In Wien beträgt sie 72 Prozent. Sie war auch schon einmal höher. Wir tun trotzdem alles, damit sie diesen Level hält, und ich würde mich sehr freuen, wenn auch andere Bundesländer von diesem Level sprechen könnten.

Ganz kurz: Was ist passiert in den letzten drei Jahren? Die Bundesregierung hat das so genannte Kindergeld eingeführt. Das klang ja alles sehr schön. Wir haben schon damals gewarnt, und wir sehen jetzt die Auswirkungen. Die Frau Vizebürgermeisterin hat heute am Vormittag auch davon berichtet, wie Frauen davon betroffen sind, dass es vor allem Frauen sind, die nicht wieder in den Beruf zurückfinden. Weit über oder ein bisschen über 50 Prozent, glaube ich, soweit ich informiert bin, das ist die letzte Zahl, jener Frauen, die in Karenz sind, kommt nicht wieder in den Beruf zurück, und zwar nicht, weil sie das nicht wollen, sondern weil sie das nicht können. Die Frage ist: Warum können sie das nicht? Die Bundesregierung hat Frauen Geld gegeben, dass sie zu Hause bleiben. Das ist prinzipiell noch nichts Unanständiges, das unterstütze ich auch. Mit dem Karenzgeld sozusagen Menschen die Möglichkeit zu geben, eine gewisse Zeit beim Kind zu bleiben. 

Aber, was hat die Bundesregierung noch gemacht? Sie hat gleichzeitig Mittel für Wiedereinstiegsmaßnahmen gestrichen, sie hat Mittel für Kinderbetreuungseinrichtungen gestrichen, was dazu führt, dass Frauen natürlich in die Falle tappen, lange zu Hause bleiben und dann verwundert sind, warum sie dort nicht mehr genommen werden, wo sie gearbeitet haben, warum sie überhaupt keinen Job mehr bekommen, und wenn, nur mehr die Möglichkeit haben unter ganz schlechten Rahmenbedingungen zu arbeiten, wie eben unter geringfügigen Beschäftigungsbedingungen oder in Teilzeit auf Lebenszeit. Das führt dorthin, wo wir jetzt schwarz auf weiß die Statistiken, die Zahlen haben. 

Wir versuchen in Wien da entgegenzusteuern, wo wir können. Wir haben ein Wiener Kinderbetreuungsnetz, das so ist, dass jedes Kind die Möglichkeit hat, in einen Kindergarten zu gehen, und das ist sehr wichtig. Denn wenn wir alle davon reden, dass wir die Einkommensschere so gerne schließen würden, dann sollten wir uns nicht nur anschauen: Wie kann ich das eigentlich tun? Wir alle nehmen das in den Mund: Wie macht man es?

Tatsache ist, dass eine Studie ergeben hat, dass Frauen, die zu Hause bleiben, pro Jahr 9 Prozent weniger verdienen als Männer im selben Abschnitt. Das heißt, je länger Frauen zu Hause bleiben, desto mehr vergrößert sich auch dementsprechend die Einkommensschere. Das heißt, eine von sicherlich mehreren Maßnahmen wäre natürlich, die bestmöglichen Rahmenbedingungen zu schaffen, dass Frauen, auch Frauen, Job und Kinder vereinbaren können. 

Sie haben die Kindergarten-Milliarde gestrichen, Sie haben viele Mittel gestrichen, die das AMS früher hatte, um sie für Wiedereinstiegsmaßnahmen für Frauen zur Verfügung zu stellen.

Diese Situation trifft vor allem Familien, das heißt Frauen, Männer mit ihren Kindern. Ich würde vorschlagen, wenn die Frau Gehrer sich schon Sorgen macht um die Geburtenentwicklung in diesem Lande, dass sie nicht nur oberlehrerhafte Aussprüche von sich gibt, sondern tatsächlich darauf schaut, wie man Familien schmackhaft macht, wie man Familien dabei unterstützen kann, Kinder zu bekommen und sich nicht nur oberlehrerhaft hinzustellen und Menschen, vor allem jungen Menschen, zu sagen, wie sie denn zu leben haben. (Beifall bei der SPÖ.)
Zur Notstandshilfe möchte ich nicht mehr viel sagen, es ist heute schon sehr viel darüber gesprochen worden. Ich möchte nur dem Kollegen Römer sagen: Ihr Glaube daran, dass die Bundesregierung gerade in diesem Fall anders handeln wird als in allen anderen Bereichen, in Ehren. Ich kann nur sagen: Ihre Partei hat sich noch nie durchgesetzt in den letzten Monaten, bei allen Belangen auf Bundesebene. Ich wünsche Ihnen viel Glück. Wir glauben nicht daran. Wir glauben, dass die Gemeinden damit noch mehr belastet werden, dass das soziale System in diesem Zusammenhang zusammenbrechen wird. 

Deshalb werden wir – das auch zu den GRÜNEN – weiterhin darauf schauen, dass die Verursacher dieser Situation umdenken beziehungsweise abgewählt werden. Wir werden schauen, dass wir die Verursacher kritisieren, unsere Vorschläge vorbringen und nicht ein Spiel spielen, wo ich bis heute nicht weiß, wohin es führen soll. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dipl Ing Margulies hat sich gemeldet.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Schuld ist die Bundesregierung. Schuld ist die Bundesregierung. Schuld ist die Bundesregierung. Okay, gut, wir haben das noch einmal abgehakt. Dürfen wir uns der Wiener Situation zuwenden? – Danke sehr.

Wir haben die Beantwortung des Herrn Bürgermeisters gehört. In der Beantwortung hat er einerseits gesagt, er kann es nicht abschätzen, weil er hat keine Antwort darauf gegeben, wie hoch Ende des Jahres der Budgetüberzug in den diversesten Magistratsabteilungen aussehen wird. Er hat davon gesprochen, dass dieser Belastungsvorschlag in der Größenordnung von 87 Millionen EUR ein Beamtenentwurf war, den Beamten einfach aus ihrer Verpflichtung heraus, wie sie es tun müssen, für sich erstellt haben. (VBgmin Grete Laska: Für die politische Entscheidung!) Und dann haben sie ihn für die politischen Entscheidungsträger erstellt, und dann fällt die politische Entscheidung. So hat es der Herr Bürgermeister gesagt. (VBgmin Grete Laska: So ist es richtig!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese Vorgangsweise – und Sie kennen diese Vorgangsweise besser als ich – entspricht weder dem Erlass der Magistratsdirektion bezüglich der Erstellung des Voranschlages 2004 noch der Haushaltsordnung. Diese sieht andere Vorgehensweisen in der Erstellung eines Voranschlages vor. (VBgmin Grete Laska: Das hat mit 2004 überhaupt nichts zu tun!) Entschuldigung, liebe Frau Stadträtin! Die Belastungsmaßnahmen, die seitens der MA 12 in Ihrem Auftrag erstellt wurden, bezogen sich auf 2004 und 2005 in Folge und nicht auf 2003. Das wissen Sie genau so gut wie ich.

Jetzt gehen wir das einmal chronologisch durch, weil der Herr Bürgermeister hat ja von allem nichts gewusst. Der Herr Finanzstadtrat hat von allem nichts gewusst. Die Frau Sozialstadträtin hat von allem nichts gewusst. Einmal ganz abgesehen davon, dass in der Haushaltsordnung eindeutig geregelt ist, für welche Zeiträume Controlling-Berichte zu erstellen sind, die jeweils zu beinhalten haben, wie man glaubt, dass in den jeweiligen Ansätzen am Jahresende die Situation aussieht. Zum Beispiel, diese aktuellen Ansätze hätte der Herr Bürgermeister durchaus nennen können. Er hätte sagen können: Ich bin kein Prophet, aber gegenwärtig schaut es so aus, dass im Rahmen der MA 11 2 Millionen EUR fehlen, im Rahmen der MA 11A 10 Millionen Euro fehlen, im Rahmen der MA 12 58 Millionen EUR fehlen. Er hätte sagen können: Das sind die letzten Zahlen nach dem Controlling-Bericht. Er hat sich geweigert, diese Zahlen zu nennen. Er hat ganz im Gegenteil den Beamten die Schuld zugeschrieben. 
Ich lese Ihnen jetzt einmal vor, was im Schreiben vom 11. Juni 2003 steht. Er putzt sich ab, und es gibt keine politische Verantwortung. (VBgmin Grete Laska: Sie sprechen von Schuld, nicht der Herr Bürgermeister!)
Frau Stadträtin Laska! Sie können sich noch so aufregen (VBgmin Grete Laska: Ich rege mich gar nicht auf! Mich können Sie nicht aufregen!), aber vielleicht kennen Sie diesen Erlass. Da steht doch drinnen: "Der Herr Vizebürgermeister hat im Einvernehmen mit dem Herrn Bürgermeister mit Schreiben vom 3. Juni 2003 dem jeweiligen Ressortverantwortlichen Budgetrahmen bekannt gegeben, und zwar die Geschäftsgruppensalden sowie den Zusatzrahmen mit Sperre, die letztere auf die einzelnen Ressortbereiche unterverteilt." Das heißt, mit 3. Juni haben Sie zunächst einmal gesagt, wie viel finanzielle Mittel Sie auf die einzelnen Ressorts verteilen wollen. Wenn Sie am 3. Juni nicht schon wussten, dass Sie mit den finanziellen Mitteln, die Sie für 2004 im Sozialbereich bereitstellen wollen, nicht das Auslangen finden können, Frau Sozialstadträtin, dann sind Sie wirklich gänzlich falsch im Amt. Das tut mir Leid! 

Aber wie geht es dann weiter? (VBgmin Grete Laska: Sie erzählen Geschichten, die stehen nicht einmal in Grimms Märchen!) Also die Magistratserlässe für die Erstellung des Budgetvoranschlages sind Geschichten. Ich nehme das zur Kenntnis. Es ist vollkommen wurscht, welcher Erlass die Magistratsdirektion herausgibt. (VBgmin Grete Laska: Nein, das ist Ihre Interpretation!)
Und dann steht natürlich drinnen: "Die Dienststellen haben auf Basis dieser Vorgaben des/der jeweiligen amtsführenden Stadtrates/rätin bei der Veranschlagung den zur Erfüllung gesetzlicher und sonstiger rechtsgültige Verpflichtungen erforderlichen Ausgaben und den Vorgaben des/der Ressortstadtrates/rätin entsprechende Priorität einzuräumen." So, soweit, so gut. 

Wie geht es denn dann weiter mit der Budgeterstellung? (VBgmin Grete Laska: In der Tatsache oder in Ihrer Realität?) Wie geht es nach dem Erlass der Magistratsdirektion weiter in der Budgeterstellung? (VBgmin Grete Laska: Eben!) Ist das ein guter Boden? Ist es ein guter Boden, dann schauen wir einmal nach, wie es da weitergeht. Es geht weiter, dass man sich prinzipiell an formale Richtlinien zu halten hat. Diese formalen Richtlinien beinhalten selbstverständlich, dass alle Einnahmen und Ausgaben zu veranschlagen sind, und das Wesentlichste: "Die zu veranschlagenden Einnahmen und Ausgaben sind zu errechnen beziehungsweise, wenn dies nicht möglich ist, gewissenhaft zu schätzen." Gehen wir davon aus, dass das auch gemacht wurde. 

Und dann geht es weiter: Die Dienststellen sollen das einmal machen, und bis spätestens 25. Juli sind dann die Teilvoranschlagsentwürfe von den anordnungsbefugten Dienststellen mit Erläuterungen und einem Wirtschaftsbericht bis zu dem im jeweiligen Erlass der Magistratsdirektion über die Erstellung des Voranschlagsentwurfs festgesetzten Termin im Wege des zuständigen amtsführenden Stadtrates der MA 5 zu übermitteln. (VBgmin Grete Laska: Eben!) 

Das heißt, es hat schon am 25. Juli einen Wirtschaftsplan über die diversesten Ansätze gegeben, in denen selbstverständlich drinnen gestanden ist, auch bei der MA 12, denn die hat ja die gesetzlichen Rahmenbedingungen zu erfüllen, dass man mit dem Budget nicht auskommt. 

Jetzt können Sie gerne sagen: Das stimmt nicht. Aber das stimmt wahrscheinlich. Stimmt es? – Ja.

Dann geht es weiter als Nächstes mit den Terminen bei der Budgeterstellung. –Wie macht man da weiter? Es geht darum, dass man sagt, bis 1. August sollen noch Korrekturen gemacht werden und spätestens am 11. August 2003 sollte eigentlich die Budgeterstellungsphase abgeschlossen sein. Das ist es. Und in dieser Budgeterstellungsphase 11. August gibt es genau am 11. August Ihre Weisung an die MA 12 (VBgmin Grete Laska: Welche Weisung?), es muss auf Basis des Budgetvoranschlages für 2003 budgetiert werden und man muss sozusagen diesbezüglich Vorsorge treffen und Einsparungsmaßnahmen vorschlagen. Genau das war die Geschichte, Frau Stadträtin. (VBgmin Grete Laska: Die Weisung hätte ich gerne!) Schauen Sie nach, Sie werden das wohl in Ihren Protokollen finden. (VBgmin Grete Laska: Sie haben ja alle Unterlagen!) Schauen Sie, ich sage Ihnen, Sie haben eine Weisung vom 11. August gegeben, wo drinnen gestanden ist, spätestens bis zum 25.8. müssen diese Einsparungsvorschläge auf dem Tisch liegen, weil zu diesem Zeitpunkt... (VBgmin Grete Laska: Zeigen Sie mir die Weisung!) Sie wollen allen Ernstes, dass wir glauben, dass die ganze Zeit im Budgeterstellungsprozess die MA 12 als Beispiel sagt (VBgmin Grete Laska: Sie brauchen es nicht zu glauben!), das geht sich nicht aus, Ihnen die Fakten bis zum Ende des Budgeterstellungsprozesses vorlegt, aber Sie sagen, zu dem Zeitpunkt, wo der Budgeterstellungsprozess abgeschlossen ist, dann erst haben sich die Beamten hingesetzt und aus sich selbst heraus der Stadtregierung einen Vorschlag gemacht, wie man einsparen kann. Glauben Sie das wirklich? Verkaufen Sie alle, die hier im Saal sitzen, inklusive Ihrer eigenen Fraktion, für blöd? (VBgmin Grete Laska: Es gibt keine Weisung!)
Sie haben, nachdem der Budgeterstellungsprozess, sozusagen die wesentlichste Phase, abgeschlossen war, die glückliche Fügung gehabt, dass sich die Beamten selber hingesetzt haben, 87 Millionen EUR eingespart haben, und Sie können sich jetzt hinstellen und sagen, wir machen das nicht. 

Beim besten Willen, Frau Stadträtin, so Politik zu machen und sich so abzuputzen und nicht dazu zu stehen, was für Weisungen man erteilt, das ist nicht in Ordnung. Beim besten Willen nicht. Und das ist auch das, was der Herr Bürgermeister gesagt hat, dass er vorher nichts davon gewusst hat. Das stimmt ja alles nicht. Oder weiß der Herr Bürgermeister nicht, wie die Sozialhilfekosten explodieren, wenn er gleichzeitig sagt, der Geschäftsgruppe gibt er nur genau das Geld. Weiß er es wirklich nicht? Dann wäre es Zeit, liebe Fraktion der Sozialdemokraten, dass Sie mit ihnen reden. 

Abschließend noch einmal: Schuld ist die Bundesregierung an den Rahmenbedingungen. Aber damit die Situation in Wien nicht verschärft wird, war, so hoffe ich zumindest, dieser Sondergemeinderat nötig. Na, weil wir GRÜNEN aufmerksam genug sind. Wir zügeln hoffentlich das Belastungspaket. Und das ist nicht ein Verdienst der Sozialdemokraten, sondern das ist ein Verdienst der GRÜNEN. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN, ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr StR Dr Rieder hat sich gemeldet. 

VBgm Dr Sepp Rieder: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! 

Herr GR Margulies hat mich veranlasst, mich hier zu Wort zu melden, einerseits weil es darum geht, ein grundlegendes Missverständnis, was die Gestaltung von Budgets anlangt, zu beseitigen, und andererseits auch darum, irgendeiner Legendenbildung einmal vorzusorgen.

Zu einem Zeitpunkt, wo über die Frage der Situation im Sozialbereich keiner das Wort verloren hat, auch in der Öffentlichkeit darüber nicht gesprochen wurde, hat es bereits Überlegungen gegeben, wie man mit dieser Entwicklung zurande kommen kann, einer Entwicklung, die von allen Beteiligten ernst genommen worden ist und wo es nicht darum gegangen ist, die Probleme dadurch zu lösen, dass man durch Einschnitte, durch Kahlschlag einfach auf eine fiktive Größe oder vorgegebene Größe des Budgetvoranschlages für 2003 oder für 2004 kommt. 

Wir haben das Problem dadurch gelöst, dass sowohl im Rahmen des Budgets bei der Kollegin Laska als auch durch Maßnahmen auf der Ebene des Gesamtbudgets die erforderlichen Mittel, die notwendigen Mittel sichergestellt worden sind. Und ich verstehe die Lösung eben als eine gemeinsame Lösung, die nicht gelungen wäre, wenn man zur Gänze einfach nur aufs Gesamtbudget verwiesen hätte, quasi an die Sache herangegangen wäre und gesagt hätte, das kann ich nicht im eigenen Bereich lösen. 

Daher ist es auch ein Verdienst der Mitarbeiter im Bereich der Kollegin Laska, immerhin zu diesem Bereich 29 Millionen EUR aufgestellt zu haben für 2003. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Woher?) Durch Umschichtungen beispielsweise, durch Erlöse durch Verkauf von Liegenschaften und ähnliches mehr.

Dass im Rahmen dieser Überlegungen Mitarbeiter auch darüber nachgedacht haben, ob es andere Vorschläge gibt, die in die Richtung einer Reduktion der Leistungen geht, würde ich nicht von Vornherein als etwas absolut Verwerfliches betrachten. Es war nur nicht der politische Wille, in die Richtung zu gehen. Daher ist von diesen Vorschlägen nichts realisiert worden. Hingegen sind jene Vorschläge aufgegriffen worden, die in die Richtung gegangen sind, auch im eigenen Bereich einen Beitrag zu leisten.

Zweitens: Wie sind wir dann in der Lage gewesen, die 34 Millionen EUR aus dem Gesamtbudget zuzuschießen? Nicht durch Kürzungen in anderen Ressorts, etwa zu Lasten des Kulturbereiches oder zu Lasten des Gesundheitsbereiches, sondern dadurch, dass wir beschlossen haben, abweichend von der vorangegangenen Vorgangsweise, auch noch im Jahr 2001 und im Jahr 2002 unseren Schuldenstand zu reduzieren, diese Schuldenreduktion für 2003 auszusetzen und damit die Möglichkeit zu haben, nicht nur die Entwicklung in diesem Bereich abzufangen, sondern auch aufzufangen eine Entwicklung auf der Einnahmenseite, die mit der Entwicklung der Steuern auf der Bundesseite zusammenhängt. 

Also insofern wiederhole ich hier mit Nachdruck: Es hat keine wie immer gear-teten Ansätze gegeben, und ich kann durchaus hier als Zeuge dienen, weil ich bei einer Reihe von Besprechungen von Anfang an dabei war, als es darum gegangen ist, die Ergebnisse des Controlling-Berichtes wahrzunehmen. Es hat nicht die geringste Absicht gegeben, durch Leistungsreduktion und Zurücknahmen das Problem zu lösen, sondern die Lösung haben wir versucht gemeinsam herzustellen, indem wir Mehreinnahmen erzielt haben und Umschichtungen vorgenommen haben und aus den Rücklagen Veränderung herbeigeführt haben. Und das halte ich unter den gegebenen Bedingungen der Entwicklung nicht nur der Budgets in vielen Städten und in vielen Ländern, sondern auch vor dem Hintergrund der Entwicklung des Budgets des Bundes durchaus für eine bemerkenswerte Leistung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Mag Schmalenberg.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zu Beginn meiner Ausführungen möchte ich nachdrücklich festhalten, dass die überwiegende Mehrheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine hervorragende Leistung erbringt, und ich möchte mich an dieser Stelle auch einmal dafür bedanken, dass es so viele gibt, die pflichtbewusst und gewissenhaft sind. (Beifall bei der FPÖ und der GRin Martina LUDWIG.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte auf den "Kronen Zeitung"-Artikel vom Sonntag Bezug nehmen, worin man sieht, dass es auch Beamte gibt, die ihre Verantwortung wahrnehmen und Missstände aufzeigen. Und das zeigt der eben in der "Kronen Zeitung" angesprochene Fall einer rechtswidrigen Weisung. Ich möchte Bezug nehmen auf die Vorfälle WGW, Wiener Geschützte Werkstätten, und PSD, von denen in der "Kronen Zeitung" die Rede ist. 

Es liegt mir hier ein Schreiben vor vom ehemaligen Betriebsleiter der WGW, und dieses Schreiben liegt auch dem Kontrollamt vor, der folgendes schreibt – ich möchte stellenweise zitieren –:

"Nachdem ich Kenntnis von strafrechtlichen Handlungen seitens der Geschäftsführung der WGW hatte und auch Unterlagen, Belege, Akte darüber erhielt, wandte ich mich hilfesuchend an ein Beiratsmitglied, um ihm diese Missstände mitzuteilen. Daraufhin wurde eine Auflistung von Verfehlungen und strafrechtlichen Handlungen mit den entsprechenden Originalunterlagen von mir und dem Beiratsmitglied unterfertigt dem Stadtratbüro übermittelt. Nach einiger Zeit informierte mich das Beiratsmitglied, dass es vom Stadtratbüro, Herrn Schmidt, angewiesen wurde, die von uns übermittelten Unterlagen mit einigen Änderungswünschen anonym an das Kontrollamt zu übermitteln. Nachdem noch zwei weitere umfangreiche Schreiben mit erdrückenden Beweisunterlagen an das Kontrollamt geschickt wurden, teilte Herr Schmidt mir mit, er benötige keine weiteren Unterlagen WGW mehr, sondern belastende Unterlagen PSD, Herrn Dr Rudas betreffend." 

Sehr geehrte Damen und Herren! Dass diese Kampagne gegen Dr Rudas sich fortsetzt, kann man heute im "Kurier" nachlesen. Ich denke aber, dass die Vorfälle, die in der "Kronen Zeitung" angeführt sind, einer dringenden Überprüfung bedürfen. 

Es ist allseits bekannt, dass Wien im internationalen Vergleich ein sehr hohes Ranking hat, und selbstverständlich ist, dass hinter dieser guten Bewertung Menschen stehen, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich darum bemühen, dass alles in dieser Stadt funktioniert. Es ist nur so, dass diese Mitarbeiter nicht immer sehr gut behandelt werden. Und besonders schlimm scheint es in der MA 12 zu sein. In der "Kronen Zeitung" wird von der Mobbing-Zone MA 12 gesprochen. 

Ich darf zu diesem Thema den Brief eines bekannten Arztes zitieren. Ein Facharzt für Psychiatrie und Neurologie, ein Universitätsprofessor, schreibt an die Personalstadträtin Frau Mag Renate Brauner folgendes:

"Auch nach mehr als 100 Patienten mit erwiesener Mobbing-Konstellation am Arbeitsplatz Gemeinde Wien sind wir nach wie vor erschüttert, wie mit Menschen und ihrer Gesundheit von Führungskräften, Personalvertretern und PolitikerInnen umgegangen wird. Ich bitte Sie um klärende Intervention im Arbeitsfeld für Ihren langjährigen Mitarbeiter, da in diesem Fall nicht nur Mobbing im Sinne des sozialen Ausschlusses und der Entwürdigung betrieben wird, sondern auch etliche rechtliche Bestimmungen verletzt werden." 

Der Universitätsprofessor geht dann genau auf die Situation des Mitarbeiters ein und schreibt weiter:

"Der Vorgesetzte Schmidt betreibt eine Ausgrenzungspolitik von ihm unliebsamen, zumeist aber gestandenen erfahrenen Kollegen, und meines Eindrucks nach mit dem Wissen und der Unterstützung der zuständigen Stadträtin. Der Mitarbeiter wird unklar über seine Zukunft gehalten. Er wird degradiert, isoliert, mit Verleumdungen belegt und sozial ausgeschlossen. Der Mitarbeiter wendet sich an mich, und ich bitte ihn, den Betriebsarzt aufzusuchen. Er sucht die Stelle 'Betriebsärztin' im Rathaus auf, schildert seine Situation, aber sie beteuert, dass sie keine Betriebsärztin sei, dass das Schild an ihrer Tür nicht stimme. Irgendwie findet der Mitarbeiter dann heraus, dass eigentlich die arbeitsmedizinische Betreuung bei einer Firma namens Wellcome liegen solle, von der er und alle anderen Patienten noch nie etwas gehört haben. Wie gibt es das? Wurde keine Evaluierung durchgeführt? Oder gibt es hier eine Vereinbarung zur gegenseitigen Absicherung zwischen Sozialdemokraten? Als Arbeitsmediziner und Lehrbeauftragter in diesem Thema an mehreren Universitäten weiß ich, dass Wellcome kein Qualitätsstandard im Bereich psychosozialer Arbeitsmedizin ist, sondern SPÖ-nahe. Der Mitarbeiter sucht die Ärztin von Wellcome auf, aber die erklärt sich nicht für zuständig, präventiv und schützend in die Arbeitssituation des Mitarbeiters einzugreifen. 

Mittlerweile bittet der Mitarbeiter Herrn Schmidt zu einer Aussprache. Dieser steht jedoch nicht zur Verfügung. Er antwortet nicht einmal. Dafür schreibt Herr Schmidt der Arbeitsmedizinerin einen Brief mit drohendem Unterton, falls sie vorhabe, sich in dieser Situation tiefer zu engagieren. Sie folgt diesem Rat, ebenso auch der Schutzbeauftragte und ebenso auch die Personalvertreter. Schweigsam und wie immer machtlos Herr Hundstorfer. Niemand greift ein, obwohl hier Menschen fertig gemacht werden."

Sehr geehrte Damen und Herren! Dieses Schreiben stammt von dem so genannten Mobbing-Pabst in Österreich. 

Nur am Rande noch erwähnt: Der betroffene Mitarbeiter hat bei der Gewerkschaft um rechtlichen Beistand angesucht. Es wurde ihm verwehrt. Er hat beim Verfassungsgerichtshof geklagt, hat Recht bekommen, und die Kosten muss nun die Gemeinde Wien tragen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Wie viele Mitarbeiter mussten seit der Reform der MA 12 diese verlassen? Sind es 30 oder 40?

Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist fast das Doppelte. Es sind 70 bis 80 Menschen, die in dieser Zeit die MA 12 verlassen mussten, und dass hier etwas nicht stimmt, das liegt wohl auf der Hand. 

Ich möchte an dieser Stelle auf einen einstimmigen Beschluss der Personalvertretung des Dienststellenausschusses Soziales hinweisen, die auf einstimmigen Beschluss hin folgendes Schreiben an den Magistratsdirektor richtet:

"Besorgniserregend", schreiben die Personalvertreter des Dienststellenausschusses Soziales, "ist für uns, dass die durchschnittliche Zahl der Krankenstandstage gegenüber dem Jahr 2000 im Jahr 2001 um über 59 Prozent gestiegen ist. Beunruhigend ist für uns aber auch die extreme Personalfluktuation von langjährigen erfahrenen MitarbeiterInnen in unserer Dienststelle. Die Situation stellt sich für unsere Personalvertretung derzeit folgendermaßen dar", und jetzt sind einige Punkte angeführt: 

"Schriftlich angeforderte Informationen zur Beurteilung der Personalsituation wurden bis heute nicht übermittelt, keine Information über Einsparung von Dienstposten, keine Information bei der Organisationsveränderung, über die Schaffung neuer Stabsstellen, keine Einhaltung der Frauenquote bei der Besetzung von höherwertigen Dienstposten." Weiters schreiben sie: "Keine Information bei Kündigung einer kranken und behinderten Kollegin." Sehr geehrte Damen und Herren! Ist das sozial? "Teilweise keine Einbeziehung der Personalvertretung in die Planungsphase für neue Dienststellen beziehungsweise bei Umbauten. Abbau von Basisposten zugunsten von Hierarchieposten. Keine behindertengerechte Begehung aller Dienstorte. Maulkorberlässe wie zum Beispiel gegenüber der MA 11. Keine Absicherung von personeller Sozialarbeit in allen Fachbereichen. Teilweise keine Definition der Arbeitsfelder von Sozialarbeit in der Abteilung." 

Sehr geehrte Damen und Herren! Dieses Schreiben ist an den Magistratsdirektor ergangen, aber auch an alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der MA 12 sowie auch an den Vorsitzenden der Gewerkschaft, Herrn GR Hundstorfer. Aber leider wird diesen Menschen nicht geholfen. 

Ob es sehr gescheit ist, Termine im Sozialreferat einzuführen, die Wartezeiten von Monaten verursachen, wie das bei den Sozialzentren der Fall ist, dass man auf einen Erstgesprächstermin vier Wochen warten muss, im Sozialzentrum im 16. Bezirk zehn Wochen und bei der Schuldnerberatung sogar bis zu zwanzig Wochen, das wage ich zu bezweifeln. Und im Nachhinein dann 48 Dienstposten zu fordern, halte ich für nicht gescheit. 

In der "Kronen Zeitung" vom Sonntag ist auch eine Gewerkschaftspostille erwähnt. In dieser Gewerkschaftspostille – deren Verteilung allerdings untersagt wurde, was mich nicht verwundert, denn sollte das stimmen, was in dieser Gewerkschaftszeitung steht, dann bin ich, wie gesagt, nicht verwundert, dass die Verbreitung verboten wurde – steht zu lesen, dass durch den Abteilungsleiter der MA 12 offenbar empfohlen wird, Geld großzügig auszugeben.

Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte Frau Stadträtin! Diese Berichte sind authentisch. Wir Freiheitliche sind selbstverständlich für die in Wien erreichten hohen Standards und deshalb soll Sozialhilfe wirklich und ausschließlich nur an diejenigen ausgegeben werden, die sie bedürfen. Und es gilt daher, auch wenn es Kraft kostet, diesen hohen Standard, den Wien erreicht hat, zu halten.

Aber wie schon die Volksanwaltschaft in einem Bericht feststellte, herrscht in der MA 12 ein Chaos. Und diese Behauptung stammt vom SP-Volksanwalt Peter Kostelka. Dass sich im Budget ein Chaos abspielt, das haben wir am heutigen Tag zur Genüge diskutiert. Aber auch ich möchte darauf hinweisen, dass etwa auf dem Ansatz 0263 an Einnahmen für die Geschäftsgruppe nur 11 000 EUR budgetiert werden. Und ich frage Sie, Herr Bürgermeister: Was macht die Sozialstadträtin für ein Budget? Ich bin selbst keine Budgetexpertin, aber wenn man das Budget mit den Vorjahreszahlen vergleicht, dann kann man ersehen, dass im Voranschlag für das Vorjahr, für das Jahr 2002, ganze 366 000 EUR an Einnahmen veranschlagt werden und dass im Rechnungsabschluss sogar 756 000 EUR angeführt sind. Also entweder sind hier völlig Unbedachte am Werk oder es ist absichtlich so gemacht. Dann widerspricht dieses Budget eindeutig der schon zitierten Hausordnung, wonach die zu veranschlagenden Einnahmen und Ausgaben zu errechnen sind (VBgmin Grete Laska: Haushaltsordnung! – Heiterkeit bei der SPÖ.) – Haushaltsordnung zu errechnen sind beziehungsweise wenn dies nicht möglich ist (Aufregung bei der FPÖ.), gewissenhaft zu schätzen, Frau Stadträtin. (GR Mag Hilmar Kabas: Sie haben sich noch nie versprochen, nicht wahr?) Es geht hier um die Erhaltung des Sozialsystems in Wien und ich glaube, dass das nicht so lustig ist. (VBgmin Laska: Das ist richtig, ja!) 

Ich darf daher auch nach diesen chaotischen Zahlen die Explosion an Fällen im Sozialbereich anzweifeln, denn mein Eindruck ist, dass die Zahlen an Sozialhilfebeziehern in Wien künstlich hochgezüchtet wird. Aber auch das wird in der Zukunft zu prüfen sein. 

Ich bin mir sicher, dass der Bürgermeister Häupl aus all diesen ungeheuerlichen Vorfällen die notwendigen Konsequenzen ziehen wird und ich möchte als Gemeinderätin anmerken, dass mir die Interessen der Wienerinnen und Wiener vordringlich sind und dass ich daher alle parlamentarischen Möglichkeiten nutzen werde, um diese Vorfälle aufzuklären und auch weiter im Gemeinderat darüber berichten werde. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Rudi Hundstorfer hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): 

Wissen Sie, Herr GR Blind, das Problem ist (GR Kurth-Bodo Blind: Alles nicht wahr!), wenn man "Kronen Zeitung"-Artikel zitiert, sollte man sich ein bisschen erkundigen, welche Aktualität "Kronen Zeitung"-Artikel haben. (GR Mag Hilmar Kabas: Bei Ihnen sind sie der Zeit voraus!) 

Wenn Sie zum Beispiel zitieren einen Sonntag...(GR Mag Hilmar Kabas: Bei Ihnen sind sie der Zeit voraus!) einen Sonntag... Na weil sie auch falsch schreiben, das ist ja das Problem. (GR Mag Hilmar Kabas: Nein, nein!) Genau das ist das Problem! Und wenn man zum Beispiel halt hier die Wiener Geschützten Werkstätten zitiert, um das Kind beim Namen zu nennen, so müssten Sie wissen, dass dort schon lange das Kontrollamt in der Prüftätigkeit ist, dann müssten Sie wissen, dass das Kontrollamt dort im Dezember bei der Kontrollausschusssitzung den Prüfbericht vorlegen wird und dann werden wir darüber befinden, was ist dort wirklich falsch gelaufen (GR Mag Hilmar Kabas: Das kommt schon noch!) oder was ist auch richtig gelaufen. Und wissen Sie Herr Dr Madejski, mit Vorverurteilungen würde ich sehr vorsichtig sei. Fakt ist, es gibt eine Kontrollamtsprüfung, Fakt ist, diese Kontrollamtsprüfung werden wir behandeln. Das ist der eine Punkt.

Und ich möchte mich auch bemühen, den Datenschutz einzuhalten im Gegensatz zur Frau Schmalenberg, und möchte nur ein bisschen die Kulissen wegschieben. 

Die Kulisse Nummer 1: Der Kollege, der beim Verfassungsgerichtshof angeblich gewonnen hat. Nachdem der Kollege von mir persönlich betreut wird, weil ich ihn seit 25 Jahren kenne, sollte man wissen, warum er beim Verfassungsgerichtshof gewonnen hat. Er hat nämlich in einer formalen Sache Recht bekommen. In seiner materiellen Sache hat er überhaupt nicht Recht bekommen (GR Mag Hilmar Kabas: Weil Sie ihn vertreten haben!), weil der Verfassungsgerichtshof die materielle Sache überhaupt nicht geprüft hat, sondern er hat nur formal gemeint, der Dienstrechtssenat ist hier zuständig oder nicht zuständig. Das hat der Verfassungsgerichtshof formal bewertet, aber seine materielle Angelegenheit hat der Verfassungsgerichtshof hier überhaupt nicht berührt und auch nicht bewertet. Demzufolge hat der Kollege jetzt zwar ein Erkenntnis in der Hand, aber er ist so glücklich wie vorher. Er hat es in der Hand, kann damit aber nichts anfangen. (GR Kurth-Bodo Blind: Wenn er von Ihnen betreut wird!) Das ist das eine. 

Das zweite ist, wenn Sie sich auch ein bisschen in die Materie hineinleben würden, aber die Oberflächlichkeit ist ja bei den Freiheitlichen an der Tagesordnung, dann würden Sie auch wissen, dass mit den Versetzungen zwei Dinge passiert sind. All diejenigen, die versetzt worden sind, wurden von der Personaldirektion zu einem Gespräch eingeladen, warum sie sich haben versetzen lassen, weil auch wir wissen wollten, was hier los ist. Das ist der eine Punkt.

Der zweite Punkt ist: Sie würden auch wissen, dass sich eine bestimmte Anzahl derer, die sich versetzen haben lassen, bereits wieder retour versetzen haben lassen und heute wiederum Mitarbeiter der MA 12 sind. Das würden Sie auch wissen, wenn Sie sich mit der Angelegenheit... (GR Dr Herbert Madejski: Ja das sind ja auch ganz viele!) Es sind gar nicht so wenige, Herr Dr Madejski! Man muss sich mit der Angelegenheit immer ganz auseinandersetzen und nicht oberflächlich, damit man... (GR Dr Herbert Madejski: 7 Namen! 7!) Herr Dr Madejski, ob Sie jetzt 7 haben, 8 haben, 10 haben - es sind mehrere, die hier zurückgekommen sind (GR Dr Herbert Madejski: 7!), die wiederum da sind. Dass wir dort ein Problem haben, Herr Dr Madejski, dazu haben wir nicht Sie gebraucht! Wir sind da schon viel früher umg’hupft, viel früher mit dem Problem umgegangen! Da warte ich nicht bis Sie mir erklären, Sie haben 7 Namen! Ich sage Ihnen, ich habe 15 Namen. Na was machen Sie damit? (Heiterkeit bei der FPÖ.) Das eine.

Und das nächste: Wenn man hier den sogenannten Papst in seinem Fachgebiet zitiert, dann würde ich auch bitten, ihn ganz zu zitieren. Ich lade Sie gerne ein, mit ihm gemeinsam eine Aussprache über seinen Brief zu führen, den er geschrieben hat. Dann würden Sie auch wissen, dass gerade meine Gewerkschaft, der ich ja vorstehe - und dazu gehört auch meine Person -, sehr eng auch damit verbunden ist, dass er überhaupt Papst in diesem Metier geworden ist. Ich bin nur ein Teil dessen (Große Heiterkeit bei der FPÖ.), weil wir zum Beispiel... Na das wissen Sie alles nicht! Schauen Sie, das ist das Problem, dass Sie nicht wissen, wie Menschen gemeinsam umgehen und dass Sie nicht wissen, wie Menschen gemeinsam hier in dieser Stadt auch Dinge bewegt haben, denn dann würden Sie zum Beispiel wissen, dass – und ich sage jetzt absichtlich den Namen des Mediziners nicht, ich sage den Namen nicht – unsere Gewerkschaft die einzige war, die erste war, die hier eine Mobbing-Beratung eingerichtet hat. Wir haben nicht gewartet, bis irgendwelche Leute von außen kommen, sondern wir haben das selbst gemacht. Dann würden Sie zum Beispiel auch wissen, dass dieser Mediziner auch an dieser Mobbing-Beratung beteiligt war (GR Mag Harald STEFAN: Wie schön für ihn!), dann würden Sie auch wissen, dass vieles dessen, was heute das Fachgebiet dieses Mediziners ist, ihm nicht unwesentlich auch durch unsere Aktivitäten eröffnet wurde. Das würden Sie dann auch wissen. Und dann würden Sie auch einen Teil einer gemeinsamen... (GR Mag Harald STEFAN: Umso ärger!) Dann würden Sie einen Teil einer gemeinsamen Geschichte wissen. 

Wenn dieser Mediziner heute aus einem bestimmten Verhärten von Positionen heraus diesen Brief schreibt, dann würden Sie auch wissen, wenn Sie sich näher mit der Sache beschäftigten, warum das so ist. Der Anlassfall ist nicht die Mobbing-Beratung, der Anlassfall ist eine Studie in einem Wiener Spital, woran dieser Mediziner sehr beteiligt war und wir, die Personalvertretung dieses Hauses, mit dem Ergebnis der Studie nicht einverstanden waren. Dann würden Sie auch wissen, dass es hier eine persönliche Begegnung gegeben hat, wenn Sie sich mit der Materie wirklich beschäftigen würden. Das ist aber nicht der Fall. Aber ich wollte das hier nur klarstellen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren! Zum Wort ist niemand mehr gemeldet und die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet.

Wir können nun nahtlos zur Abstimmung über beide Beschluss- und Resolutionsanträge kommen.

Der erste wurde eingebracht von den ÖVP-Ge-

meinderäten KR Pfeiffer, Korosec, Lakatha und Dr Hahn betreffend Übernahme des Sozialressorts durch den Herrn Bürgermeister. In formeller Hinsicht, wie gesagt, ist die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, für diesen ÖVP-Antrag, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Dieser Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden, um das einmal so zu formulieren. 

Der zweite Antrag der GRe Vettermann und Martina LUDWIG betreffend Betreuung von Asylsuchenden. Es wurde ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen. - Das ist die Mehrheit und somit angenommen.

Ja wir sind am Ende der heutigen Sitzung, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Es wird morgen mit der 32. Sitzung um 11 Uhr fortgesetzt. Schönen Nachmittag.

(Ende der Sitzung um 17.12 Uhr.)

